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150. Sitzung 

Bonn, den 4. Dezember 1964 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, heute feiert Frau Ab-
geordnete Dr. Maxsein ihren 60. Geburtstag. Ich 
darf ihr die Glückwünsche des Hauses aussprechen. 

(Beifall.) 

Ich begrüße den neu in den Bundestag eingetre-
tenen Kollegen, Herrn Abgeordneten Exner, und 
wünsche ihm eine gute Zusammenarbeit mit uns. 

(Beifall.) 

Ich rufe auf Punkt 1 der heutigen Tagesordnung: 

Fragestunde (Drucksachen IV/2776, IV/2777). 

Zuerst eine Frage aus dem Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramts — des 
Abgeordneten Dr. Schäfer —: 

Ist es richtig, daß das Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung außer Mitgliedern der Bundesregierung auch Ab-
geordnete der Fraktion der CDU/CSU über Funk mit Nachrichten 
versorgt, wenn sie im Ausland weilen? 

Herr Staatssekretär von Hase bitte! 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Zur 
Unterrichtung der Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland strahlt das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung im Rahmen eines Informations-
funkdienstes auch einen Nachrichtenfunkdienst aus. 
Jedem Abgeordneten steht es frei, bei der Botschaft 
Einblick in diesen Dienst, der zur allgemeinen Wei-
terverbreitung nicht zugelassen ist, zu erhalten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Staatssekretär, geben 
Sie, wie Sie soeben gesagt haben, diese allgemeinen 
Nachrichtendienste nur an die Botschaften, oder 
geben Sie Kabinettsmitgliedern, wenn sie unterwegs 
sind, durch Funk unmittelbar die Nachrichten durch, 
die sie interessieren können? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Es 
ist die Regel, daß für Kabinettsmitglieder und an-
dere wichtige Persönlichkeiten — z. B. auch den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages —, wenn sie 
auf Reisen sind, der Basisdienst dieses Informations-
dienstes auf Wunsch erweitert werden kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Schäfer. 

Dr. Schafer (SPD) : Gehören zu diesen anderen 
wichtigen Persönlichkeiten, von denen Sie sprachen, 
auch einzelne Abgeordnete, und ist man danach ver-
fahren? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Es 
gehören dazu auch einzelne Abgeordnete. So 
wurden z. B. bei der Sitzung der Interparlamentari-
schen Union in Belgrad einzelne Abgeordnete un-
terrichtet. Es steht allen Abgeordneten — ohne jede 
Beschränkung auf irgendeine Fraktion — frei, um 
diesen Dienst zu bitten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Sind bisher auch Abge-
ordnete der Sozialdemokratischen Fraktion einbe-
zogen gewesen? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Bei 
der Sitzung der Interparlamentarischen Union in 
Belgrad ja. Im übrigen ist es eine solche Routine-
angelegenheit, daß Abgeordnete, wenn sie im Aus-
land sind, bei den Botschaften um diese Unterrich-
tung bitten, daß über die Tatsache der Anforderung 
dieses Dienstes in Einzelfällen von den Missionen 
gar nicht an die Zentrale berichtet wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
Möglichkeiten sehen Sie, das Programm der Deut-
schen Welle so zu gestalten, daß jedermann über die 
Deutsche Welle, deren Ausstrahlungskraft dann ver-
stärkt werden müßte, „home news", wie es drüben 
beim BBC heißt, hören könnte? 
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von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Das 
ist, wie Sie schon bemerkt haben, Herr Abgeord-
neter, in erster Linie ein technisches Problem. Wir 
sind sehr bemüht, die Sendeleistungen der Deut-
schen Welle so zu verstärken, daß sie überall und 
zu jeder Zeit empfangen werden kann. Leider unter-
liegt der Empfang dieser Welle auch atmosphäri-
schen Einflüssen, die außerhalb der Einwirkungs-
möglichkeit der Bundesregierung stehen. Die Pro-
grammgestaltung der Deutschen Welle wird durch 
den Rundfunkrat überwacht, dem, wie Sie wissen, 
Mitglieder aller Parteien des Parlaments angehören. 
Wir sind ständig bemüht, dieses Programm auf 
einem einer guten Unterrichtung entsprechenden 
Stand zu halten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Schwabe (SPD) : Ich darf, Herr Staatssekretär, 
noch einmal auf Ihre Antwort von vorhin zurück-
kommen und fragen — der Begriff „wichtige Per-
sönlichkeit" ist für unsereinen so schwierig zu defi-
nieren —: Würde ein normaler Abgeordneter auch 
eine „wichtige Persönlichkeit" in diesem Sinne sein, 
und könnte er sich diese Nachrichten auch erbitten? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Ich 
habe gesagt, daß der Dienst speziell erweitert wer-
den und bei wichtigen Persönlichkeiten um beson-
dere Nachrichten, die für einen besonderen Zweck 
gebraucht werden, ergänzt werden kann. Das kön-
nen wir aus naheliegenden Gründen nicht bei jedem 
einzelnen Abgeordneten machen. 

Jedem Abgeordneten, Herr Abgeordneter, steht 
es aber frei, im Ausland in die Basisdienste Einblick 
zu nehmen. Das ist nicht beschränkt auf wichtige 
Persönlichkeiten. Ich glaube, man wird Verständnis 
dafür haben, daß wir nicht für alle Abgeordneten 
des Bundestages sozusagen von hier aus einen maß-
geschneiderten Informationsdienst aussenden kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Schwabe (SPD) : Darf ich erwarten, daß wir ge-
legentlich von Ihnen etwas präziser hören, wer zu 
den sogenannten wichtigen Persönlichkeiten gehört? 
Es wird ja der Ehrgeiz jedes Abgeordneten sein, 
dann in diesen engeren Bereich vorzustoßen. 

(Heiterkeit.) 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Die 
Terminologie ist nicht genau festgelegt, Herr Abge-
ordneter. Ich kann aber jetzt schon sagen, daß mit 
Sicherheit die Herren Präsidenten des Bundestages, 
Ausschußvorsitzende und Abgeordnete, die in einem 
besonderen Auftrag des Bundestages reisen, in die-
sen Kreis einbezogen werden können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung, und zwar zunächst zur Frage XI/1 — des Ab-
geordneten Schultz —: 

Trifft die Pressemeldung zu, daß die Bildung von Korporatio-
nen für evangelische und katholische Bundeswehroffiziere in die 
Wege geleitet worden ist? 

Herr Bundesminister von Hassel, bitte. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident, gestatten Sie, daß ich die Fragen 
XI/1, XI/2 und XI/3 zusammen beantworte, weil sie 
zusammengehören. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich auch 
die Fragen XI/2 und XI/3 — des  Abgeordneten 
Schultz — auf: 

Haben - bei Bejahung der Frage XI/1 — diese Korporationen 
mit Unterstützungsmitteln aus dem Einzelplan 14 (Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Verteidigung) zu rechnen? 

Wird etwas Ähnliches, wie in Frage XI/1 bezeichnet, für das 
Unteroffizierskorps der Bundeswehr und auch für die Mann-
schaftsdlenstgrade vorgesehen? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Antwort auf diese Fragen lautet wie folgt. Be-
reits seit dem Jahre 1936 besteht die evangelische 
„Christliche Offiziersvereinigung" und seit 1959 der 
katholische „Königsteiner Offizierskreis". Diese Ge-
meinschaften sind Vereinigungen christlicher Offi-
ziere, die in Zusammenarbeit mit ihren Militärgeist-
lichen zu einer verantwortlichen Lebensführung so-
wie zur Selbstbesinnung auf Beruf und Auftrag des 
Offiziers aus der Sicht ihres Glaubens beitragen. 
Seitens der Unteroffiziere und der Mannschaften der 
Bundeswehr sind ähnliche Vereinigungen nicht ge-
gründet worden. 

In einer Weisung des Generalinspekteurs vom 
27. Februar 1964 für die Zusammenarbeit der Kom-
mandeure mit den Militärgeistlichen heißt es:  

Die Militärgeistlichen sind auf die  Mitarbeit 
der Soldaten angewiesen. Es haben sich Sol-
datengemeinschaften gebildet, die die Militär-
seelsorge aus christlicher Verantwortung für 
ihre Kameraden unterstützen. Dazu gehören die 
Christliche Offiziersvereinigung und der König-
steiner Offizierskreis. 

Das Recht zur Bildung solcher Gemeinschaften 
wird durch Art. 9 des Grundgesetzes gewährleistet. 

Die von Ihnen, Herr Abgeordneter, erwähnte 
Pressemeldung 'bezieht sich auf eine Initiative von 
im Raume München stationierten Offizieren im Rah-
men dieser bestehenden Vereinigungen. 

Unterstützungsmittel aus dem Einzelplan 14 des 
Bundesministeriums der Verteidigung sind von die-
sen Gemeinschaften nicht erbeten 'worden. Seit Be-
stehen der Bundeswehr sind solche Hilfen auch nicht 
geleistet worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schultz. 
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Schultz (FDP) : Habe ich Sie recht verstanden, 
Herr Bundesminister, daß die evangelische Christ-
liche Offiziersvereinigung seit dem Jahre 1936 be-
steht, oder haben Sie sich versprochen? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ja, seit 1936. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Schultz (FDP) : Darf ich Ihre Antwort zu der 
Frage, die ich bezüglich der Unterstützung durch das 
Bundesministerium der Verteidigung gestellt habe, 
so verstehen, daß diesen Offiziersvereinigungen also 
keine Mittel aus Titeln des Bundesministeriums der 
Verteidigung gegeben werden? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Jawohl! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie haben insge-
samt sechs Zusatzfragen. 

Schultz (FDP) : Darf ich weiter fragen, Herr Mini-
ster, ob dann der Inhalt der Pressemeldung eigent-
lich unzutreffend gewesen ist? Denn dort wurden 
diese Offiziersvereinigungen mit der Einrichtung des 
KV bzw. CV verglichen, von denen manche ja wis-
sen, daß sie sehr viel weitergehende Dinge tun, als 
nur ihre Mitglieder zur christlichen Lebensführung 

ranzuhalten. 
(Heiterkeit.) 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident, ich weiß nicht, wie ich diese dritte 
Zusatzfrage auslegen soll. Wenn sie etwa dahin 
geht, daß damit die Personalpolitik dieser Vereini-
gungen gemeint sein soll, dann glaube ich, daß eine 
solche Frage gegenstandslos ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die vierte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Schultz. 

Schultz (FDP) : Bevor ich die vierte Zusatzfrage 
stelle, darf ich für diese Antwort danken, Herr Mini-
ster. 

Darf ich noch fragen, ob ich Sie auch richtig ver-
standen habe — um das noch einmal zu präzisie-
ren —, daß es sich bei diesen Offiziersvereinigungen 
im wesentlichen um die Zusammenarbeit mit der 
Militärseelsorge handelt? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich habe dargelegt, daß die Militärseelsorge auf die 
Zusammenarbeit mit den Soldaten angewiesen ist. 
Ich glaube, Herr Abgeordneter, Sie werden mir zu-
geben, daß die Arbeit erleichtert werden kann, wenn 
sich betont christliche Soldaten mit der Militärseel-
sorge zusammen in solchen Vereinigungen um ihren 
Glauben in ihrem Dienst bemühen. Ich sehe darin 

eigentlich nichts, was seitens des Verteidigungs

-

ministeriums beanstandet werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die fünfte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Schultz. 

Schultz (FDP) : Darf ich fragen, Herr Minister, ob 
Sie nicht befürchten, daß von einer solchen Arbeit 
unter Umständen auch desintegrierende Wirkungen 
innerhalb des Offizierskorps ausgehen können? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich bin selber evangelischer Christ, wie Sie wissen, 
Herr Abgeordneter. Die mir also nahestehende 
evangelische christliche Vereinigung besteht seit 
1936 und hat auch nach dem Kriege ohne Unterbre-
chung ihre Arbeit fortgeführt. Ich sehe nicht den 
leisesten Ansatz dafür, daß etwa eine desintegrie-
rende Wirkung von dieser Gemeinschaft ausgehen 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die katholische Gemeinschaft kann ich nicht beurtei-
len. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Augeordneter Schäfer. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, hat diese Ver-
einigung, die 1936 gegründet wurde, kontinuierlich 
weiter bestanden? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Sie hat auch nach dem Kriege weiter bestanden, ja. 
Dieser evangelischen Vereinigung, über die ich 
sprach, gehören nicht nur aktive Offiziere, sondern 
genauso Offiziere aus dem Ruhestand an. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kühn. 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
ist es nicht so, daß gerade von dieser Offiziersver-
einigung, die seit 1936 besteht, auch beispielsweise 
eine sehr verbindende Wirkung zu den Offiziers-
korps in Schweden und in den übrigen- nordischen 
Staaten ausgegangen ist? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Es handelt sich um eine Offiziersvereinigung, die 
sich im internationalen Rahmen mit gleichartigen 
Vereinigungen anderer Länder trifft. Im übrigen hat 
diese evangelische Offiziersvereinigung nicht nur 
evangelische Christen als Mitglieder, sondern auch 
einige katholische Christen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Mommer. 

Dr. Montaner (SPD) : Herr Minister, waren diese 
Offiziere während der Zeit des „Dritten Reichs" 
„Deutsche Christen", oder standen sie der Beken-
nenden Kirche nahe? 
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von  Hassel,  Bundesminister der Verteidigung: 
Die Tatsache, daß sich evangelische Offiziere wäh-
rend des „Dritten Reichs" in einer solchen Ver-
sammlung zusammenfanden, dürfte dafür sprechen, 
daß es nicht „Deutsche Christen" waren, sondern 
Christen der Bekennenden Kirche. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage XI/4 — des Abgeordneten Schwabe —: 

Wie viele Angehörige der Bundeswehr sind seit deren Be-
stehen freiwillig in den Tod gegangen? 

Herr Bundesminister, ich darf bitten. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Auf die vierte Frage, die von dem Thema der frei-
willig in den Tod gegangenen Angehörigen der Bun-
deswehr handelt, ist folgendes zu antworten: 

Von 1957 bis zum 31. Oktober 1964 haben insge-
samt 360 Soldaten der Bundeswehr Selbsttötung be-
gangen. Bei Berücksichtigung des Anwachsens der 
Personalstärke der Bundeswehr ist kein Ansteigen 
der Selbsttötungen in den einzelnen Jahren zu ver-
zeichnen. Im Jahre 1957 waren 19 Selbsttötungen zu 
verzeichnen, 1958 31, 1959 25, 1960 48, 1961 45, 
1962 55, 1963 69 und bis zum 31. Oktober dieses 
Jahres 68 Selbsttötungen. 

Auf hunderttausend Soldaten bezogen, ist die Zahl 
1957 20, sie fällt dann 1959 auf 12 ab und steigt da-
nach langsam wieder auf 19 an. Sie fällt erneut ab 
auf 15 und beträgt im Jahre 1963 18 und 1964 bis 
zu dem Datum, das ich nannte, ebenfalls 18. Im 
Durchschnitt der Jahre bis einschließlich 1963 sind es 
auf hunderttausend Soldaten also 17 Tötungen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Schwabe. 

Schwabe (SPD) : Darf ich fragen, Herr Minister, 
ob in allen diesen Fällen durch Ihr Haus eine ein-
gehende Untersuchung über die Gründe angestellt 
worden ist und zu welchen Ergebnissen Sie dabei 
gekommen sind? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
In allen Fällen findet eine eingehende Untersuchung 
statt. Daß naturgemäß nicht jeder Grund wirklich 
klar erkennbar ist, wird Ihnen, glaube ich, auch ver-
ständlich sein. 

Bei einer Aufschlüsselung der Gesamtzahl von 
360 Toten nach den wesentlichsten Bereichen ergibt 
sich, daß der bei weitem größte Teil, nämlich über 
45 %, auf irgendeine Liebes-, Ehe- oder Familien-
konfliktsituation zurückzuführen ist. Bei etwa 5 1/2 % 
liegen wirtschaftliche Schwierigkeiten, bei 21,4 4% 

 Furcht vor Strafe, bei 2 1/2 % berufliche Schwierig-
keiten und bei fast 7 % Alkoholmißbrauch vor. Bei 
18,2 % sind es sonstige Motive. 

Schwabe (SPD) : Würden Sie es für möglich hal-
ten, daß bei den  18% der in der Öffentlichkeit ge-
nannte Grund des rüden Tons in der Bundeswehr 

eine Rolle spielt? Haben Sie sich gerade mit dieser 
für jeden Abgeordneten, der sich für die Wehr-
pflicht ausgesprochen hat, gravierenden und bela-
stenden Tatsache bereits hinreichend auseinander-
gesetzt? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Uns liegt ein sehr eingehender Bericht über die 
Untersuchungen im Zusammenhang mit dem von 
Ihnen angeführten Fall vor. Er ist bei einer Marine-
Ausbildungseinheit in Glückstadt passiert. Die ein-
gehenden Ermittlungen hat die Bundeswehr vor-
genommen. Außerdem ist die Staatsanwaltschaft 
eingeschaltet worden. 

Die Begründung „rüder Ton" trifft auch nicht an-
nähernd zu. Wir haben nicht erkennen können, was 
vorliegt. Aber ganz eindeutig geht aus den Berich-
ten hervor, daß rüder Ton in der Einheit nicht 
geherrscht hat oder der Anlaß dazu hätte sein kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Killat. 

Killat (SPD) : Herr Minister, sind Sie in der Lage, 
entsprechende Angaben über die Zahl der Selbst-
mordfälle auf hunderttausend Zivilpersonen zu 
machen und diesen anderen Zahlen gegenüberzu-
stellen, vielleicht sogar bei ähnlicher Altersstruktur? 

voll Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Abgeordneter, es gibt eine Untersuchung über 
die Altersgruppe der 20- bis 25jährigen; das sind 
im wesentlichen die Altersgruppen, die auch in der 
Bundeswehr in Betracht kommen. Diese Untersu-
chung zeigt, daß in der Zivilbevölkerung für die 
Jahre 1959 bis 1961 auf hunderttausend Einwohner 
— die Zahlen, die ich vorhin nannte, bezogen sich auf 
hunderttausend Soldaten — pro Jahr durchschnitt-
lich 22,6 Selbsttötungen kommen. Diese Zahl liegt 
höher als die vergleichbare Zahl auf hunderttau-
send Soldaten. In der zivilen Bevölkerung, Herr 
Abgeordneter, waren es 1962 sogar 24,9 auf hun-
derttausend Einwohner der Altersgruppe der 20-
bis 25jährigen. Demgegenüber ereigneten sich in 
der Bundeswehr in der gleichen Altersgruppe, also 
in der Gruppe der 20- bis 25jährigen, im selben 
Zeitraum 14 Selbsttötungen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage XI/5 — des Abgeordneten Kaffka —: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in verschiedenen Stand-
orten der Bundeswehr die Soldaten mit eigenen Mitteln Kaser-
nenstuben tapezieren lassen müssen, um sie dadurch in einen 
menschenwürdigen Zustand zu versetzen? 

Herr Minister, ich darf bitten. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident, aus der Fragestellung könnte ge-
schlossen werden, daß die Soldaten die Kosten für 
die Renovierung ihrer Stube durch Handwerker 
selbst aufbringen müssen. Das trifft nicht zu. Der 
Wandanstrich der Kasernenstuben in stark belegten 
oder solchen Unterkünften, in denen die Belegung 
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häufig wechselt, ist gelegentlich besserungsbedürf-
tig. Die Fristen für die Erneuerung des Anstrichs, 
die in den Richtlinien des Bundesschatzministeriums 
für öffentliche Bauten festgesetzt worden sind, sind 
für den Betrieb in den Kasernen in der Regel aller-
dings zu lang. Deshalb machen die zuständigen Be-
hörden laufend von den Ausnahmemöglichkeiten 
durch Verkürzung der Erneuerungsfristen Gebrauch. 
Der Zustand der Kasernenstuben und die notwen-
digen Reparaturen werden alljährlich im Herbst 
durch Begehungen gemeinsam mit der Truppe fest-
gestellt und die nötigen Haushaltsmittel zu Beginn 
des Rechnungsjahres zugewiesen. Handwerker für 
diese Schönheitsreparaturen sind gerade heutzutage 
nicht immer nach Wunsch zu bekommen. Deshalb 
hat die Truppe die Möglichkeit erhalten, einfachere 
Arbeiten — und hierzu gehört u. a. auch der Innen-
anstrich der eigenen Unterkunft — selbst auszufüh-
ren und sich das Material dafür von den Standort-
verwaltungen geben zu lassen. Fälle, in denen die 
Standortverwaltungen die Bereitstellung von Mate-
rialien abgelehnt hätten, sind mir nicht bekannt. 

Kasernenräume werden nur gestrichen und nicht 
tapeziert. Soweit Soldaten selbst und mit eigenen 
Mitteln die Kasernenstuben selbst tapeziert haben, 
ist dies gelegentlich und freiwillig, vielfach im Rah-
men von Wettbewerben unter dem Motto: „Wer 
hat die schönste Stube?", geschehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kaffka! 

Kaffka (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen bekannt, 
daß der Standortverwaltung Bergzabern von der 
zuständigen Wehrbereichsverwaltung 10 000 DM 
zugewiesen worden sind, nachdem ich diese Frage 
gestellt hatte, damit die Unterkunftsverhältnisse 
dort verbessert werden könnten durch Selbsthilfe 
der Soldaten, die mit diesen Mitteln Material kau-
fen sollten? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Wir haben, glaube ich, 450 Kasernen, Herr Abge-
ordneter. Ich habe diese Frage als Zusatzfrage ge-
ahnt und darf dazu folgendes sagen: 

Die Mackensen-Kaserne in Bergzabern wurde von 
den französischen Streitkräften im Jahre 1960 über-
nommen und mußte mit Einheiten der Bundeswehr 
belegt werden, ohne daß vorher Instandsetzungs-
arbeiten und notwendige Zubauten durchgeführt 
werden konnten. Seit dieser Zeit sind von der 
Finanzbauverwaltung eine Reihe von Vorentwürfen 
für die notwendigen Instandsetzungsarbeiten er

-

stellt und zum Teil ausgeführt worden. Insgesamt 
sind rund 1 200 000 DM an Haushaltsmitteln für 
diese Arbeit zugewiesen worden. Ein weiterer Vor-
entwurf über 370 000 DM liegt zur Zeit zur Be-
willigung der Haushaltsmittel bei dem Herrn Bun-
desminister der Finanzen. Eine zügige Durchführung 
dieser Arbeiten scheiterte an der bereits erfolgten 
Belegung der Kasernen durch die Truppe. 

Um die Unterkünfte vorab etwas freundlicher zu 
gestalten, haben Truppe und Handwerker der 
Standortverwaltung gemeinsam Anstricharbeiten 

durchgeführt. Die Verwaltung hat dazu Materialien 
im Betrag von 12 000 DM beschafft. Neuerdings 
haben Soldaten ihre Unterkunftsräume teilweise 
auch aus eigenen Mitteln hergerichtet. Dies geschah 
freiwillig und nicht, um einem menschenunwürdigen 
Zustand abzuhelfen, sondern weil die Truppe durch 
einen Wettbewerb — „Wer hat die schönste Stube?" 
— dazu angeregt worden war. Dabei hat dann die 
Truppe Tapeten verwendet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Kaffka. 

Kaffka (SPD) : Herr Minister, sind Sie der An-
sicht, daß die teilweise schlechten Unterkunftsver-
hältnisse der Truppenteile mit eine Ursache sind für 
den hohen Fehlbestand an Unteroffizieren und Offi-
zieren? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Das ist sicher mit ein Grund, obwohl man nicht ge-
nau analysieren kann, ob in alten und nicht sonder-
lich wohnlichen Kasernen die Relation zwischen 
Soldaten, Unteroffizieren und Offizieren ungünsti-
ger ist als in modernen Kasernen. Aber da wir diese 
Schwierigkeit kennen, haben wir die Mittel für die 
Instandsetzungsarbeiten der Art, wie ich sie Ihnen 
schilderte, ganz wesentlich erhöht, nämlich von 55 
Millionen DM im Jahre 1963 auf 109 Millionen DM 
im kommenden Jahr. Sie ersehen daraus, daß wir 
dieser „wohnlichen Seite" für Soldaten, Unteroffi-
ziere und Offiziere unsere besondere Aufmerksam-
keit widmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, ergibt sich 
nicht aus Ihrer vorbereiteten Antwort zur ersten 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Kaffka, daß 
Sie aus der Fragestellung schon sehr wohl erkennen 
mußten, daß es sich um eine bestimmte Kaserne 
handelt? Sonst hätten Sie ja sich nach Ihren Worten 
für 450 Kasernen vorbereiten müssen. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Abgeordneter, da nicht jeder Abgeordnete, der 
eine Frage stellt, auch gleich die Zusatzfrage schrift-
lich formuliert, muß jeder Minister darüber nach-
denken: Was könnte der Abgeordnete mit seiner 
Frage gemeint haben? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sanger.  

Sänger (SPD) : Herr Minister, ich habe eine 
Frage, auf die Sie sicherlich nicht vorbereitet sind: 
Ist Ihnen bekannt, daß z. B. auch in der Kaserne 
Wentorf im Schleswig-Holsteinischen zweckmäßi-
gerweise mehr als bisher getan werden müßte, um 
die Räume wohnlich zu machen? Dort nämlich waren 
private und zum Teil auch öffentliche Aufwendun- 
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gen notwendig, um wenigstens die mit Namen von 
ostdeutschen Städten versehenen Stuben einiger-
maßen mit den Emblemen dieser Städte, mit Bildern 
und ähnlichem ausstatten zu können. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich werde die Gelegenheit wahrnehmen, mir heute 
nachmittag um 17 Uhr die soeben von Ihnen als 
so schrecklich geschilderte Kaserne Wentorf anzu-
sehen. 

(Zuruf des Abg. Sänger.) 

Aber, Herr Abgeordneter, darf ich Sie auf folgendes 
aufmerksam machen: Wentorf — zwei große Kaser-
nen — beherbergte bis vor wenigen Jahren im 
Schnitt 8000 bis 10 000 Flüchtlinge, die dort im 
Durchgangslager aufzunehmen waren, bevor sie um-
gesiedelt wurden. Daß die Renovierung einer sol-
chen Kaserne außerordentliche Schwierigkeiten 
macht, dürfte Ihnen bekannt sein. Ich glaube, daß 
gerade in Wentorf infolge der besonders schwieri-
gen Anfangsverhältnisse, die dort herrschten, beson-
ders viel geschehen ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Sänger (SPD) : Herr Minister, würden Sie bitte 
verstehen, daß ich nicht die Absicht hatte, von einer 
„schrecklichen" Kaserne zu sprechen, wohl aber 
durch meine Frage empfehlen wollte, Städte, Ver-
schönerungsvereine oder ähnliche Einrichtungen „an-
zuregen", eine Hilfe für die Soldaten zu geben, die 
gerade in einer solchen Kaserne — es handelt sich 
um ein Ausbildungsregiment — nur kurze Zeit 
wohnen. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Wenn ich heute den Bürgermeister von Wentorf 
sehe, werde ich diese Frage mit ihm besprechen. 

Aber auch glaube, Herr Abgeordneter, wenn Sie 
andere Kasernen besuchen, werden Sie feststellen, 
mit welchem Interesse die Soldaten sich um die 
wohnliche Ausstattung Ihrer Unterkünfte über das 
hinaus, was der Staat zur Verfügung stellen kann, 
sehr ernsthaft bemühen. Wir sollten bei dieser Ge-
legenheit allen Soldaten ruhig einmal diese Aner-
kennung bezeigen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Wellmann (SPD) : Herr Minister, trifft es zu, daß 
der von Ihnen erwähnte Wettbewerb „Wer hat die 
(schönste Stube?" trotz der verstärkten Mittel zu 
einem großen Teil von den Soldaten selbst finan-
ziert worden ist? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich 'habe ausdrücklich dargelegt, Herr Abgeordneter, 
und es ist in meinem Erlaß festgehalten, daß dort, 
wo die Truppe, bevor eine Grundinstandsetzung 
vernünftig erfolgen kann, zu einer Selbsthilfe 
schreitet, die zuständige Standortverwaltung, nach- 

dem sie sich das angesehen hat, die Mittel dazu be-
reitstellt. Ich könnte Ihnen nicht nur ein Beispiel, 
ich könnte Ihnen eine große Zahl von Beispielen 
ähnlicher Art wie in Bergzabern nennen. 

Wellmann (SPD) : Herr Minister, meine Frage ist 
leider nicht beantwortet: Trifft es zu, daß die Sol-
daten zu einem großen Teil selber die Mittel zur 
Verfügung gestellt haben? 

(Zuruf von der  Ministerbank.) 

— Daß auch von amtlicher Seite Mittel zur Ver-
fügung gestellt worden sind, habe ich ja nicht abge-
stritten! 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Wenn die Soldaten in eigener Leistung, nach eige-
nen Plänen, eigenen Wünschen und eigenen Zielen 
ihre Stuben ausgestalten und dafür mehr Geld auf-
wenden, als sie ersetzt bekommen, dann ist das ihre 
eigene Angelegenheit. Wir sollten das allerdings 
auch ruhig einmal anerkennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kübler (SPD) : Herr Minister, darf ich anneh-
men, daß diese Mittel auch für Tapeten zur Ver-
fügung gestellt werden, wenn die Soldaten keine 
andere Möglichkeit hatten — in Baracken, wie etwa 
in Mannheim in der Pionierkaserne —, ihre Räume 
herzurichten? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Abgeordneter, die Masse der Soldaten ist nicht 
in Baracken untergebracht, sondern in massiven, 
entweder ganz alten, alten oder neuen Kasernen. 
Wenn irgendwo eine Ausnahmesituation gegeben 
sein sollte, ist der letzte, der nicht mit einer Aus-
nahmesituation fertigzuwerden bereit ist, der Bun-
desverteidigungsminister. Ich bin aber nicht bereit, 
ganz generell zu sagen: „Statt Anstrich Tapeten." 
Denn damit würden wir das ganze Prinzip verlas-
sen, und dann käme nachher der Streit darüber, was 
für Tapeten man aufhängen soll, welche Qualität 
und was für ein Muster sie haben oder nicht haben 
sollen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Reinhard (CDU/CSU) : Herr Minister, wie 
beurteilen Sie die Frage der SPD im Zusammenhang 
mit dem früheren Schlagwort „Wohnungen statt 
Kasernen" ? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich darf Ihnen die Anregung geben, diese Frage an 
die SPD zu stellen und nicht an den Minister. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte, Herr Kollege, 
eine Zusatzfrage. 
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Schlüter (SPD) : Ist Ihnen bekannt, ob für die 
Wettbewerbe „Wer hat die schönste Stube?" even-
tuell Belohnungen ausgesetzt oder Anreize gegeben 
wurden? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Sicher. Allerdings werden diese Belohnungen nicht 
vom Bundesministerium der Verteidigung ausge-
setzt. Die Einheitsführer gehen in eigener Zustän-
digkeit mit dem Offiziers- und Unteroffizierskorps 
zu Rate, welche Art der Belohnung sie verteilen 
können. Das kann eine Flasche Schnaps sein, das 
kann vielleicht auch ein halber Tag Sonderurlaub 
oder etwas Ähnliches sein. Das ist allein ihre Ent-
scheidung. Mir scheint, man sollte nicht von oben 
her reglementieren, welche Art der Belohnung oder 
Belobigung der einzelne bekommen soll. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Schlüter (SPD) : Herr Minister, sind Sie nicht mit 
mir der Meinung, daß dabei die Gewähr gegeben 
sein müßte, daß das ansässige heimische Gewerbe 
nicht eventuell durch einen Wettbewerb ausgeschal-
tet wird? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Frage beantworte ich mit Nein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
den Fragen XI/6 und XI/7 — des Herrn Abgeord-
neten Kaffka —; ich nehme an, Sie werden sie ge-
meinsam beantworten, Herr Minister: 

Wie viele Sanitätsoffiziere fehlen der Bundeswehr? 

Was hat das Bundesverteidigungsministerium bisher unter 
nommen, um den Mangel an Sanitätsoffizieren zu beheben? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ja, ich werden die beiden Fragen, die eng zusam-
menhängen und sich mit dem Thema der Sanitäts-
offiziere der Bundeswehr befassen, zusammen be-
antworten. 

Zu der ersten Frage darf ich die Zahlen nennen: 
Der Bundeswehr fehlen rund 750 Sanitätsoffiziere, 
darunter etwa 550 Ärzte; der Rest verteilt sich auf 
Zahnärzte, Apotheker und einige Veterinärärzte. 
Das bedeutet, daß 41 % der Planstellen für Sani-
tätsärzte im Bundeshaushalt 1964 unbesetzt sind. 

Die zweite Frage, was das Bundesministerium der 
Verteidigung unternommen hat, um den Mangel an 
Sanitätsoffizieren zu beheben, darf ich wie folgt be-
antworten: Wie die Erfahrung lehrt, ist eine schnelle 
Behebung des Mangels nicht möglich. Um auf weite 
Sicht eine Änderung herbeizuführen, hat das Bun-
desverteidigungsministerium bisher folgendes un-
ternommen. 

Erstens. Durch das Besoldungsänderungsgesetz 
von 1957 wurden die Sanitätsoffiziere vom Stabs-
arzt bis zum Oberfeldarzt gegenüber den Offizieren 
der übrigen Dienstgrade um eine Besoldungsgruppe 
bessergestellt. So erhält der Stabsarzt, der im Range 

eines Hauptmannes steht, die Besoldung wie ein 
Major, der Oberstabsarzt, im Range einem Major 
vergleichbar, die Besoldung eines Oberstleutnants 
und der Oberfeldarzt, der den Rang eines Oberst-
leutnants innehat, die nächst höhere Besoldungs-
gruppe. 

Zweitens. Durch Erlaß vom 16. Dezember 1960 ist 
den Sanitätsoffizieren die Ausübung ärztlicher Pri-
vatpraxis allgemein gestattet worden. 

Drittens. Das Bundesverteidigungsministerium ge-
währt seit 1960 Studenten der Medizin, der Zahn-
medizin und der Pharmazie Studienbeihilfen, wenn 
sie sich für eine achtjährige Dienstzeit in der Bun-
deswehr nach bestandenem Staatsexamen verpflich-
ten. Zur Zeit stehen Haushaltsmittel für 500 Stu-
dienplätze zur Verfügung. Die Zahl der Bewerber 
ist größer als die Zahl der verfügbaren Plätze. Des-
halb ist eine Erhöhung der Zahl der Studienbeihilfe-
plätze geplant. 

Die Auswirkungen dieser Maßnahmen werden ab 
1970 stärker ins Gewicht fallen. Dann wird mit 
einem jährlichen Zuwachs von etwa 120 Jungärzten 
gerechnet werden können. 

Viertens. Seit April 1963 werden ungediente 
Ärzte, Zahnärzte und Apotheker der Geburtsjahr-
gänge 1937, zweite Hälfte, und jünger zu einem ver-
kürzten Grundwehrdienst von sechs Monaten ein-
berufen. Im Benehmen mit den Standesorganisatio-
nen beabsichtige ich, die verkürzte Grundwehr-
dienstzeit auf zwölf Monate auszudehnen. Auf je-
den Fall kann ein spürbare Entlastung auf diesem 
Weg ab 1966 erwartet werden. 

Fünftens. Ebenfalls seit April 1963 werden Abitu-
rienten, die Medizin, Zahnmedizin oder Pharmazie 
studieren wollen, vor Aufnahme des Studiums zu 
einem verkürzten Grundwehrdienst von zwölf Mo-
naten einberufen. Zum Ausgleich für die im ver-
kürzten Wehrdienst fortgefallenen sechs Monate 
werden sie nach ihrer Bestallung zum Arzt, Zahn-
arzt oder Apotheker eine sechsmonatige Wehr-
übung ableisten. 

Ich habe die personelle Lage des Sanitätsdienstes 
der Bundeswehr am 3. November 1964 mit den Ver-
tretern der ärztlichen, zahnärztlichen und pharma-
zeutischen Standesorganisationen eingehend er-
örtert. Bei dieser Gelegenheit ist vor allem auch 
besprochen worden, künftig diejenigen Abiturien-
ten, die Medizin, Zahnmedizin oder Pharmazie zu 
studieren beabsichtigen, vom Grundwehrdienst zu-
rückzustellen, um sie erst nach ihrer Bestallung zur 
Ableistung des Grundwehrdienstes einzuberufen. 
Dazu ist jedoch eine Gesetzesänderung nötig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage der Herr Abgeordnete Kaffka! 

Kafka (SPD) : Herr Minister, wie viele der 750 
Sanitätsoffiziere sind tatsächlich im Truppendienst, 
und wie hoch ist der Prozentsatz derjenigen, die in 
der reinen Verwaltung tätig sind? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Antwort darauf kann ich Ihnen nicht geben. Die 
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Zahl der Offiziere in der Sanitätsinspektion hier 
und ,die Zahl der zuständigen Sanitätsoffiziere drau-
ßen in den einzelnen Kommandobehörden ist sehr 
begrenzt. Wir bemühen uns darum, die Masse der 
Sanitätsoffiziere dort zu haben, wohin sie gehören, 
nämlich bei der Truppe. Die Zahl der Sanitätsoffi-
ziere bei der Truppe reicht aber bei weitem nicht 
aus,  so  daß als Behelf auf den praktischen zivilen 
Arzt zurückgegriffen wird, der dann in einem be-
sonderen finanziellen Verhältnis mit uns  die  Auf-
gabe übernimmt. Das ist aber nur eine Übergangs-
lösung. Die Abstellung der Mißstände erfolgt durch 
Maßnahmen, wie ich sie eben vorgetragen habe. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kaffka! 

Kaifra (SPD) : Herr Minister, weshalb haben 
Sanitätsoffiziere vergleichsweise wesentlich schlech-
tere Beförderungs - und Aufstiegsmöglichkeiten in 
die höheren Dienstgrade als die Truppenoffiziere? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Frage ist mir nicht nur bekannt, die Frage ist 
auch berechtigt. Seit geraumer Zeit sind deshalb 
Verhandlungen mit dem Finanzministerium im 
Gang, um eine einigermaßen gleichartige Aufstiegs-
möglichkeit im Sanitätsdienst zu erreichen, wie sie 
im übrigen Dienst der Truppenoffiziere gegeben ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine dritte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kaffka! 

Kaffka (SPD) : Ist aus demselben Grund der 
Inspekteur des Sanitätswesens eine Rangstufe tie-
fer eingestuft als die  übrigen Inspekteure? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Über die Frage des dritten Sterns für den Inspek-

teur -des Sanitätswesens ist — und das wissen die 
Mitglieder des Haushaltsausschusses — viel disku-
tiert worden. Sie wissen, daß der Bundesminister 
der Verteidigung für eine Gleichstellung eingetreten 
ist, und er hofft, daß er sie bei der nächsten Stellen-
beratung auch erreicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Tamblé. 

Dr. Tamblé (SPD) : Herr Minister, können Sie 
sagen, wieviel Prozent der Sanitätsoffiziere Privat-
praxis ausüben, oder ist es nicht so, daß wegen der 
vielen Fehlstellen die Sanitätsoffiziere derart über-
belastet sind, daß sie von diesem Angebot über-
haupt keinen Gebrauch machen können? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Frage kann ich Ihnen nicht beantworten. Aber 
ich lege Wert darauf, daß der Sanitätsoffizier die 
Möglichkeit hat, eine gewisse Privatpraxis auszu-
üben, weil ich glaube, daß das im Sinne des Sani-
tätsoffiziers und damit auch der Bundeswehr liegt, 
daß er nämlich nicht nur eine etwa gleichartige 

Altersstufe junger Männer behandelt, sondern auch 
sein ärztliches Wissen durch eine Privatpraxis wei-
terbilden und ausweiten kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dazu eine Zusatz-
frage? — Bitte. 

Dr. Tamblé (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß die  Besoldung britischer Sanitätsoffiziere 
im Durchschnitt etwa 50% höher ist als die der 
deutschen und daß außerdem den britischen Sani-
tätsoffizieren noch besondere Zulagen und Ver-
günstigungen gewährt werden und daß in England 
auf diese Weise dem Ärztemangel, der etwa der 
gleiche war wie bei uns in der Bundesrepublik, 
innerhalb von zwei Jahren wirksam begegnet wer-
den konnte? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Wir können nicht die deutschen Verhältnisse mit 
denen in anderen NATO-Staaten ohne weiteres ver-
gleichen; dann würden wir z. B. beim Besoldungs-
gefüge zwischen deutschen Soldaten, Unteroffizieren 
und Offizieren, und gleichartigen amerikanischen 
Rangstufen einen außerordentlichen Unterschied fin-
den. Die englische Lösung, die Sie eben ansprachen, 
ist meines Wissens erst in der allerjüngsten Zeit in 
England eingeführt, um auf diese Weise dem Mangel 
an Sanitätsoffizieren beikommen zu können. Wir 
haben das — ich darf Sie darauf aufmerksam 
machen — ja auch bei uns insofern getan, als die 
Sanitätsoffiziere bereits um eine Gruppe höher ein-
gestuft sind als vergleichbare Truppenoffiziere. Wir 
sind also auf dem Gebiet der Besoldung auf unserer 
Seite dem deutschen Sanitätsoffizier bereits entge-
gengekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hamm. 

Dr. Hamm (FDP) : Herr Minister, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß primär die Bemühungen auf 
die Förderung des aktiven Sanitätsoffiziers ausge-
richtet werden müssen und daß deshalb die Maß-
nahmen, von denen Sie gesprochen haben — Stu-
dienbeihilfe, Zurückstellung des Grundwehrdienstes 
bis nach der Approbation —, an sich nicht an dem 
richtigen Punkt ansetzen, daß sie zwar durchaus 
notwendig sind, daß aber der wesentliche Punkt die 
aktiven Sanitätsoffiziere sind? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Den ersten Teil Ihrer Frage beantworte ich mit Ja; 
man muß beim aktiven Sanitätsoffizier ansetzen. 

Zur zweiten Frage darf ich Ihnen erklären, daß ich 
bisher keinen besseren Vorschlag selber habe aus-
arbeiten können bzw. mir kein besserer Vorschlag 
gemacht worden ist, wie ich mit der Frage besser 
fertig werden könnte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Noch eine Zusatz-
frage, bitte sehr, 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 150. Sitzung. Bonn, Freitag, den 4. Dezember 1964 	7381 

Dr. Hamm (FDP) : Glauben Sie, Herr Minister, 
daß die Ausgaben für eine Verbesserung der Besol-
dung — deren Begründung man daraus herleiten 
könnte, daß es  ja nicht nur militärischer, sondern 
auch medizinischer Dienst ist — geringer sein könn-
ten als die Leistungen an die Vertragsärzte? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Zweiflelsohne! Aber wenn wir die Besoldung des 
Sanitätsdienstes wesentlich verändern, dann wird 
das sofort Auswirkungen auf den gesamten öffent-
lichen Dienst überhaupt haben. Deshalb, scheint mir, 
muß man bei einer solchen Betrachtung nicht nur 
das eine sehen, sondern das Ganze. 

Im übrigen habe ich Ihnen im Zusammenhang mit 
einer Zusatzfrage dargelegt, daß wir uns um eine 
Verbesserung des Stellenkegels bemühen. Ein besse-
rer Stellenkegel mit besseren Aufstiegsmöglichkei-
ten kommt auch Ihrer Fragestellung entgegen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kreitmeyer! 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß sämtliche Armeen, zumindest in Europa, 
sich dadurch helfen, daß sie über den Reservesani-
tätsoffizier die truppenärztliche Betreuung sicher-
stellen? Welche Hindernisse liegen noch vor, den 
gleichen Weg auch bei uns zu gehen? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das waren aber 
zwei Fragen! 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Frage der Reservesanitätsoffiziere wird bei uns 
genauso gesehen. Wir bemühen uns in großem Um-
fang, Sanitätsoffiziere der Reserve heranzubilden 
und sie in den Reservedienstgrad auch überführen 
zu können. Die Schwierigkeit liegt aber darin: man 
kann nicht den Reservesanitätsoffizier so häufig 
einziehen, daß damit etwa die Lücke im aktiven 
Sanitätsoffizierskorps geschlossen wird. Das Re-
servesanitätsoffizierskorps ist ja vor allen Dingen 
für einen etwa eintretenden Ernstfall gedacht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen nun-
mehr zur Frage XI/8 — des Herrn Abgeordneten Dr. 
Huys —: 

Ist die Bundesregierung bereit, in einer zukünftigen Novelle 
zur Rentenversicherung den Berufssoldaten, die sich aus ihrer 
früheren Berufstätigkeit die Anwartschaft auf eine freiwillige 
Weiterversicherung erworben haben, die geleisteten Beiträge 
rückzuerstatten, falls sie dieses beantragen? 

Herr Minister, bitte. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Rückerstattung der Arbeitnehmeranteile von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung an 
Berufssoldaten, die am 8. Mai 1945 Berufssoldaten 
der alten Wehrmacht gewesen sind und in der Zeit 
vom 8. Mai 1945 bis zur Berufung in das Dienstver-
hältnis eines Berufssoldaten einer versicherungs-
pflichtigen Tätigkeit nachgegangen sind, wird be-
reits in § 78 des Soldaten-Versorgungsgesetzes ge

-

regelt. Der Antrag auf Erstattung ist innerhalb eines 
Jahres nach der Berufung in das Dienstverhältnis 
eines Berufssoldaten zu stellen. Für die Berufssol-
daten der ehemaligen Wehrmacht, die nicht in die 
Bundeswehr eingetreten sind, gelten die entspre-
chenden Vorschriften der §§ 73 und 74 des Gesetzes 
zu Art. 131 GG. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
bitte! 

Dr. Huys (CDU/CSU) : Herr Minister, sind diese 
Berufssoldaten, die jetzt erst nach .der Aufstellung 
der Bundeswehr eingetreten sind, gegenüber ande-
ren Bundeswehrberufssoldaten dadurch im Nachteil, 
daß sie jetzt zwar eine Anwartschaft auf Weiterver-
sicherung haben,  aber doch sehr hohe Beiträge auf-
wenden müssen, wenn sich dieser Schritt für später 
lohnen sollte? Diese Personen haben daher den 
Wunsch, wenigstens die eingezahlten Beiträge zu-
rückerstattet zu bekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Minister! 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich habe Ihnen dargelegt, Herr Abgeordneter, :daß 
auf Grund des § 78 des Soldatenversorgungsgeset-
zes ein ehemaliger Soldat, der in der Zwischenzeit 
einen anderen Beruf ausgeübt hat, bei Eintritt in die 
Bundeswehr innerhalb eines Jahres einen Antrag in 
dieser Richtung stellen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage? 

(Abg. Dr. Huys: Nein!) 

Dann komme ich zur Frage XI/9 — des Abgeord-
neten Flämig —: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei-
fen, um sicherzustellen, daß Waffen- und Munitionslager sowie 
der Öffentlichkeit zugängliche Manöverplätze nicht nur der deut-
schen Bundeswehr und deutscher Polizeidienststellen, sondern 
insbesondere auch der in der Bundesrepublik stationierten alli-
ierten Streitkräfte so gesichert und bewacht werden, daß nicht 
Unbefugte, vor allem Kinder und Jugendliche, sich ohne größere 
Schwierigkeiten Waffen, Munition und Sprengkörper aneignen 
und damit unter Umständen schwere Schäden an Leben und Ge-
sundheit anrichten können? 

Bitte, Herr Minister! 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Anlagen und Einrichtungen der Bundeswehr, in 
denen Waffen und Munition gelagert werden, sind 
ausnahmslos unter Verschluß und werden zusätzlich 
bewacht. Die Bundeswehr hat hierfür 1963 täglich 
7200 Soldaten und 4250 zivile Wachleute eingesetzt. 
Die für das zivile Bewachungspersonal aufgewen-
deten Mittel betrugen 1963 52 Millionen DM. 

Hinzu kommen die baulich-technischen Sicherun-
gen, die eine zusätzliche Absicherung bedeuten. 

Der Schutz dieser Lager ist in jedem Falle so 
gründlich, daß Unbefugte, besonders Jugendliche 
und Kinder, nicht an die Bestände herankönnen. Die 
Ausgabe von Waffen und Munition sowie der Ge-
brauch und der Verbrauch sind durch einschlägige 
Dienstvorschriften in der Truppe geregelt und unter- 
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Bundesminister von Hassel 
liegen einer ständigen Kontrolle. Die hierfür gelten-
den Dienstvorschriften sind seit langem in der 
Truppe bekannt und werden zuverlässig angewen-
det. 

Bei allen Gefechtsübungen der Truppe, die außer-
halb der Bundeswehrliegenschaften durchgeführt 
werden, befindet sich die Übungsmunition ,der 
Truppe unter deren vollständiger Kontrolle bis zum 
Verschuß. Feldjägereinheiten und die häufig zur 
Mitarbeit herangezogenen Polizeikräfte der Länder 
sperren die besonderen Gefahrenpunkte zum 
Schutz der Zivilbevölkerung ab. In den meisten Fäl-
len wird die Zivilbevölkerung rechtzeitig durch die 
Presse über die Übungsvorhaben der Truppe infor-
miert. 

Truppenübungsplätze und Standortübungsplätze 
lassen sich nicht hermetisch gegen den  Eintritt Un-
befugter abschließen. Hier sind alle Sicherheitsvor-
kehrungen so getroffen, daß Außenstehende durch 
Zäune und Tafeln die Grenzen der Plätze und damit 
die Gefahrenbereiche leicht erkennen können. Die 
besonderen Gefahrenbereiche — ,also Schießbahnen, 
Feuersammelräume — sind jeweils besonders ge-
kennzeichnet und werden zusätzlich bewacht. 

Ähnliche Grundsätze gelten auch für die Statio-
nierungsstreitkräfte. Nach dem Gesetz zum NATO-
Truppenstatut und zu den Zusatzvereinbarungen 
vom 18. August 1961 — in Kraft getreten am 1. Juni 
1963 — haben die Stationierungsstreitkräfte gemäß 
Artikel II des NATO-Truppenstatuts grundsätzlich 
deutsches Recht zu beachten. Sie können eigene 
Vorschriften auf dem Gebiet der Sicherheit und Ord-
nung gemäß Artikel 53 des Zusatzabkommens des 
Unterzeichnungsprotokolls dazu nur anwenden, 
wenn diese Vorschriften gleichwertige oder höhere 
Anforderungen als das deutsche Recht stellen. Da-
bei haben sie gerade bei der Durchführung der Un-
fallverhütung und der Sicherheitsvorschriften bei 
Munitionslagern, Schießständen und sonstigen ge-
fährlichen Anlagen eng mit den zuständigen deut-
schen Behörden zusammenzuarbeiten. Deutsche Be-
hörden im Sinne des Gesetzes sind die für das Lie-
genschaftsverfahren zuständigen Dienststellen der 
Finanzverwaltung. Sie erhalten bei militärischen 
Teilfragen Amtshilfe durch die Wehrbereichsver-
waltungen und die Wehrbereichskommandos. 

Noch ein Wort zur deutschen Polizei. Zu den Ver-
hältnissen beim Bundesgrenzschutz und der Bereit-
schaftspolizei ist mir folgende Stellungnahme des 
Herrn Bundesministers des Innern zugegangen: 

Waffen und Munition des Bundesgrenzschutzes 
und der Bereitschaftspolizeien der Länder sind 
ständig unter Verschluß und bewacht. Übungen 
der Polizeiverbände im scharfen Schuß werden 
ausschließlich auf militärischen Übungsplätzen 
durchgeführt. Der Ge- und Verbrauch von Waf-
fen und Munition ist auch für die Polizeiver-
bände durch Dienstvorschriften geregelt. Dar-
über hinausgehende zusätzliche Maßnahmen 
werden nicht für erforderlich gehalten. 

Die Bundeswehr, die Polizei und die Stationie-
rungskräfte haben für die Sicherheit der Truppe 
und der Zivilbevölkerung die erforderlichen Maß

-

nahmen getroffen. Menschliches Versagen — und 
das kann sowohl auf militärischer als auch auf 
ziviler Seite liegen — wird sich auch in Zukunft 
nicht ausschließen lassen. Unglücksfälle werden 
hier — wie in allen Lebensbereichen — nicht ganz 
vermieden werden können. Zusätzlicher Regelung 
durch Gesetze, Verordnungen, Dienstvorschriften 
und den vermehrten Einsatz von Sicherungskräften 
bedarf es zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht. 

Besondere Vorkommnisse im Gesamtbereich der 
Bundeswehr betreffend Sachschäden und Verluste 
an Waffen, Munition und Gerät sind folgender-
maßen registriert worden: 1960 155 Fälle, 1961 303 
Fälle, 1962 240 Fälle und 1963 235 Fälle. In diesen 
Zahlen ist jeweils ein erheblicher Teil von Sach-
schäden inbegriffen. Nur ein kleinerer Teil kann 
als Verlust angesehen werden, und hierbei wie-
derum besteht nur bei ca. 50% der Verdacht auf 
Diebstahl. Die Aufklärung solcher Diebstähle ist 
erfahrungsgemäß sehr schwierig. 

Insgesamt ist aus den Zahlen aber zu erkennen, 
daß sie trotz des Zuwachses der Bundeswehr 1962 
und 1963 eine rückläufige Tendenz aufweisen und 
als geringfähig anzusehen sind. Es darf auch ver-
mutet werden, daß die durch Diebstahl entwendeten 
Waffen und Munition nicht in die Hände von Ju-
gendlichen und Kindern geraten sind, sondern in die 
zunächst unkontrollierbaren Kanäle krimineller Ele-
mente fließen. 

Waffen- und Munitionsdiebstähle werden, wie 
Nachforschungen ergaben, in den allermeisten Fäl-
len von den Bewachungsmannschaften selbst oder 
den mit der Lagerung und Wartung beauftragten 
Personen durchgeführt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage! 

Flämig (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen bekannt, 
daß nicht nur Munitionsdiebstähle, sondern auch 
grober Leichtsinn alliierter Soldaten — beispiels-
weise das Liegenlassen scharfer Munition beim 
Wohnungswechsel, wie dies vergangene Woche in 
Hanau geschah — dazu geführt haben, daß Spreng-
körper in falsche Hände geraten sind? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich halte es nicht für ausgeschlossen, daß bei 430 000 
Soldaten so etwas vorkommen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage! 

Flämig (SPD) : Welche vertraglichen Abmachun-
gen bestehen, die in der Bundesrepublik stationier-
ten alliierten Streitkräfte zu veranlassen, daß sie 
die Munitionsdiebstähle unverzüglich auch den zu-
ständigen deutschen Polizeidienststellen melden, um 
eine rasche Fahndung nach den Dieben und der 
Munition zu ermöglichen, womit unter Umständen 
erreicht werden würde, daß sich Explosionskatastro-
phen wie die in Hanau gar nicht erst ereignen? 
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von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich habe dargestellt, welche rechtlichen Verpflich-
tungen für die Stationierungsstreitkräfte bestehen 
und daß diese Stationierungsstreitkräfte eigene 
Ordnungen erlassen können, die aber nicht schwä-
cher sein dürfen als die deutschen. Ich bin gern be-
reit, der Frage noch einmal nachzugehen, ob auf 
dem Wege, den Sie soeben schilderten, noch eine 
besondere Fühlungnahme mit den Stationierungs-
streitkräften erforderlich ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schmitt -Vockenhausen zu einer Zusatzfrage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Minister, 
glauben Sie nicht, daß es gut wäre, die Unfälle, die 
im Zusammenhang mit den Verlusten der Stationie-
rungsstreitkräfte an Munition und Waffen eingetre-
ten sind, noch einmal zu analysieren und die Vor-
schriften zu überprüfen? Denn vielfach sind doch 
Unglücksfälle im Zusammenhang mit dem Verlust 
von Waffen und Munition aus alliierten Beständen 
eingetreten. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich bin gern bereit, die zuständigen Befehlshaber der 
Stationierungsstreitkräfte zu bitten, uns einmal eine 
Analyse dieser Vorkommnisse zu geben, falls eine 
solche vorhanden ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe auf die 
Frage XI/10 — des Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal) —. 

Entspricht es der Aufgabe und der Würde der Bundeswehr, sich 
wie in Ulm für ein problematisches Experimentier-Theater 

 Happening" (s. Bericht der FAZ vom 10. November 1964) zur 
Verfügung zu stellen? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident, ich darf die Frage wie folgt beant-
worten: 

Erstens. Das zweite Korps in Ulm hat das Auf-
klärungsgeschwader 53 auf dem Flugplatz in Leip-
heim bei Ulm veranlaßt, Künstlern des Ulmer Stadt-
theaters den Fliegerhorst und einige Düsenmaschi-
nen zur Besichtigung freizugeben. Dies ist im Rah-
men der Öffentlichkeitsarbeit üblich. 

Zweitens. Bei der Vorbesprechung baten der Chef-
dramaturg Bremer und der Autor Vostell den 
Geschwaderkommodore, einen optischen und aku-
stischen Eindruck von hochtechnisiertem Gerät zu 
vermitteln. Es wurde vereinbart, einige Düsenflug-
zeuge mit laufendem Triebwerk vorzuführen. Am 
festgelegten Termin — 7. November 1964 — wur-
den unter Einhaltung .der Sicherheitsvorkehrungen 
die Triebwerke von drei Düsenjägern vor den Be-
suchern in Gang gesetzt. 

Drittens. Weder bei der Vorbesprechung noch bei 
der Vorführung war für den Geschwaderkommo-
dore erkennbar, daß sein Fliegerhorst Station und 
Teil eines sogenannten HAPPENING sein würde; 
wie es sich nämlich nachher herausstellte, eine neu-
artige Form von „Kunst" genuß. Dieses sogenannte 
HAPPENING bestand aus einer siebenstündigen 

Rundfahrt mit einer Reihe von Stationen wie z. B. 
Autowaschanlage, Tiefgarage, Freibad in der Dunkel-
heit, Klosterhof, Sturzacker, Schlachthof und schließ-
lich einem Kuhstall, wobei im Schlachthof die 
Veranstalter vor den Augen des ermüdeten und 
hungrigen Publikums ein Festessen mit Gänsebraten 
vorführten. 

(Heiterkeit.) 

Viertens. Auf Grund dieses Vorfalls wurde von 
dem Kommodore eine weitere Teilnahme an solchen 
Experimenten abgelehnt. 

Das Bemühen des Kommodore um eine breite 
Öffentlichkeitsarbeit wurde von dem betreffenden 
Künstlerkreis leider zu sehr beansprucht. Ich be-
dauere, .daß es auf Grund des geschilderten Hergangs 
zu einer ungewollten Beteiligung an dem sogenann-
ten HAPPENING gekommen ist. 

(Beifall und Heiterkeit in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Schmidt (Wuppertal). 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr 
Minister, ist Ihnen vielleicht berichtet worden, daß 
ein anderer Truppenteil in Ulm, um dieselbe Betei-
ligung gefragt, bereits vorher abgelehnt hat, weil 
er diese Möglichkeiten usw. auf Grund der Ereig-
nisse in Aachen anläßlich des 20. Juli bereits be-
fürchtete? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Frage kann ich Ihnen nicht beantworten. Ich 
kann mir aber vorstellen, daß man, wenn es ein 
anderer Truppenteil unmittelbar in oder bei Ulm 
gewesen ist, aus der örtlichen Kenntnis heraus ge-
sagt hat, daran beteiligen wir uns nicht. Leipheim 
liegt aber in einiger Entfernung von Ulm, so daß 
ich nicht unterstellen kann, daß der Kommodore das 
verfolgt, was etwa in Ulm vor sich geht. 

Ich möchte also hier erklären, daß wir uns nie 
wieder an einem solchen Unternehmen beteiligen. 
Aber bei dem Bemühen um eine gute Öffentlich-
keitsarbeit sind wir darauf hereingefallen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ist Ihnen 
in diesem Zusammenhang berichtet worden — Sie 
haben eine Gesamtdarstellung dieses siebenstündi-
gen HAPPENING gegeben —, daß dabei spontan 
die Twens das Lied gesungen haben: „Es zittern die 
morschen Knochen der Welt vor dem großen Krieg"? 

(Heiterkeit.) 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Nein, das ist mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Weitere Zusatz-
fragen? — Nein. Dann danke ich Ihnen, Herr Bun-
desminister. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Meine Damen und Herren, die Fragestunde ist 

beendet. Die Fragen werden, soweit sie nicht neu 
eingebracht werden, schriftlich beantwortet. 

Ich rufe auf Punkt 19 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Wirt-
schaftsausschusses (16. Ausschuß) über den 
von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der 
EWG für eine Richtlinie des Rats über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs auf 
dem Gebiet der selbständigen Berufstätigkei-
ten der Zweige Elektrizität, Gas, Wasser und 
sanitäre Dienste (Abteilung 5 ISIC) (Artikel 
54 und 63) (Drucksachen IV/2590, IV/2759). 

Es liegt ein Schriftlicher Bericht des Abgeordneten 
Müser vor, für den ich danke. Er braucht sicherlich 
nicht ergänzt zu werden. Wird das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Ausschußantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Auch keine Enthaltungen. Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Beteiligung der Bundesre

-

publik Deutschland an den Internationalen 
Übereinkommen vom 25. Februar 1961 über 
den Eisenbahnfrachtverkehr und über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(Drucksache IV/2650), Schriftlicher Bericht des 
Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmel-
dewesen (23. Ausschuß) (Drucksache IV/2796). 
(Erste Beratung 142. Sitzung) 

Es liegt ein Schriftlicher Bericht des Abgeordneten 
Faller vor, für den ich danke. Soll er ergänzt wer-
den? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe in zweiter Beratung die §§ 1, — 2, — 3, 
— 4 — sowie Einleitung und Überschrift auf. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Es ist so 'beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlußabstimmung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegen-
stimmen. Enthaltungen? — Auch keine Enthaltun-
gen; einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 2 des Ausschußantrags. 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Ausschußantrag unter Ziffer 2 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegen-
stimmen. Enthaltungen? Keine Enthaltungen. Ein-
stimmig angenommen: 

Ich rufe auf Punkt 25 der Tagesordnung: 

a) Große Anfrage der Fraktion der SPD 
betr. Wiederaussetzung der Gebührenerhö-
hungen bei der Deutschen Bundespost 
(Drucksache IV/2519), 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Besold, Strauß, Wagner, Dr. Elbrächter 
und Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Postverwaltungs-
gesetzes (Drucksache IV/2707), 

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Gscheidle, Cramer, Seibert und Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Postverwaltungsgesetzes 
(Drucksache IV/2782), 

d) Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Verkehr, Post- und Fernmelde-
wesen (23. Ausschuß) über den Antrag der 
Fraktion der FDP betr. Gebührenerhöhung 
bei der Deutschen Bundespost (Drucksachen 
IV/2492, IV/2731). 

Meine Damen und Herren, wir kommen zuerst 
zur Begründung der Großen Anfrage der Fraktion 
der SPD. — Bitte sehr, Herr Abgeordneter Börner! 

Börner (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Im vergangenen Som-
mer hat die Bundesregierung die Parlamentsferien 
ausgenutzt, um sozusagen hinter dem Rücken des 
Bundestags die Telefongebühren drastisch zu erhö-
hen. Diese Maßnahme hat in der deutschen Öffent-
lichkeit zu einer großen Empörung geführt, und am 
29. Juli hat sich das Hohe Haus mit dieser Frage 
in einer von der Opposition erzwungenen Sonder-
sitzung beschäftigt. Meine Freunde von der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion haben damals 
mit allem Nachdruck darauf hingewiesen, daß die 
Erhöhung der Telefongebühren kein richtiger Weg 
sei, um die wirklichen Probleme der Bundespost zu 
lösen, sondern daß eine durchgreifende Änderung 
der Kapitalstruktur der Bundespost am Anfang der 
Postsanierung stehen müsse. 

Dieses Argument wurde nicht nur von uns, son-
dern in der öffentlichen Debatte und darüber hinaus 
praktisch von allen Fachleuten vorgebracht, die 
sich mit der Situation der Post beschäftigt hatten. 
Aber, wie Sie wissen, ist der Rat von Fachleuten 
bei dieser Regierung nicht besonders gefragt; 

(Zuruf von der SPD: Leider, leider!) 

denn jahrelang sind die Warnungen und die Vor-
schläge des an sich sachverständigen Gremiums, 
nämlich des Postverwaltungsrats, von dieser Regie-
rung vom Tisch gefegt worden, weil sie nicht in 
die politische Konzeption hineinpaßten. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
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Wieder und wieder sind auch Vorschläge der zu-
ständigen Fachminister im Kabinett übergangen 
worden. Wenn man heute einmal die bestimmten 
Äußerungen der Herren Schuberth, Lemmer und 
anderer liest, wird einem klar, daß schon in frühe-
ren Jahren immer wieder auf das hingewiesen 
wurde, was sich nun praktisch seit dem Sommer 
dieses Jahres mit aller Deutlichkeit der deutschen 
Öffentlichkeit darstellt, nämlich daß es durch die 
Untätigkeit dieser Bundesregierung nicht nur eine 
schleichende Pleite bei der Bundesbahn, sondern 
auch eine schleichende Pleite bei der Deutschen 
Bundespost gibt. Selbst wohlmeinende Kritiker der 
Bundesregierung in den großen Zeitungen konnten 
in den vergangenen Monaten der Regierung Erhard 
nicht bestätigen, daß sie an den Problemen der Post 
mit Umsicht und Zielstrebigkeit gearbeitet habe. 

Es ist ja auch gar nicht verwunderlich, daß es zu 
einer solchen Meinungsbildung kam; denn eine 
Regierung, die 153 Tage braucht, um eine vom 
Bundestag gewünschte Sachverständigenkommission 
zu konstituieren, muß sich den Vorwurf gefallen 
lassen, ihre Geschäfte nachlässig und untüchtig zu 
führen. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

— Meine Damen und Herren,  ich kann mir vorstel-
len, daß Sie sich darüber ärgern. Ich kann Ihnen ver-
raten: das ist auch beabsichtigt. 

(Unruhe in der Mitte.) 
Die Politik dieser Regierung in Fragen der Bun-

despost und auch in anderen Fragen ist eine Politik 
des schlechten Gewissens. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU.) 

Sie und ihre Vorgängerin hat, obwohl die Schwierig-
keiten bekannt waren, jahrelang geschwiegen und 
die Probleme vor sich hergeschoben. Oder wollen 
Sie das bestreiten, was  in der Öffentlichkeit in den 
letzten Monaten an Argumenten hierzu vorgebracht 
worden ist? 

Als sich die Dinge im Sommer dieses Jahres nicht 
mehr verheimlichen ließen, wollte man den relativ 
bequemen Weg einer saftigen Gebührenerhöhung 
im Windschatten der Parlamentsferien gehen. Nun, 
das ist nicht gelungen. Die Öffentlichkeit hat pro-
testiert, und die Opposition hat  die  Bundesregie-
rung gezwungen, hier Stellung zu nehmen. Rück-
blickend auf diese Debatte kann ich sagen:  Nie-
mand wird behaupten, daß ein Sondervermögen wie 
die Post mit einem so hohen Dienstleistungsfaktor 
bei steigenden Preisen in  anderen Wirtschaftszwei-
gen gegen Gebührenerhöhungen schlechthin gefeit 
sei. Das wissen auch wir. Aber die entscheidende 
Frage ist die, ob man erst die Gebühren erhöhen 
und dann Sachverständige hören und Grundsatzre-
formen durchführen oder ob man den umgekehrten 
Weg gehen sollte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Kern der Argumentation der Bundesregierung 
war doch für eine schnelle Erhöhung der Gebühren, 
daß der Bundeshaushalt das zu erwartende Defizit 
nicht auffangen könne, und der Herr Bundeskanzler 
hat dazu am 29. Juli mit der ihm eigenen Dramatik  

von dieser Stelle aus erklärt — Herr Präsident, 
wenn Sie gestatten, darf ich das zitieren —: 

Meine Damen und Herren, Defizit ist Defizit, 
und wenn Sie von der Möglichkeit der Vermei-
dung von Gebührenerhöhungen sprechen, dann 
Ist das — was soll ich sagen? — eigentlich 
Augenwischerei. Sie können Defizite vor sich 
herschieben; Sie können alle Finanzkunst-
stücke hier anwenden, aber Sie bringen das 
Defizit nicht weg. Und welche Möglichkeiten 
gibt es außer der Gebührenerhöhung, die ja 
auch vom Postverwaltungrat beschlossen wor-
den ist? Dann gibt es entweder die Möglichkeit, 
den Haushalt für das Jahr 1965 noch einmal, um 
den Defizitbetrag, aufzustocken. Das wären also 
für das Jahr 1965 rund 800 Millionen DM. Das 
ist eine bare Unmöglichkeit... 

So der Herr Bundeskanzler vor dem Deutschen Bun-
destag am 29. Juli dieses Jahres. 

Sie alle wissen, wenige Wochen nach diesem don-
nernden Nein war es derselbe Bundeskanzler, der 
praktisch über Nacht doch weitergehende Möglich-
keiten sah, aus Haushaltsmitteln den Ausgleich zu 
suchen, und wie schon so oft — ich erinnere nur an 
die Kriegsopferdebatte im vergangenen Jahr — das 
tat, was er vorher für unmöglich erklärt hatte. 

(Abg. Schulhoff: Das war der Finanzmini

-

ster!) 
— Sie können das ja nachher noch richtigstellen. 
Ich kann mich nur daran erinnern, daß das ein Zitat 
des Herrn Bundeskanzlers ist. 

(Abg. Schulhoff: Aber Zwischenrufe sind er

-

laubt!) 
Auf den Finanzminister werden wir noch zu spre-
chen kommen. 

Vorerst aber noch eine kurze Bemerkung zu die-
sem Verfahren. Niemand, ich glaube, auch niemand 
von der Koalition wird behaupten, daß dieses Ver-
fahren des Herrn Bundeskanzlers Erhard seinem 
Ansehen besonders genützt hätte. Ich darf daran er-
innern, daß kein anderer als Ihr verehrter Parteivor-
sitzender, der Herr Altbundeskanzler Dr. Adenauer, 
in einer großen Tageszeitung erklärt hat: 

Ich wollte gerade sagen: Denken Sie mal an das 
Hin und Her! Das deutsche Volk verlangt auch 
in der Telefongebührenfrage eine klare Politik 
und eine klare Führung. 
(Zuruf von der SPD: Gut gesagt Adenauer!) 

Das war einer der wenigen Tage, wo ich mit dem 
Altbundeskanzler politisch völlig übereingestimmt 
habe. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Das sollten Sie häufiger!) 

Aber uns interessiert nicht nur die Rolle des Herrn 
Bundeskanzlers in diesem Streit und seine Unterlas-
sungen, sondern wir wollen auch wissen, wie es 
eigentlich kam, daß der Herr Bundesfinanzminister, 
der uns heute morgen ebenfalls die Ehre seiner An-
wesenheit gibt, Ende Juli und Ende Oktober so 
grundverschiedene Steuerprognosen stellen konnte. 

(Ag. Dr. Müller-Hermann: Weil  der  große 
Steuertermin dazwischen liegt!) 
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Auch hier gibt es eine Parallele zur Kriegsopferde-
batte im Dezember des vergangenen Jahres. Wir 
fragen deshalb: Taugen eigentlich die Schätzungen 
des Herrn Bundesfinanzministers Dr. Dahlgrün, mit 
denen hier gearbeitet wird, etwas, oder wieviele 
Unbekannte sind noch in der Rechnung, und müssen 
wir uns in absehbarer Zeit aus irgendwelchen Über -
legungen im Schoße der Bundesregierung wieder auf 
neue Überraschungen in der Frage der Steuerschät-
zungen gefaßt machen? Bestimmte Pressemeldungen 
des heutigen Tages geben solchen Gerüchten Nah-
rung. Wir wären dankbar, wenn hier im Rahmen 
dieser Debatte eine klare Auskunft gegeben werden 
könnte. 

Diese Frage ist um so berechtigter, als auch in  der 
ganzen Breite der Bundesregierung dazu und zu 
anderen Problemen, zum Beispiel ides zu erwarten-
den Einnahmeausfalls der Bundespost, in  den letz-
ten Wochen die verschiedensten Begründungen ge-
geben worden sind. Die sozialdemokratische Frak-
tion ist der Meinung, daß die Öffentlichkeit einen 
Anspruch darauf hat zu erfahren, wer recht behalten 
hat, ob die Bundesregierung ihre in die Gebühren-
erhöhung gesetzten Erwartungen erfüllt sieht oder 
ob der Herr Staatssekretär von Hase mit seiner 
Maßhalteparole recht behalten hat. 

Diese Frage, von der ich vorher sprach, ist um so 
berechtigter, als auch der Herr Bundeskanzler Ende 
Oktober in einem Interview mit der Illustrierten 
„Quick", die sonst von der Regierung nicht als für 
Interviews besonders richtig befunden wird, erklärt 
hat, daß ein weiteres Defizit der Post, das aus dem 
Haushalt abgedeckt werden müßte, dazu führen 
müßte — nach diesem Interview —, daß wichtige, 
ja, Herr Professor Erhard hat gesagt: wichtigste Ge-
meinschaftsaufgaben zugunsten der Abdeckung die-
ses Defizits zurückgestellt werden müßten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wir wollen wissen: Ist das auch heute noch die Mei-
nung der Bundesregierung, 'und welches sind die 
wichtigsten Gemeinschaftsaufgaben, die hier von 
einer solchen Finanzmanipulation betroffen werden? 
Wie sieht die Bundesregierung diese Rangfolge? 

Ich glaube, das deutsche Volk darf erwarten, daß 
sich die Bundesregierung in diesen Fragen nicht hin-
ter nebulösen Interview-Formulierungen versteckt, 
sondern daß sie vor diesem Hause ganz klar darlegt, 
wie sie die langfristige Entwicklung der Deutschen 
Bundespost sieht und was sie dafür zu tun bereit ist. 
Sachverständigen-Gutachten sind wichtig und nütz-
lich, aber sie entbinden die Regierung nicht von der 
Pflicht, in eigener Verantwortung nach Lösungen zu 
suchen. 

Die SPD-Fraktion hat am 12. August die heute 
behandelte Große Anfrageeingebracht, worin die 
Bundesregierung gefragt wind,  ob sie bereit sei,  die 

 Gebührenerhöhungen so lange wieder auszusetzen, 
bis die Vorschläge der Sachverständigenkommission 
vorliegen, weil nur so eine sinnvolle Neuordnung 
der Postfinanzen einschließlich des  Gebührensektors 
vorgenommen werden kann. 

Die Bundesregierung hat sich bisher geweigert, 
diesen Weg zu gehen, obwohl sie noch heute der 

Öffentlichkeit eine Erklärung darüber schuldig ist, 
warum ausgerechnet die Gebühren eines Dienst-
zweiges erhöht wurden, der schon vor der Erhöhung 
hohe Überschüsse erwirtschaftet hat. Ich darf daran 
erinnern, daß die sogenannte Kostenüberdeckung 
im Bereich der Fernmeldeeinnahmen 480 Millionen 
DM innerhalb der Einnahmen der Bundespost be-
tragen hat. 

Durch den Beschluß des Postverwaltungsrats in 
der vorvergangenen Woche und mit dem Inkraft-
treten der durch den Verwaltungsrat beschlossenen 
Senkung der Telefongebühren am 1. Dezember ist 
unsere Große Anfrage teilweise von der Entwick-
lung überholt. Insofern ist also auch der Text, der 
Ihnen heute morgen vorliegt, im Grunde durch die 
Entwicklung überholt. Aber ich muß Ihnen sagen: 
die politische Frage, die hierin steckt, ist noch lange 
nicht überholt. 

Wir freuen uns über diesen Beschluß. Es geht uns 
hier nicht um Prestige, sondern um den Erfolg in der 
Sache, nämlich um mehr Kostengerechtigkeit für den 
Benutzer der Einrichtungen der Deutschen Bundes-
post. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Gilt das nach 
Ihrer Meinung für alle Bereiche, Herr Bör

-

ner? Konkrete Antworten!) 

- Darüber muß man natürlich sprechen. 

(Abg. Müller-Hermann: Aha!) 

Sie sehen ja auch, daß die Opposition am heutigen 
Morgen nicht nur eine Große Anfrage vorlegt, 
worin die Bundesregierung etwas gefragt wird, son-
dern daß wir auch einen Gesetzentwurf vorgelegt 
haben, den mein Freund Gscheidle nachher noch 
im einzelnen begründen wird. Ich hoffe, daß die 
Debatte über diesen Gesetzentwurf hier einen brei-
ten Raum einnimmt, damit wir in der Sache weiter-
kommen. 

Aber lassen wir noch einmal die Entwicklung der 
letzten drei Monate an uns vorüberziehen! Die 
sozialdemokratische Fraktion hat dazu folgendes 
festzustellen: 

Die Entwicklung seit dem 29. Juli hat uns recht 
gegeben. 

(Abg. Dr. Mommer: Sehr wahr!) 

Unserem Kampf in diesem Hause ist es zu verdan-
ken, daß die Gebühren gesenkt wurden. Ohne un-
seren Kampf wäre es in der Gebührenfrage nicht 
zu der Kapitulation des Herrn Bundeskanzlers auf 
Raten gekommen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schulhoff: 
Na, na! Sie haben sich hinter das „Bild" 

geklemmt!) 

Am 29. Juli gab es gewisse Gruppen und Abgeord-
nete des Hohen Hauses, die mit uns in der Rhetorik 
einig waren. Mittlerweile hat sie der Mut verlassen; 
sie haben, wie man im Umgangsdeutsch heute sagt, 
kalte Füße bekommen. Wir haben von der FDP-
Fraktion in dieser Frage eigentlich auch nichts an-
deres erwartet. 
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Die Sozialdemokraten haben bis zum heutigen 

Tage als einzige Fraktion einen Initiativantrag zur 
Lösung der wirklichen Probleme der Post einge-
bracht. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das stimmt 
nicht! Haben Sie nicht den Antrag der CDU/ 
CSU gelesen, Herr Börner? — Gegenruf 

von der SPD: Kein Fraktionsantrag!) 

— Ich bitte, genau zuzuhören: Die .sozialdemokra-
tische Fraktion hat bis heute als einzige Fr aktion 
einen Initiativantrag zur Lösung der Probleme ein-
gebracht. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das stimmt nicht!) 

Andere Kollegen haben das auch  getan.  Aber deren 
Überzeugungskraft in der eigenen Familie hat nicht 
ausgereicht, auch die Unterschrift der CDU unter 
diesen Antrag zu bringen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Drucksache IV/2491!)  

— Meine Damen und Herren, wenn Sie mehr wissen 
oder mehr wollen, als in dem Antrag Besold steht, 
dann können Sie das ja hier vorschlagen. Wir stel-
len jedenfalls fest: Wie schon immer hat das Durch-
einander in der Koalition nur dazu geführt, daß 
Gruppen Lösungen vorschlagen, aber daß die ganze 
Koalition sich in der Sache  bis  heute nicht einigen 
konnte. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Herr Börner, 
der Parteitag der SPD ist doch längst zu 

Ende!) 

— Ich weiß ja,  daß Sie das ärgert, was wir hier 
vorzubringen haben, Herr Müller-Hermann. 

(Abg. Schulhoff: Amüsiert!) 

Aber ich muß sagen, mich freut es eigentlich, daß 
sich auch in Ihrem Kreis, vielleicht nicht bei Ihnen, 
aber bei einigen Kollegen, die Auffassung durchge-
setzt hat, daß die Stellungnahme der Bundesregie-
rung vom Sommer dieses Jahres in der entschei-
denden Sitzung vom 29. Juli unhaltbar geworden ist. 
Kein anderer .als der Herr Bundeskanzler hat ja den 
Pfiff zum Rückzug gegeben, indem er seinen Freun-
den von sich aus, ohne mit ihnen vorher Rücksprache 
genommen zu haben, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie wissen zu

-

viel und das Falsche!) 

diesen Antrag, die Gebühr nun wieder von 20 auf 18 
Pfennige zu senken, empfohlen hat. 

Wir sprachen hier von konstruktiven Lösungen, 
die in unserem Vorschlag enthalten sind. Wir wür-
den uns freuen, wenn  Sie  den in unserem Gesetz-
entwurf vorgelegten Vorschlägen heute Ihre Zustim-
mung gaben; denn nur durch eine schnelle, zügige 
Beratung dieser Frage kann der Bundespost schnell 
geholfen werden, und darauf kommt es  an. 

Natürlich geht es bei einer so komplizierten Frage 
nicht nur um die Initiativen aus diesem Hause. Aus 
der Verantwortung der Bundesregierung ergibt sich 
hier ganz klar die Pflicht, konstruktiv mitzuarbeiten 
und vor allen Dingen die vom Hohen Hause im 

April eingesetzte Sachverständigenkommission zu 
unterstützen. Zu diesem Komplex halben wir für 
heute morgen drei bzw. vier Fragen, um deren Be-
antwortung wir dringend bitten. Wir wollen wissen, 
Herr Bundespostminister: 

1. Entsprechen die Gerüchte den Tatsachen, daß 
ein Ergebnis der Sachverständigenkommission erst 
im Herbst 1965 vorliegen kann? 

(Abg. Leicht: Dann müssen Sie die Sachver-
ständigenkommission fragen!) 

2. Wenn ja,  welche Gründe gibt es für eine solche 
Entwicklung? 

3. Hat die Bundesregierung alles getan, um der 
Kommission ein schnelles Arbeiten zu ermöglichen, 
oder welche Vorschläge hätte sie zur Verbesserung 
dieses Arbeitsergebnisses hier vorzubringen? 

4. Wie soll der Zeitverlust, der durch die späte 
Berufung der Kommision entstanden ist, im Inter-
esse einer baldigen Sanierung der Bundespost wie-
der aufgeholt werden? 

Die Beantwortung dieser Fragen erscheint um so 
dringlicher, als der Herr Vorsitzende des Verwal-
tungsrats der Bundespost in seiner Pressekonferenz 
vom 24. November ausdrücklich die beunruhigende 
Formulierung von einer „Übergangslösung in der 
Gebührenfrage" gebraucht hat und die Öffentlichkeit 
mit Recht fragt: Wie lange soll die jetzt bestehende 
Übergangslösung bestehenbleiben? Die Öffentlich-
keit, meinen wir, hat ein Recht darauf, nicht erst 
nach der Bundestagswahl zu erfahren, wie die Tarif-
gestaltung der Deutschen Bundespost auf lange Sicht 
aussehen muß.  

Die Bundesregierung hat sich in der Vergangen-
heit nicht bemüht — wir halten das für einen großen 
Mangel —, mit dem gesetzlich für die Belange der 
Bundespost zuständigen Gremium, nämlich dem 
Postverwaltungsrat, so eng zusammenzuarbeiten, 
wie es die Sache erfordert. Ich sehe in der Tatsache, 
daß der Herr Vorsitzende des Verwaltungsrats in 
neuerer Zeit getrennte Pressekonferenzen durch-
führt, ein beunruhigendes Zeichen für das Ausein-
anderklaffen dieser beiden Gremien. 

(Abg. Leicht: So?) 

Ich meine, daß auch intern, im Kabinett, innerhalb 
der Bundesregierung die Behandlung dieser Frage 
in den letzten Monaten kein Musterbeispiel für eine 
geradlinige, vernünftige und der Kompetenzabgren-
zung entsprechende Behandlung ' so wichtiger Fra-
gen gewesen ist. 

(Abg. Schulhoff: Das macht Ihnen Sorge?) 

— Ja, das macht mir Sorge, Herr Kollege! Und wis-
sen Sie auch, warum? Weil es ja nicht Ihre Post ist 
oder unsere Post, parteipolitisch gesehen, sondern 
unser aller Volksvermögen, mit dem diese Schlam-
pereien passiert sind. Das wollen wir einmal fest-
halten. 

(Abg. Leicht: Welche Schlampereien?) 

— Das jahrelange Vorsichherschieben von Proble-
men, die man aus der Verantwortung für einen so 
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wicht igen Zweig unserer Volkswirtschaft schon vor 
Jahren hätte in Angriff nehmen müssen! 

(Abg. Leicht: Hätten Sie da Vorschläge ge

-

macht! — Abg. Schulhoff: Die Post hat zehn 
Jahre mit Überschuß gearbeitet! Das ver

-

gessen Sie!) 

— Sagen Sie mal, wer regiert eigentlich hier seit 
langen Jahren? Sie oder wir? 

(Abg. Schulhoff: Gott sei Dank wir, sonst 
wäre es schlimmer!) 

— Herr Kollege, Sie können sich ja zu Ihren Ideen 
hier heute morgen noch ausführlich äußern. 

(Abg. Müller-Hermann: Sie sind jedenfalls 
an dem Kernproblem bisher vorbeigegan

-

gen!) 

Ich kann bisher nur feststellen: Lösungen für die 
Post: CDU — Fehlanzeige. Das ist die Lage; das 
wollen wir doch nicht wegdiskutieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Postverwaltungsrat hat nicht nur oft in den 
letzten Monaten diese schlechte Zusammenarbeit mit 
der Bundesregierung beklagen müssen; auch die Be-
handlung des zuständigen Ministers durch seine 
Kabinettskollegen und insbesondere durch den Chef 
der Regierung erscheint mir nicht gerade als ein 
Musterbeispiel für Zusammenarbeit. Es ist nicht die 
Aufgabe der Opposition, zu werten, ob Herr Bun-
desminister Stücklen immer fair behandelt worden 
ist. Aber eines möchte ich Ihnen zum Abschluß 
sagen: Wenn Sie, Herr Minister, wieder einmal 
durch einen nächtlichen Anruf erfahren, daß Ihr 
Chef beschlossen hat, die Gebühren zu ändern — 
das persönlich Mitgefühl der Opposition ist Ihnen 
heute schon sicher. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Be-
antwortung der Großen Anfrage hat der Herr Mini-
ster für das Post- und Fernmeldewesen. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Bevor ich auf die Begründung 
des Kollegen Börner eingehe, möchte ich im Namen 
der Bundesregierung die Große Anfrage der SPD 
wie folgt beantworten. 

Trotz größter Anstrengungen auf organisatori-
schem Gebiet und dem Einsatz von Technik zur Ra-
tionalisierung haben sich in den letzten Jahren 
infolge der laufend steigenden Personal- und Sach-
kosten Verluste bei der Deutschen Bundespost nicht 
vermeiden lassen. 

1963 ist ein Defizit von 250,8 Millionen DM ent-
standen. Ohne Gebührenerhöhung wäre 1964 mit 
einem Defizit von 385,7 Millionen DM und 1965 mit 
einem Defizit von 876 Millionen DM zu rechnen 
gewesen. 

Zu den Ursachen der Verlustentwicklung hat die 
Bundesregierung in der Sondersitzung des Deutschen 
Bundestages vom 29. Juli 1964 ausführlich Stellung 

genommen. Das Postverwaltungsgesetz verpflichtet 
den Bundesminister für das Post- und Fernmelde-
wesen durch den § 15, die zur Erfüllung der Auf-
gaben und Verpflichtungen der Post notwendigen 
Ausgaben aus eigenen Einnahmen zu bestreiten. 
Zuschüsse aus der Bundeskasse werden nicht gelei-
stet. Eine finanzielle Entlastung des Posthaushaltes 
ist ohne Änderung des Postverwaltungsgesetzes nur 
durch das jährliche Haushaltsgesetz des Bundes mög-
lich. Der Bundesminister der Finanzen hat, um eine 
finanzielle Entlastung der Post herbeizuführen, in 
§ 19 des Haushaltsgesetzes 1965 die Ablieferung 
der Post an den Bund — § 21 des Postverwaltungs-
gesetzes — auf 520 Millionen DM limitiert. Weiter 
hat der Bundesminister der Finanzen zugesagt, für 
1965 und 1966 den Kapital- und Zinsendienst von 
je 300 Millionen DM Anleihen auf den Bundeshaus-
halt zu übernehmen. 

Diese Entlastung reicht aber zum Ausgleich des 
Posthaushalts bei weitem nicht aus. Eine weiter-
gehende Finanzhilfe, wie sie unter Ziffer 4 der Be-
antwortung der  Kleinen Anfrage der  SPD — Druck-
sache IV/2537 — näher dargelegt worden ist, war 
dem Herrn Bundesfinanzminister im Zeitpunkt der 
Gebührenerhöhung angesichts der Haushaltslage 
des Bundes nicht möglich. Bei dieser Sachlage war 
die einzige und unausweichliche Möglichkeit, den 
Ausgleich des Haushalts ,der Bundespost herbeizu-
führen, ab 1. August 1964 eine entsprechende Ge-
bührenerhöhung vorzunehmen. 

Die Bundesregierung hat ihre Auffassung, daß 
zum Ausgleich der Haushaltsrechnung eine Gebüh-
renerhöhung notwendig war, nicht geändert; sie hat 
sich zu einer Übergangslösung bis zur Vorlage und 
Auswertung des Kommissionsberichtes in ,der Form 
bereit erklärt, der Deutschen Bundespost eine wei-
tere finanzielle Entlastung in Höhe von 255 Millio-
nen DM zu gewähren. Die Einnahmeentwicklung hat 
es ermöglicht, bei Aufrechterhaltung eines Plafonds 
von 63,9 Milliarden DM eine solche Entlastung zu 
empfehlen. Der Bundesfinanzminister wird dem Bun-
destag bzw. dem Haushaltsausschuß vorschlagen, 
den Ansatz des § 19 des Haushaltsgesetzes 1965 von 
520 Millionen DM auf 265 Millionen DM festzuset-
zen. Für 1964 sieht die Nachtragshaushalt bereits 
eine Verminderung der Abführung der Bundespost 
an den Bund um 20 Millionen DM auf rund 500 Mil-
lionen DM vor. 

Da die zuerwartenden Einnahmeausfälle aus der 
 Gebührensenkung vom Bundeshaushalt übernom-

men werden, habe ich, dem Postverwaltungsrat eine 
entsprechende Gebührenvorlage zugeleitet, der  die-
ser mit Beschluß vom 24. November 1964 zugestimmt 
hat, so daß die Gebührensenkung ab 1. Dezember 
1964 in  Kraft getreten ist.  Die  von der Bundesregie-
rung für die Bundespost berufene Sachverständigen-
kommision wird, wie ihr Vorsitzender vor dem Aus-
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen er-
klärt hat, ihr Gutachten nicht vor Mai, Juni 1965 vor-
legen können. Aus finanziellen Gründen ist es jedoch 
nicht möglich, die Gebührenerhöhung vom 1. August 
1964 insgesamt bis zu diesem Zeitpunkt auszu-
setzen. Dadurch würde nämlich dem Haushalt der 
Deutschen Bundespost ein nicht zu deckendes Defi- 
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zit entstehen, und die eingeleitete Stabilisierung der 
Finanzlage der Deutschen Bundespost würde emp-
findlich gestört werden. Im übrigen ist es jetzt Auf-
gabe der Kommission, sich über die Möglichkeiten 
einer dauerhaften Sanierung der Postfinanzen gut-
achtlich zu äußern. — Soweit die Beantwortung der 
Großen Anfrage der SPD. 

Nun gestatten Sie mir, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, daß ich auf die Begründung, die 
aus den Zeilen der Großen Anfrage der SPD nicht zu 
ersehen war, noch näher eingehe. Dazu darf ich die 
Statistik zur Hand nehmen, weil der Herr Kollege 
Börner wie sein Kollege Cramer wiederholt hier die 
Behauptung aufgestellt hat, daß die gebührenpoli-
tische Maßnahme vom 1. August zu einem Fiasko 
bei der Deutschen Bundespost geführt habe. 

(Abg. Cramer: Ich will Ihre Antwort hören!) 

— Sie  werden meine Antwort hören; diese  Antwort 
werde ich mit dem Vorbehalt geben, daß durch die 
Störung des Ablesungsrhythmus keine exakten Ver-
gleichszahlen vorhanden sind.  

(Abg. Cramer: Immer noch nicht!) 

— Nein. 
(Abg. Cramer: Im Dezember!) 

— Herr Kollege Cramer, ich habe mir  so  viel Mühe 
gegeben, im Deutschen Bundestag und im Verwal-
tungsrat in  allen Einzelheiten dazulegen, daß es ein-
fach nicht möglich ist, exakte Vergleichszahlen zu 
bringen! Vergleichszahlen sind vorhanden — ich 
werde sie Ihnen bekanntgeben —, aber der Rhyth-
mus der Ablesung im vorigen Jahr und im heurigen 
Jahr war nicht derselbe. Ich nehme daher die aus-
gestellten Rechnungen, die ja ein besseres Bild 
geben als die bereits eingegangenen Gelder, und ich 
darf folgende Gegenüberstellung vortragen: 

Juli 1963 285 Millionen DM, Juli 1964 314 Mil-
lionen DM: ein Plus von 29 Millionen DM; August 
1963 289 Millionen DM, August 1964 307 Millionen 
DM: ein Plus gegenüber dem Vorjahr von 18 Mil-
lionen DM; September 1963 280 Millionen DM, Sep-
tember 1964 362 Millionen DM: ein Plus von 82 Mil-
lionen DM; Oktober 1963 290 Millionen DM, Okto-
ber 1964 369 Millionen DM: ein Plus von 79 Mil-
lionen DM. 

Aus den mir vorliegenden Zahlen kann nun mit 
bestem Willen nicht abgelesen werden, daß :die Ein-
nahmen auf dem Fernmeldesektor der Deutschen 
Bundespost auf Grund der gebührenpolitischen 
Maßnahmen geringer seien als im vergangenen Jahr 
ohne diese gebührenpolitischen Maßnahmen. — So-
weit die Statistik. 

Nun, Herr Kollege Börner, haben Sie wiederum 
die Behauptung aufgestellt, ,daß die Bundesregierung 
die Erhöhung hinter dem Rücken des Parlaments zu 
einer Zeit vorgenommen habe, als das Parlament 
bereits in Ferien war. Auf Grund des Postverwal-
tungsgesetzes, das von diesem Hause beschlossen 
worden ist, ist die Zuständigkeit für die Gebühren-
maßnahmen nicht dem Parlament übertragen, son-
dern vom Parlament an den Verwaltungsrat dele-
giert. Der Verwaltungsrat hat eine ganz genau fest-
gesetzte Frist, innerhalb der er entscheiden muß, 

nämlich drei Monate nach Einbringung der  Vorlage. 
Ich habe die Vorlage am 4. Mai im Verwaltungsrat 
eingebracht, und der Verwaltungsrat hat am 9. Juli 
bereits entschieden. Wenn der Verwaltungsrat vor 
dem 1. Juli entschieden hätte, wäre das Parlament 
noch beisammen gewesen. Aber im Gesetz wird da-
von ausgegangen, daß sich der Verwaltungsrat drei 
Monate Zeit nehmen kann und diese Zeit zur Be-
ratung auch braucht. Aus diesem Grund ist eben die 
Verabschiedung der Gebührenerhöhung im Ver-
waltungsrat nicht mehr zu einer Zeit erfolgt, in der 
das Parlament noch beisammen war. Daraus einen 
Vorwurf an die Regierung zu machen, das  Parla-
ment hintergangen zu haben, ist nicht in Ordnung, 
Herr Kollege Cramer. 

(Abg. Börner (SPD) : Sie hätten doch die 
 Vorlage früher einbringen können!) 

— Herr Kollege Börner, im mußte doch auch erst 
die genaue Ubersicht haben, bevor ich eine Gebüh-
renvorlage machte — das braucht alles seine Zeit —, 
und  es  hat doch auch vorher ausreichender Beratun-
gen innerhalb der Bundesregierung bedurft, um zu 
diesem Vorschlag zu kommen. Ich bitte also, diesen 
Vorwurf nicht zu machen; denn er ist völlig unzu-
treffend. 

Nun tragen Sie in Ihrer Kritik vor, daß die Bun-
desregierung, von Schuberth bis Stücklen, gegenüber 
der Deutschen Bundespost ihre Pflicht nicht erfüllt 
habe. Sie sagen, die Bundesregierung habe hier ein 
schlechtes Gewissen; sie müsse ein schlechtes Ge-
wissen haben, weil sie eben die Deutsche Bundes-
post nicht mit genügend Eigenkapital ausgestattet 
habe. Auf diese Frage komme ich im Rahmen der 
Einbringung der Gesetzesnovelle usw. noch zu spre-
chen. Herr Kollege Börner, Ihre Partei ist seit 
15 Jahren in diesem Hause in der Opposition. Was 
ist die Aufgabe und die Funktion einer Opposition? 
Die Regierung zu überwachen, die Regierung zu 
kontrollieren, Initiativen an die Regierung heran-
zubringen. Es steht Ihnen nach den Bestimmungen 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestags un-
eingeschränkt zu, diese Initiativen in diesem Hause 
vorzutragen. 

(Ein Abgeordneter meldet sich zu einer 
Frage.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Einen Moment 
bitte! Wir sind bei der Beantwortung einer Großen 
Anfrage. Solange können keine Zwischenfragen ge-
stellt werden. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Wenn Sie, meine Herren, von einem 
schlechten Gewissen der Regierung oder der Regie-
rungsmehrheit in diesem Hause sprechen, dann müs-
sen Sie auch an Ihre eigene Brust klopfen. Denn 
auch Sie haben die Aufgaben und die Verantwortung 
gegenüber der Post nicht ausreichend erkannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Abg. Börner: Wer hat denn 
hier die Vorschläge der Opposition abge-
lehnt? — Weitere Zurufe links: Sie haben 
unsere Vorschläge zurückgewiesen! — Sie 

haben nicht zugehört, Herr Minister!) 
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— Ich habe ganz genau zugehört. Ihre Fraktion hatte 
die Möglichkeit, eine Initiative, wie sie heute er-
folgt ist, vor zwei oder fünf oder mehr Jahren zu 
ergreifen. Ihre Fraktion hatte jederzeit die Möglich-
keit, im Rahmen der Haushaltsberatungen zu § 19 
— in der Frage der Ablieferung der Deutschen Bun

-

despost an den Bund — einen Änderungsantrag ein-
zubringen. 

(Zurufe von der SPD.) 

In den zehn oder elf Jahren, seit das Postverwal-
tungsgesetz in Kraft ist, hat es keine einzige gesetz-
liche oder eine antragsmäßige Initiative der Oppo-
sition gegeben. Wenn Sie also behaupten, daß das 
Gewissen der Regierung und der Regierungsmehr-
heit schlecht oder belastet sein müsse, dann müssen 
Sie sich sagen lassen, daß Sie es versäumt haben, 
die Funktion einer Opposition auszuüben. 

(Unruhe bei der SPD und Zuruf: Das ist 
eine schlechte Verteidigung! — Weitere 

Zurufe. — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um Ruhe, damit der Herr Minister 
die Antwort, die gewünscht wird, geben kann. 

(Weiterer Zuruf von der SPD: So kann man 
es leicht machen!) 

Stücklen Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Ja, man kann es sich von der Opposi-
tion aus leicht machen und die Verantwortung allein 
der Regierung oder der Regierungsmehrheit zuschie-
ben! 

(Erneute Zurufe von der SPD. — Abg. 
Müller [Nordenham] : Dann 'brauchten wir 
ja keinen Postminister mehr! — Heiterkeit 

bei der SPD.) 

— Herr Kollege, mit so billigen Zwischenrufen kön-
nen Sie eine solche Frage auch nicht lösen. 

Nun darf ich auf die Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltungsrat und Regierung eingehen. Eine ganze 
Reihe von Mitgliedern des Hauses auf der Seite 
der Regierungskoalition und der Opposition sind 
seit Jahren Mitglieder des Verwaltungsrats. Ich 
glaube nicht, daß hier mit gutem Gewissen davon 
gesprochen werden könnte, die Zusammenarbeit 
sei nicht harmonisch und erfolge nicht im Sinne 
einer Förderung der Postinteressen. Darüber gibt 
es gar keinen Zweifel. Wenn der Bundespostmini-
ster von seinem gesetzlichen Recht Gebrauch macht, 
dann hat das mit der Zusammenarbeit nichts zu tun. 
Ob die gesetzlichen Bestimmungen — .auf die kom-
men wir noch zu sprechen — für die Zusammen-
arbeit zwischen Postverwaltungsrat und Regierung 
ausreichend sind, das muß ernsthaft überlegt wer-
den. 

Nun darf ich noch die vier Fragen beantworten, 
die Sie, Herr Kollege Börner, gestellt haben. 

Zunächst fragen Sie: Wann kommt der Bericht der 
Kommission? Die Kommission arbeitet völlig selb-
ständig und unabhängig. Der Vorsitzende der Kom-
mission hat vor einigen Wochen vor dem Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen des Bundes-

tages erklärt, daß er nicht glaube, vor Mai/Juni des 
kommenden Jahres — 1965 — diesen Bericht vor-
legen zu können. 

Sie fragen weiter: Warum kann diese Kommission 
den Bericht nicht früher vorlegen? 

(Zuruf links: Warum ist sie nicht früher 
gebildet worden?) 

— Das war erst die vierte Frage! 

Die zweite Frage lautete: Warum kann diese Kom-
mission den Bericht nicht früher vorlegen? — Ich 
bin überrascht, daß Sie diese Frage stellen. Sie wis-
sen, wie groß das Unternehmen Deutsche Bundes-
post ist. Wenn man einen „aussagefähigen" Bericht 
über das Unternehmen Deutsche Bundespost — mit 
seinen komplizierten Dienstzweigen, mit der Ver-
flechtung der Dienstzweige ineinander und mit den 
weitverzweigten Organisationsstufen, mit seinen 
27 000 großen, kleinen und kleinsten Ämtern — vor-
legen will, so braucht es dazu auch mehr Zeit als 
für eine überschlägliche Betrachtung dieser Materie. 
Das ist die Beantwortung der Frage 2. 

Zu Punkt 3: Hat die Deutsche Bundespost, hat der 
Minister alles getan, um dieser Kommission die 
Arbeit zu erleichtern und zu fördern? Ich darf Ihnen 
sagen, daß wir nicht nur einen unserer besten 
Beamten in die Geschäftsführung dieser Kommission 
abgestellt haben, sondern daß dieser Kommission 
mit Vordringlichkeit jede Unterlage zur Verfügung 
gestellt worden ist, die sie von uns verlangt hat. 
Wenn Sie den Vorsitzenden oder einzelne Mit-
glieder der Kommission fragten, würden Sie das 
in vollem Umfange bestätigt bekommen. Von unse-
rer Seite aus ist alles Erdenkliche und Mögliche 
getan worden, um die Arbeit der Kommission zu 
fördern. 

Frage 4 lautet: Warum ist die Kommission so 
spät berufen worden? 

Es ist nicht so leicht — wie ich schon in meiner 
Rede vom 29. Juli ausgeführt habe —, aussage-
fähige Persönlichkeiten zu finden. Die stehen doch 
nicht arbeitslos irgendwo an der Ecke, sondern sind 
Professoren, Rektoren an Hochschulen und aktive 
Wirtschaftsführer, die jetzt intensiv an einem Gut-
achten im Rahmen der Kommissionsarbeit für die 
Post mitarbeiten sollen. Gerade Sie, meine sehr 
verehrten Damen und Herren von der SPD, müßten 
es wissen und sich als gebranntes Kind etwas davor 
scheuen, etwa Namen von Leuten bekanntzugeben, 
von denen Sie hinterher eine Absage erhalten. Ich 
glaube, diese Erfahrung haben Sie auf dem Partei-
tag der SPD mit Ihren Professoren gesammelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Sie hatten doch 471, Herr Mini

-

ster! — Heiterkeit bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Große Anfrage 
ist beantwortet; das Haus hat die Antwort ent-
gegengenommen. 

Wir kommen nun zu dem Gesetzentwurf unter 
Buchstabe b) des Punktes 25 der Tagesordnung. Ich 
erteile dem Abgeordneten Dr. Besold zur Begrün-
dung das Wort. 
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Dr. Besold (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf im Auftrag meiner po-
litischen Freunde den Initiativantrag zur Änderung 
des Postverwaltungsgesetzes begründen. Herrn Bör-
ner möchte ich sagen,  daß dieser Initiativantrag be-
reits beschlossen und von der gesamten Fraktion zur 
Einbringung gebilligt war, als Sie von der SPD Ihren 
Initiativantrag noch berieten und an ihm herum-
bastelten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Bör

-

ner: Das stimmt doch nicht!) 

Ich möchte Ihnen nur sagen, daß unter diesen An-
trag noch mehr Unterschriften — auch von der CDU/ 
CSU — gekommen wären, 

(Zuruf von der SPD: Ja, wären!) 

wenn ich nicht aus Gründen, die meine Abwesen-
heit von Bonn forderten, den Antrag seinerzeit 
schon hätte einreichen müssen. 

Aber ich möchte vortragen, warum wir jetzt einen 
Initiativgesetzentwurf zur Änderung des Postver-
waltungsgesetzes einreichen. Wir meinen nämlich, 
daß gerade jetzt aus der Initiative des Parlaments 
ein entscheidender Schritt vorwärts getan werden 
muß. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Wer nämlich ehrlich und unvoreingenommen die 
Meinungsäußerungen und Debatten in den letzten 
Wochen und Monaten und eben noch die Rede des 
Herrn Börner über die Deutsche Bundespost gehört 
hat, muß eingestehen, daß es gefährlich ist, ein 

I Sondervermögen des Bundes von dem Ausmaß der 
Deutschen Bundespost, das nach wirtschaftlichen 
und kaufmännischen Grundsätzen zu führen ist, der 
politischen und der parteipolitischen Zerreißmühle 
im Blick auf 1965 auszusetzen, meine Damen und 
Herren! 

(Zuruf von der SPD: Jetzt wissen wir's!) 

Wenn man den Wust an Presseauswertungen 
übersieht, muß man darüber erschrecken, welches 
Bild von der Bundespost in der Öffentlichkeit ent-
standen ist. Es muß aber dankbar vermerkt und auch 
der Öffentlichkeit gesagt werden, daß der Vorsitzen-
de der Sachverständigenkommision bei der Anhö-
rung vor dem Verkehrsausschuß schon nach den bis-
herigen Überprüfungen sagen konnte, die betriebs-
wirtschaftlichen Einrichtungen und Übersichten der 
Deutschen Bundespost können sich mit denen mo-
dernster Wirtschaftsbetriebe messen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das muß man einmal feststellen, damit die falsche 
Meinung, die im Hinblick auf die kommende Bun-
destagswahl in all den parteipolitischen Debatten 
vertreten wird, ins rechte Licht gerückt wird. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es gibt einen zweiten Grund, warum wir einen 
Initiativantrag stellen. Einige grundlegende und 
klare Erkenntnisse haben sich schon jetzt, vor der 
Sachverständigenäußerung, herausgestellt. Alle bis-
herigen Entscheidungen sind nur kurzfristige Über-
gangslösungen. Davon war der Beschluß des Post

-

verwaltungsrates, bei den Telefongebühren die 
Grundgebühr zu erhöhen, die Gebühr für die Ge-
sprächseinheit von 16 auf 18 Pf zu erhöhen und die 
Briefgebühr zu erhöhen, eine Maximallösung. Die 
von der Bundesregierung angeregte Erhöhung der 
Telefongebühren und ihre Korrektur entsprechend 
dem ursprünglichen Vorschlag des Postverwaltungs

-

rats — aber ohne die Erhöhung der Briefgebühr — 
ist nach meiner Ansicht eine kleine Lösung. Aber, 
Herr Kollege Börner, wenn Sie sich gar so sehr 
aufgeregt und die Haltung des Herrn Bundeskanz-
lers in bezug auf die Gebührenermäßigung gerügt 
haben, so muß ich doch fragen, ob die  SPD hier 
nicht mit zwei Zungen spricht. 

(Zuruf des Abg. Börner) 

Der Herr Erler hat das letztemal gesagt, alle Lebens-
erfahrung spreche dagegen, daß eine einmal erhöhte 
Gebühr wieder heruntergesetzt werde und das Pro-
tokoll vermerkt an dieser Stelle: „Sehr richtig! bei 
der SPD." — Jetzt ist sie heruntergesetzt, und jetzt 
kritisieren Sie den Herrn Bundeskanzler! 

(Beifall in der Mitte.) 

So kann man nicht argumentieren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Besold, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Börner? 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Bitte. 

Börner (SPD) : Herr Kollege Dr. Besold, ist Ihnen 
entgangen, daß ich die Senkung nicht kritisiert, son-
dern begrüßt und nur kritisiert habe, daß der  Herr 
Bundeskanzler innerhalb von 8 Wochen bei seiner 
Meinung in der Frage der Vertretbarkeit einer sol-
chen Senkung eine 180 %ige Schwenkung vollzogen 
hat? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es handelt sich 
wohl nicht um Prozente, sondern um Grade. 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Na eben, na eben! Das 
paßt ganz genau darauf. Nach dem, was Herr Erler 
gesagt hat, müßten Sie heute geradezu ein Loblied 
auf den Herrn Bundeskanzler singen. 

(Abg. Börner: Das überlassen wir dem Alt

-

bundeskanzler! — Weitere Zurufe von der 
SPD!)  

Eine weitere Übergangslösung steckt in dem Vor-
schlag der SPD auf Aussetzung jeder Gebührener-
höhung bis zur Äußerung der Sachverständigenkom-
mission. Sie glauben doch selber nicht, daß das eine 
irgendwie real fundierte Lösung wäre. Sie kennen 
doch den ganzen Apparat der Deutschen Bundes-
post mit ihren 440 000 Angestellten und Arbeitern. 
Was würden die  sagen, wenn das gemacht werden 
würde, wenn damit der Haushalt und alles weitere, 
insbesondere die  Fürsorge für diese Leute, in der 
Luft hinge? 

Zu unserem Initiativantrag hat uns ferner die Er-
kenntnis veranlaßt, daß Gebührenerhöhungen allein, 
so wie die Dinge zur Zeit liegen, einfach keine Lö- 



7392 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 150. Sitzung. Bonn, Freitag, den 4. Dezember 1964 

Dr. Besold 
sung auf lange Sicht sind. Das ist im übrigen auch 
die Ansicht des Deutschen Bundestages. In diesem 
Zusammenhang darf ich auf die Entschließung des 
Deutschen Bundestages auf Einsetzung einer Sach-
verständigenkommission zur Überprüfung der Deut-
schen Bundespost — Drucksachen IV/1700 Anlage, 
IV/2062 — verweisen. Dort wird ausdrücklich fest-
gestellt, daß „eine Erhöhung der Gebühren auf die 
Dauer nicht ausreiche, die hierfür erforderlichen 
Finanzmittel sicherzustellen". Es sind also zusätzlich 
ernste Schritte zu einer angemessenen Ausbalancie-
rung von Eigen- und Fremdkapital der Deutschen 
Bundespost unerläßlich. Dazu müssen weitere Maß-
nahmen der Rationalisierung und auch der Auto-
mation ergriffen werden. 

Diese Feststellungen und Erkenntnisse sind in 
diesem Hohen Hause, aber auch schon vorher im 
Postverwaltungsrat maßgebend gewesen. Nicht eine 
Maßnahme allein, sondern alle Maßnahmen zu-
sammen, unterstützt durch ausreichende wirkungs-
volle Entscheidungen, bringen uns einer Lösung des 
Postproblems näher. 

Die bisherigen Vorschläge des Herrn Bundes-
finanzministers können nicht als ausreichende Maß-
nahmen angesehen werden, wenngleich — das 
möchte ich in aller Objektivität sagen — dieser 
Schritt bei der damaligen finanzpolitischen Lage 
anerkannt werden muß. Sie wissen, daß der Bundes-
finanzminister den Vorschlag gemacht hat, bei 500 
oder 520 Millionen die Ablieferung einfrieren zu 
lassen. Dann wurde für 1965 und 1966 eine Kapital-
aufstockung mittels Anleihen zugesagt. Aber wir 
wissen alle, daß das nur eine vorübergehende und 
keine substantielle Unterstützung der Bundespost 
ist, daß das Bundesfinanzministerium mit dem Ziel 
einer Entlastung der Deutschen Bundespost ab 1966 
die Behandlung der Ausgleichsforderungen der 
Deutschen Bundespost überprüfen wird und daß 
beabsichtigt ist, im Bundeshaushalt einen Leertitel 
für eine weitere Erhöhung des Eigenkapitals auszu-
bringen, die aus Privatisierungserlösen gespeist wer-
den soll. Aber auch diese Lösungen fassen das Pro-
blem nicht vom Grund her an. 

Aber, meine Damen und Herren, dem Schritt nach 
vorn durch diese Initiative, von dem ich gesprochen 
habe, steht — das müssen wir erkennen — einfach 
das Postverwaltungsgesetz in seiner gegenwärtigen 
Fassung entgegen. Dieses Postverwaltungsgesetz 
stammt vom 24. Juli 1953, aus einer Zeit — daran 
können wir uns erinnern —, wo das Ringen um das 
Gelingen des Wiederaufbaus, ob nach planwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten, wie es die SPD wollte, 
oder in der freien Marktwirtschaft, noch voll im 
Gang war. Man muß sich vorstellen, in welcher 
Atmosphäre das Gesetz entstanden ist. Damals 
haben noch die maßgebenden Vertreter der SPD 
mit allem Ernst die Meinung vertreten, daß die 
freie Marktwirtschaft zurück zur Brotkarte führen 
würde. Es war eine Zeit, wo Bund und Länder kaum 
finanzielle Mittel zur Verfügung hatten, wo das 
Steueraufkommen gering war und wo die volle 
Souveränität noch nicht zurückgegeben war, wo das 
Ausmaß und die Schnelligkeit des wirtschaftlichen 
Fortschritts noch nicht einmal geahnt werden konn-

ten, wo die Grundlagen und Voraussetzungen für 
eine Gesetzesgestaltung, die auch in die jetzige Zeit 
hineinpaßt, einfach nicht erkannt werden konnten. 

(Abg. Börner: Das sind keine neuen Argu

-

mente!) 

Dabei muß man sich klarwerden über den Auf-
gabenbereich und den gesetzlichen Auftrag der 
Bundespost und des Bundespostministers sowie des 
Verwaltungsrats. Sie wissen selber, dieser Auf-
gabenbereich, der in § 2 des Postverwaltungsgeset-
zes niedergelegt ist, ist von einem sehr bedeutenden 
Umfang. Hier heißt es: 

Der Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen ist dafür verantwortlich, daß die 
Deutsche Bundespost nach den Grundsätzen der 
Politik der Bundesrepublik Deutschland, insbe-
sondere der Verkehrs-, Wirtschafts-, Finanz-
und Sozialpolitik verwaltet wird. 

Was auf diesem Gebiet seit 1953 an revolutionären 
Umwälzungen und Vorwärtsbewegungen geschehen 
ist, das wissen wir. Aber damit ist auch das Maß 
der Arbeit und der Verantwortung der Deutschen 
Bundespost gewachsen. Es steht weiter in § 2: 

Die Anlagen der Deutschen Bundespost sind in 
gutem Zustand zu erhalten und technisch und 
betrieblich den Anforderungen des Verkehrs 
entsprechend weiterzuentwickeln und zu ver-
vollkommnen. 

Ich glaube, das hat die Deutsche Bundespost auch 
getan. 

(Zuruf von der SPD: Mit Fremdkapital!) 

Das hat sie auch getan trotz dieses Postverwaltungs

-

gesetzes; das ist nämlich das Verwunderliche dabei. 

(Lachen bei der SPD.) 

Aber jetzt, meine Damen und Herren, müssen Sie 
auch betrachten, in welcher Zwangsjacke und mit 
welchem geringen Bewegungsraum es der Deutschen 
Bundespost gelungen ist, diese Aufgaben bis heute 
zu erfüllen. 

Ich möchte, weil es sich hier um einen Gesetz-
entwurf zur Änderung des bisherigen Postverwal-
tungsgesetzes handelt, folgendes sagen: Nach § 15 
Abs. 1 des Postverwaltungsgesetzes hat die Deutsche 
Bundespost ihren Haushalt so aufzustellen und zu 
führen, daß sie die zur Erfüllung. ihrer Aufgaben und 
Verpflichtungen notwendigen Ausgaben aus ihren 
Einnahmen bestreiten kann; Zuschüsse — so heißt 
es — aus der Bundeskasse an die Post werden nicht 
geleistet. — Meine Damen und Herren, wenn Sie auf 
den gesamten Wiederaufbau zurückblicken, werden 
Sie doch zugeben, daß Wirtschaftsunternehmen von 
dem Ausmaß der Deutschen Bundespost diese Auf-
gabe des Wiederaufbaus ohne Zuführung von Kapi-
tal normalerweise nicht haben leisten können. In 
ihrer Haushaltsführung ist daher die Post auf der 
Einnahmenseite im wesentlichen allein auf die Ge-
bühreneinnahmen angewiesen, deren Höhe durch 
die jeweils geltende Gebührenordnung und durch 
die Inanspruchnahme ihrer Einrichtungen bedingt 
ist. 
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Es ist auch nicht so — das wissen die Herren vom 

Postverwaltungsrat ganz genau —, daß die Bundes-
post eine Monopolstellung hat und tun und lassen 
kann, was sie will. Das sehen wir bei den Erhöhun-
gen der Paketgebühren. Auf den Umfang der Inan-
spruchnahme ihrer Einrichtungen hat die Post nur 
einen sehr begrenzten Einfluß. 

Auf der Ausgabenseite ist die Post insofern nicht 
frei, als sie sich der fortschreitenden Entwicklung der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage anpassen muß. 
Und was da geschehen ist, das wissen Sie. Dies gilt 
in erster Linie für die Gestaltung der Löhne und 
Gehälter, die nahezu 60 % der gesamten Aufwen-
dungen — in den lohnintensiven Zweigen des Post-
dienstes sogar rund 75% — ausmachen. Bei den 
anderen Kostenarten wie z. B. Betriebsführung und 
Unterhaltung der Anlagen liegen die Verhältnisse 
ähnlich. 

Ein besonderer Kostenfaktor — und darum geht es 
ja auch hauptsächlich — ist die gemäß § 21 Abs. 3 
des Postverwaltungsgesetzes vorgeschriebene Ab-
lieferung an den Bund in Höhe von 6 2/3 %  der 
Bruttoeinnahmen der Post, die ohne Rücksicht auf 
den wirtschaftlichen Erfolg der Post abzuführen sind. 
Das Postverwaltungsgesetz geht in seiner Grund-
konzeption davon aus, daß stets ein ausgeglichener 
Haushalt erreicht werden muß. Dieser Ausgleich ist 
aber im Augenblick — auf Grund der zwangsläufi-
gen Aufwendungen auf der Ausgabenseite — im 
wesentlichen nur auf der Einnahmenseite der Post, 
und zwar durch Änderung der Gebührenordnung 
möglich. Man muß einmal ganz klar sehen, daß der 
Bundespost nur diese Möglichkeiten zur Verfügung 
stehen. 

Eine Erhöhung der Gebühren hat aber automatisch 
wiederum ein Ansteigen der Aufwendungen zur 
Folge, da die Ablieferung an  den Bund gemäß § 21 
Abs. 3 des Postverwaltungsgesetzes an die Höhe der 
Einnahmen gebunden ist,  und zwar ohne Rücksicht 
auf 'das wirtschaftliche Ergebnis. Es ist einfach nicht 
mehr möglich, daß der Bund an  einer zur finanziel-
len Gesundung der Post notwendigen Gebührener-
höhung mit 6 2/3  % partizipiert. Das ist unsere An-
sicht, und das ist auch die Erkenntnis, die in der 
(Öffentlichkeit besprochen wird. 

Der Bund erhält als auf der  einen Seite unabhän-
gig von dem wirtschaftlichen Ergebnis der Post Ab-
lieferungen zugunsten der Bundeskasse. Wie die 
augenblickliche Lage  der  Bundespost zeigt, führen 
diese Ablieferungen zu Verlustabschlüssen der Post. 
Ein gesunder finanzieller Status  der  Post muß je-
doch erhalten bleiben, damit sie ihren Aufgaben ge-
recht werden kann. Also ist es erforderlich — und 
davor soll man  die  Augen nicht verschließen —, das 
im Jahre 1953 unter den damals gegebenen Umstän-
den hei fehlender Voraussicht der rasanten Gesamt-
entwicklung geschaffene Postverwaltungsgesetz zu 
ändern. 

Meine Damen und Herren, man mag über ver-
schiedene Mängel „meckern", die man da und dort 
Jim Bereich der Bundespost verspürt: Telefonan-
schlüsse, Einstellung der Briefzustellungen am Wo-
chenende — bei einem Porto von 20 Pf, das seit 

15 Jahren in diesem Dienstleistungsbetrieb nicht 
mehr erhöht worden ist — und vielleicht noch dies 
und jenes. Aber man übersieht bei aller Rederei — 
das muß auch einmal gesagt werden, gerade nach 
den Debatten, die man  hier mit dem Blick auf das 
Jahr 1965 geführt hat — und aller Schreiberei ein-
fach die tatsächlichen Leistungen der Deutschen Bun-
despost, ihrer früheren Minister und dieses Mini-
sters, ihrer Beamten und des gesamten Personals. 

Nur einige kennzeichnende Tatsachen! Zunächst 
der beispielhafte Fortschritt im Selbstwählferndienst. 
Die großen USA haben nur eine Bedienung im 
Selbstwählanschluß von 46 %, Frankreich nur von 
49,5 %, die Deutsche Bundespost aber trotz der so-
eben geschilderten Lage und trotz ides Postverwal-
tungsgesetzes bereits von 92 %. In  der  Ausstattung 
der Deutschen Bundespost mit elektronischen Gerä-
ten, z. B.  den  Briefverteileranlagen, im Postscheck- 
und Postsparkassendienst, hat die Deutsche Bundes-
post im Weltmaßstab Anerkennung gefunden. Der 
Postmaster General der USA hat  die  Deutsche Bun-
despost als die modernste der Welt bezeichnet. Die 
vielgeschmähten Postleitzahlen, derentwegen der 
Postminister immer wieder angegriffen worden ist, 
sind heute bereits von den USA übernommen; sie 
werden in der Schweiz eingeführt, und sie sind in 
anderen europäischen Ländern zur Einführung vor-
bereitet. 

Ich glaube, es  ist Zeit, daß wir — bei aller Bemän

-

gelung und bei aller Kritik — dem Minister und sei-
nen Mitarbeitern auch einmal Dank und Anerken-
nung aussprechen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Aus allen diesen Gründen haben sich meine poli-
tischen Freunde entschlossen, dem Hohen Hause 
diesen InitiativGesetzentwurf Drucksache IV/2707 
als Gruppenantrag vorzulegen. Wir gehen dabei 
nicht zuletzt auch davon aus, daß es die vornehmste 
Aufgabe des  Parlaments ist und bleiben muß, aus 
sich selbst heraus initiativ zur Lösung auch schwie-
riger Aufgaben beizutragen. Wir sind immer mehr 
gezwungen, die Beurteilung Sachverständigen zu 
überlassen, und wir danken den  Sachverständigen, 
die  diese  Arbeit übernehmen. Man sollte aber dabei 
nicht dieses Initiativrecht des Parlaments vergessen. 

Der Initiativantrag soll nicht als Vorgriff auf die 
schwierigen Aufgaben des zu erstellenden umfas 
senden Berichts der Sachverständigenkommission 
bewertet werden. Wir haben auch nicht die Absicht 
- wie ein Mitglied der  Sachverständigenkommis-

sion mir gegenüber meinte —, dieser für ihre saure 
Arbeit das Brot wegzunehmen; im Gegenteil! Wir 
wollen mit diesem Entwurf zur Brotvermehrung bei-
tragen. 

(Heiterkeit.) 

Wir betrachten 'diesen Initiativentwurf als einen 
konstruktiven Diskussionsbeitrag, der in Ergänzung 
zu anderen Beiträgen, insbesondere zu dem zu er-
wartenden Kommissionsbericht, eine umfassende 
Sanierung der Bundespost auf lange Sicht ermög-
lichen soll.  

Lassen Sie mich nun noch kurz auf den wesent-
lichen Inhalt dieses  Initiativentwurfs zur Änderung 
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des Postverwaltungsgesetzes eingehen. Sein Sinn 
und Zweck ist — das  möchte ich hier zusammen-
fassend vorausschicken —, die Bundespost aus dem 
Verlust herauszuführen und sie bei einer möglichst 
kostendeckenden Gebührenpolitik in Verbindung 
mit einer sachgemäßen und den finanziellen Ver-
hältnissen der Deutschen Bundespost angepaßten 
Investitions- und Rationalisierungspolitik auf lange 
Sicht einer Selbstgesundung zuzuführen, und zwar 
unter Aufrechterhaltung der Eigenverantwortung 
der Postverwaltung. Wie notwendig es ist, die 
Eigenverantwortung der Bundespost aufrechtzuer-
halten, das haben wir in diesen Debatten gesehen. 

Gestern ist in  der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung" ein Artikel über „Die Post und das Parla-
ment" erschienen, den ich mit Interesse gelesen 
habe. Es heißt dort: 

Es ist sicherlich kein Zufall, daß Großbritannien 
vor kurzem — Post Office Act von 1961 — die 
Post aus dem allgemeinen Staatshaushalt her-
ausgelöst hat und zum „deutschen System" 
übergegangen ist, 

zu dem System, daß ein Bundesvermögen, das nach 
wirtschaftlichen und kaufmännischen Gesichtspunk-
ten zu führen ist, möglichst aus der parteipolitischen 
Auseinandersetzung herausgehalten wird. 

Mit den Fragen der Kapitalausstattung befaßt sich 
der Entwurf nicht, diese Fragen können nach meiner 
Ansicht erst angegriffen werden, wenn der Sach-
verständigenbericht vorliegt. 

Nun komme ich zu den  Einzelheiten. Wir haben 
angeregt, den § 13, in dem das Vetorecht verankert 
ist, zu überprüfen und ihn zu verbessern. Das soll 
nicht eine Kritik an dem Herrn Bundespostminister 
sein. Wir werfen hier einen Blick in die Zukunft. 
Wir hatten bisher — während der langen Dauer des 
Bestehens des Postverwaltungsrechtes — noch kei-
nen Fall eines Vetorechts. Es ist eigentlich der erste 
bedeutende Fall eines Vetorechtes. Dabei haben 
wir auch festgestellt, daß die Fassung bezüglich des 
Vetorechts im bisherigen Postverwaltungsgesetz 
völlig ungenügend ist und zu Mißverständnissen 
Anlaß geben kann. 

Bei der Neufassung des § 13 habe ich daran ge-
dacht, daß bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Bund und Ländern der Vermittlungsausschuß ein-
geschaltet ist, der die Meinungsverschiedenheiten 
sehr oft ausgemerzt hat. Das war segensreich. Wir 
haben zwar kein neues Gremium vorgesehen, aber 
wir wollen die Einlegung des Vetos etwas erschwe-
ren. Wir halten bei der Einlegung eines Vetos eine 
Rückäußerung an den Verwaltungsrat mit einer 
Begründung des Vetos durch die Bundesregierung 
und gegebenenfalls eine Zurückverweisung an den 
Postverwaltungsrat für notwendig. Das  soll bedeu-
ten, daß es in einem wirtschaftlichen Unternehmen 
wie der Bundespost möglich sein soll, wenn tatsäch-
lich einmal Meinungsverschiedenheiten über einen 
Beschluß auftauchen — das ist doch möglich —, diese 
Meinungsverschiedenheiten im eigenen Raum zur 
Aufrechterhaltung des Vertrauens zwischen Postver-
waltungsrat, Bundespostminister und Bundesregie-
rung beizulegen. Die Post soll bei der Ausgleichung 

von Meinungsverschiedenheiten in Zukunft von der

-

artigen Debatten, die zu nichts geführt haben, ver-
schont bleiben. Ich glaube, das ist eine gute Bestim

-

mung. 

Wir streben weiterhin eine grundlegende Ände-
rung des bisherigen § 15 an. Der § 15, der die Haus-
haltsführung betrifft, besagt, daß ein in Einnahmen 
und Ausgaben ausgeglichener Haushalt aufgestellt 
werden muß. Aber es steht auch ein Satz darin, den 
ich schon bei meinen vorausgehenden Ausführun-
gen aufgegriffen habe: „Zuschüsse aus der Bundes-
kasse werden nicht geleistet". Wir wollen mit un-
serem Entwurf diesen Grundsatz nicht beseitigen, er 
soll bestehenbleiben. Aber es müssen Ausnahmen 
von diesem Grundsatz verankert werden. Wir haben 
nur zwei Ausnahmefälle vorgesehen, in denen Zu-
schüsse gewährt werden können. 

Nach unserem § 15 a soll eine Ausgleichspflicht 
des Bundes in Zukunft dann eintreten, wenn der 
Bund zum Beispiel aus politischen Gründen oder aus 
Gründen des allgemeinen Wohls eine Gebühren-
erhöhung einfach nicht durchführen will. Sagen wir 
einmal als plastisches Beispiel: Der  Zeitungsdienst 
ist defizitär. Sämtliche Parteien sträuben sich gegen 
eine Erhöhung dieser Gebühren aus allgemeinpoliti-
schen Gründen. Wenn in diesem Fall der Bundestag 
oder die Bundesregierung eine kostendeckende Ge-
bührenerhöhung aus diesen allgemeinpolitischen 
oder erzieherischen Gründen nicht will, muß er auch 
die dadurch im Haushalt ausfallenden Einnahmen 
ausgleichen. 

Ein Spiegelbild dazu ist § 15 Abs. 1 Satz 2. Hier-
nach soll eine Ausgleichspflicht bestehen, wenn eine 
Gebühren senkung herbeigelführt wird, die der 
Postverwaltungsrat nicht will, weil er eine Entschei-
dung für kostendeckende Gebühren gefällt hat. Das 
klassische Beispiel ist die Senkung der Telefon-
gebühren jetzt. Das wird jetzt auch tatsächlich vom 
Bund übernommen. Hier kann auch nichts passieren. 
Denn durch die weiteren Bestimmungen sollen letz-
ten Endes auch die Bundesregierung und ein unab-
hängiges Sachverständigengremium bei der Gestal-
tung dieses Ausgleichs eingeschaltet werden. 

Außerdem sollen von dem globalen Grundsatz, 
daß keine Zuschüsse aus der Bundeskasse geleistet 
werden,  die  politischen Lasten ausgenommen wer-
den, die für eine kaufmännische und wirtschaftliche 
Führung der Bundespost eine Verzerrung bedeuten. 
Das ist eine Bestimmung, die auf die Vergangenheit 
hinzielt. Sie wissen, was mit den politischen Lasten 
gemeint ist. Ich glaube, daß auch diese Bestimmung 
richtig ist. 

Nun kommt § 20, der zunächst eine Erhöhung der 
Rücklagen von bisher 100 auf 500 Millionen DM 
vorsieht, und zwar deshalb, weil das Volumen der 
Bundespost zugenommen hat. Ob der Betrag 500 
Millionen DM sein muß, mögen die Ausschußbera-
tungen ergeben. Aber wesentlich ist, daß die Ab-
lieferungspflicht der Bundespost nun nicht mehr an 
den Umsatz geknüpft ist, sondern die Ablieferung 
an den Bund soll 50 %  des nach der Bildung der 
Rücklagen verbleibenden Gewinnes betragen. Ich 
weiß, daß das große Diskussionen gibt, daß das 
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Meinungsverschiedenheiten herbeiführen wird. Ich 
weiß, daß viele Kollegen die Ablieferungspflicht an 
den Umsatz gebunden wissen wollen. 

Man hört immer und immer wieder: Wenn die 
Ablieferungspflicht an den Gewinn gebunden ist, 
so entsteht dadurch ein Nachteil, daß die Bundes-
post die Möglichkeit hat, den Gewinn zu manipulie-
ren. Das mag bei privatwirtschaftlichen Unterneh-
mungen vielleicht so sein. Aber ich glaube, daß es 
bei der Bundespost nicht der Fall ist. Hier gibt es 
keine Möglichkeit der unkontrollierten Gewinn-
manipulation. Bei der Änderung der Abschrei-
bungssätze der Bundespost sind das Bundesfinanz-
ministerium und der Bundesrechnungshof mit ein-
geschaltet. Der Bundesfinanzminister wirkt bei der 
Aufstellung des Haushalts und damit bei der Ver-
anschlagung des Gewinns bzw. des Verlusts mit. 
Außerdem wird der Abschluß durch den Bundes-
rechnungshof nachgeprüft. Ich verweise hier auf 
die schon bisher und auch weiterhin gültigen Be-
stimmungen des § 17 Abs. 3 und des § 19 Abs. 5 
des Postverwaltungsgesetzes. 

Außerdem glaube ich, daß der Herr Bundesfinanz-
minister, wenn die Ablieferungspflicht an den Ge-
winn gebunden ist, ein größeres Interesse daran hat, 
daß dort investiert wird, wo die Post tatsächlich 
Gewinne macht. Wenn er dagegen die nach dem 
Umsatz berechnete Ablieferung bekommt, ist er an 
dem inneren Geschehen der Bundespost nicht so 
interessiert. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber sehr 
„schmeichelhaft" für den Finanzminister!) 

— Ich bringe hier lediglich solche Überlegungen 
vor. Sie sind kein Vorwurf gegen eine Person. Ich 
mache hier Ausführungen nur auf Grund von Ein-
wendungen, die man da und dort gegen diese Fas-
sung hört, von der ich glaube, daß sie richtig ist, 
von der wir glauben, daß sie auch zu einer Selbst-
gesundung der Bundespost auf lange Sicht führt. 
Deshalb habe ich diese Überlegungen vorgetragen. 
Ich spreche damit niemanden, der mit irgendeinem 
Amt verbunden ist, persönlich an. Sonst kann man 
ja nicht offen darüber sprechen, welche Dinge zu 
berücksichtigen sind. 

Ich möchte zum Schluß etwas zu dem globalen 
Angriff sagen, der von seiten der SPD jetzt geführt 
wird. Die SPD hat gesagt: Die Bundesregierung ist 
an allem schuld, sie hat die Bundespost vernach-
lässigt. Meine Damen und Herren, wenn Sie das 
sagen, dann denken Sie eben nicht an das, was in 
den letzten 15 Jahren geschehen ist, seitdem die 
Bundesregierung die Verantwortung übernommen 
hat. Wer in diesem Hause ehrlich ist, muß sagen, 
daß nach dem Zusammenbruch und bei der Über-
nahme der Verantwortung 1949 eben ein Chaos 
bestand, daß es bei der Beseitigung dieses Chaos 
Rangstufen gab 

(Beifall in der Mitte) 

und daß hier ungeheure Milliardensummen und Lei-
stungen aufgewendet werden mußten. Es ist viel-
leicht richtig — das geben wir zu —, daß der letzte 
Posten unter den Wiederaufbauleistungen die end-
gültige Sanierung der Bundespost sein muß. Sie hat 

trotz der Zwangsjacke „Postverwaltungsgesetz" in 
der bisherigen Fassung ihre Leistungen immerhin 
auf einer Höhe gehalten, die sogar im Weltmaßstab 
Anerkennung findet. Aber jetzt ist es notwendig, 
das Gefüge der Bundespost zu verbessern. 

Wenn Sie einen Blick nach rückwärts werfen, 
wenn Sie die sozialen Leistungen, den Wohnungs-
bau, die Verteidigungsmaßnahmen usw. ansehen, 
dann können Sie doch nicht sagen: Die Bundesregie-
rung hat verantwortungslos gehandelt. Rom ist nicht 
an einem Tag erbaut worden, sondern in Hunderten 
von Jahren. Aber von dem, was die Bundesregie-
rung in 15 Jahren geleistet hat, kann man bei der 
Größe der Aufgaben und der Kürze dieser Zeitspan-
ne fast sagen: Die Bundesrepublik Deutschland ist 
an einem Tag gebaut worden! Ich glaube, in einer 
sachlichen Debatte müssen wir — bei aller Anerken-
nung dessen, was noch fehlt — sagen: Wir können 
stolz auf unsere Deutsche Bundespost sein! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort zur Be-
gründung des Gesetzentwurfs der sozialdemokrati-
schen Fraktion zur Änderung des Postverwaltungs-
gesetzes hat der Abgeordnete Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung hat im „Bulletin" eine Abhandlung 
veröffentlicht, die mit der Frage überschrieben 
wurde: „Finanzkrise bei der Bundespost?" Sie  be-
ginnt mit der aktuellen Feststellung, daß sich, noch 
ehe sich die Unruhe gelegt habe, die durch die Fi-
nanznot der Deutschen Bundesbahn entstanden sei, 
Wirtschaft und Verwaltung nun auch mit der Fi-
nanzlage der Deutschen Bundespost auseinander-
setzen müßten. Der Verfasser bringt zum Ausdruck, 
daß die stillschweigende Abwälzung betriebsfrem-
der Lasten auf die Deutsche Bundespost ihre finan-
ziellen Bewegungsfreiheit außerordentlich beein-
trächtigt habe. Das widerspreche dem schon im 
Reichspostfinanzgesetz verankerten Grundgedanken 
der finanziellen Selbständigkeit des Sondervermö-
gens. Es sei zu prüfen, ob die das Defizit verur-
sachenden betriebsfremden Lasten entweder auf den 
allgemeinen Bundeshaushalt zu übernehmen oder 
aber die einschlägigen Bestimmungen des Postver-
waltungsgesetzes aufzuheben seien. Bleibe es bei 
der jetzigen Lösung, so müsse bei der angestrebten 
Wiederherstellung der finanziellen Stabilität des 
Posthaushalts mindestens die fiskalische Belastung 
der Deutschen Bundespost berücksichtigt werden, so-
lange die Deutsche Bundespost nach § 21 des Post-
verwaltungsgesetzes gehalten sei, ohne Rücksicht 
auf ihr betriebliches Ergebnis und ohne Rücksicht 
auf die Höhe der von ihr zu tragenden betriebsfrem-
den Sonderlasten 6 2/3 v. H. ihrer laufenden Betriebs-
einnahmen an den Bundesfiskus abzuführen. 

Ich habe diesen  Artikel vorangestellt, weil die 
Tatsache, daß er am 26. Mai 1954, also vor zehn 
Jahren, im Bulletin" der Bundesregierung abge-
druckt wurde, die Auffassung des Herrn Finanzmi-
nisters Dahlgrün, die dieser am 21. Oktober 1964 
vorgetragen hat, widerlegt und zum anderen erken- 
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nen läßt, daß es — im Gegensatz zu manchen Aus-
führungen — seit mehr als zehn Jahren keinesfalls 
an Stimmen gefehlt hat, die warnend und mahnend 
die Bundesregierung auffordern, es nicht zu einer 
krisenhaften Zuspitzung bei der Bundespost kom-
men zu lassen. Herr Finanzminister Dr. Dahlgrün 
vertrat am 21. Oktober 1964 demgegenüber die Mei-
nung, die krisenhafte Zuspitzung der Finanzlage der 
Bundespost und der Bundesbahn sei erst nach der 
Verabschiedung des Entwurfs des Bundeshaushalts 
durch die Bundesregierung in ihrem ganzen Ausmaß 
deutlich geworden. 

Die Entwicklung bei der Deutschen Bundespost 
konnte niemanden überraschen, der sich mit ihren 
Problemen nicht nur gelegentlich einer Bundestags-
debatte beschäftigt. Alle bisherigen Postminister 
haben nach einer mehr oder weniger langen Amts-
zeit das Notwendige erkannt und entsprechende 
Forderungen erhoben. Keiner von ihnen kam, weder 
im Kabinett noch bei steinen Parteifreunden, zu Ge-
hör. 

(Abg. Dr. Mommer: Und keiner nahm des

-

wegen den Hut!) 

Herr Postminister Schuberth beklagte öffent-
lich, daß der damalige Bundeskanzler Adenauer iihm 
die schriftlich zugesagte Hilfe für die Deutsche Bun-
despost versagt habe. 

Herr Postminister Balke  wies 1954 auf das sich 
verschlechternde Verhältnis des Eigenkapitals zum 
Fremdkapital hin. Er sah hierin eine unbefriedi-
gende Entwicklung, da mit der Verstärkung des 

I Fremdkapitals, insbesondere wenn der Anteil des 
kurzfristigen Fremdkapitals zunehme, eine bedenk-
liche Belastung mit Zinsen und Amortisationsbe-
trägen und eine ständige Unruhe aus der Notwen-
digkeit zur Umschuldung und Prolongation verbun-
den seien. 

Sein Staatssekretär wandte sich zum gleichen Zeit-
punkt dagegen, daß die Ertragskraft der Deutschen 
Bundespost nicht in vollem Umfang den betrieb-
lichen Aufgaben nutzbar gemacht werden könne, 
weil diese auch für allgemeine, mit ihrem Betrieb 
nicht unmittelbar zusammenhängende Staatsver-
pflichtungen, die systemgerecht der Bundeshaushalt 
zu tragen hätte, herangezogen werde. 

Der Postminister Lemmer erklärte am 22. Mai 
1957 vor dem Deutschen Bundestag: 

Meiner Ansicht nach muß daher mit aller Ener-
gie daran gegangen werden, die Kapital- und 
Finanzlage der Deutschen Bundespost nachhal-
tig zu verbessern. In dieser Richtung erscheint 
es mir unerläßlich, daß mit allem Ernst die 
Frage geprüft wird, ob es nicht möglich ist, die 
Ablieferung an den Bund dahin abzuändern, daß 
eine Zahlung an den Bund gekoppelt wird an 
den Gewinn, damit in Zukunft der finanziell 
untragbare Zustand vermieden wird, daß ein 
notleidendes Unternehmen Ablieferungen an 
den Bund als Eigentümer auch dann zahlen muß, 
wenn 'es selbst in Schwierigkeiten ist. 

Herr Bundespostminister Stücklen äußerte 
sich im September 1963 ebenso eindeutig. Er for-
derte, daß der Bund als Eigentümer der  Post  eine 

entsprechende Kapitalaufstockung durchführe. Wenn 
nicht in kürzester Zeit wirksame Maßnahmen er-
griffen würden, werde das Unternehmen Post er-
heblichen Schaden erleiden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost — 
der  nach Maßgabe des Postverwaltungsgesetzes bei 
der Leitung der Deutschen Bundespost durch den 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
mitwirkt — fordert seit 1954 wirksame Maßnahmen 
seitens der Bundesregierung, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

um eine seit diesem Zeitpunkt erkennbare bedenk-
liche Entwicklung abzuwenden. 

Alle Kritiken, Wünsche und Forderungen dieser 
letzten zehn Jahre sind hinsichtlich der Neuregelung 
der Abgabepflicht an den Bund, Abnahme der be-
triebsfremden Lasten und der Notwendigkeit, ein 
weiteres Absinken des Eigenkapitalanteils zu ver-
hindern, übereinstimmend. Aus dieser Tatsache 
haben bislang weder die Bundesregierung noch die 
sie tragenden Regierungsparteien Konsequenzen ge-
zogen. Die ganzen Schwierigkeiten, denen sich die 
Bundespost derzeit gegenübersieht, gehen damit 
eindeutig zu Lasten der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das Einsetzen einer Sachverständigenkommission 
ist nur ein dürftiger Ersatz für eigenes Handeln. Was 
der Bundesregierung auf diesem Gebiet gefehlt hat, 
ist nicht der sachverständige Rat, sondern der Ent-
schluß, zu handeln. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Müller-Her

-

mann: Das entscheidende Problem gehen 
Sie auch nicht an!) 

Der Herr Bundespostminister hat heute den Ver-
such unternommen, diesen Vorwurf zu entkräften. 
Er hat eine besondere Konstruktion gewählt, indem 
er gesagt hat: „Die Opposition auch nicht!" ; offenbar 
in der Annnahme, daß es in einer Demokratie mög-
lich sein könnte, daß ein Postminister, der die Unter-
stützung seiner Parteifreunde in der Sache nicht hat, 
dann mit der Opposition sein Amt führen könne. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD. — 
Abg. Schulhoff: Das ist aber eine Verfäl

-

schung dessen, was er gesagt hat, Herr 
Gscheidle!) 

— Ach, der Herr Bundespostminister wird sich zur 
Wehr setzen, wenn er der Meinung ist, das sei eine 
Verfälschung. 

Das Thema Bundespost hat meines Erachtens vier 
Schwerpunkte: 

Erstens: die wirtschafts- und finanzpolitischen 
Grundsätze für die Leitung der Deutschen Bundes-
post; 

zweitens: die Aufgabenstellung für die Deutsche 
Bundespost und die dafür zweckmäßige Organisa-
tion; 

drittens: die Wirtschaftlichkeit in  der  Aufgabener-
füllung; 
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viertens: die Grundsätze für die Gebührenpolitik. 

(Abg. Müller-Hermann: Und fünftens der 
ständig sich erhöhende Personalaufwand! 

Dem Thema weichen Sie  aus!)  

- Herr Kollege, ich danke Ihnen für den  Zwischen-
ruf. Denn ich darf hier eine Legende zerstören. Viel-
leicht haben Sie die Freundlichkeit, einmal die Un-
terlagen der Deutschen Bundespost der  letzten Jahre 
einzusehen. Ich darf Ihnen vorab für die Erkennt-
nisse, die  Sie  dann gewinnen, sagen: Relativ ist der 
Anteil der Personalkosten rückläufig gegenüber 
allen übrigen Kasten der Bundespost. Das kann nicht 
anders sein; das wird auch niemand, der die Dinge 
kennt, bestreiten können. Denn sonst könnte nie-
mand öffentlich erklären — was den Tatsachen ent-
spricht —, daß Rationalisierungserfolge vorliegen. 

(Beifall bei der  SPD. — Abg. Müller-Her

-

mann: Sicherlich liegen sie vor!) 

Erst wer sich über seinen grundsätzlichen Stand-
punkt in  diesen Fragen Klarheit verschafft hat, kann 
folgerichtige Entscheidungen treffen. Daran hat es 
bislang bei der Bundesregierung gemangelt. Inner-
halb des Bundeskabinetts waren die Vorstellungen 
des Finanz-, Wirtschafts- und Postministers in  den 
kritischen Situationen jeweils unterschiedlich Es war 
keine Grundkonzeption der Bundesregierung er-
kennbar. Nach Auffassung des Finanzministeriums 
hätte sich die  Deutsche Bundespost jeweils mit Ge-
bührenerhöhungen helfen müssen. Gegen diese Vor-
schläge wandte sich das Wirtschaftsministerium 
ständig im Hinblick auf das Preisgefüge. Der für die 
Richtlinien der Politik zuständige Kanzler ging je-
weils den Weg des geringsten Widerstandes. So 
kam es, daß die Verantwortlichen darangingen, ge-
gen eine alte Volksweisheit der Kuh das Futter vor-
zuenthalten, obwohl sie nach wie vor Milch von ihr 
erwarteten. Man kann auch in diesem Falle nur 
eines: entweder Milch trinken oder Rindfleisch essen. 
Der Substanzverzehr des Bundesvermögens Deutsche 
Bundespost durch seine Verwendung ,als Deckungs-
mittel im Bundeshaushalt zeigt, wie fahrlässig der 
Eigner, nämlich die Bundesregierung, dieses Sonder-
vermögen verwaltet hat. 

(Sehr richtig! bei der  SPD.)  

Die Deutsche Bundespost mußte den Wiederauf-
bau nach 1945 aus den Preisen finanzieren, da es da-
mals zunächst noch keinen Kapitalmarkt gab. Das 
war nur möglich, weil Löhne und Gehälter niedrig 
gehalten wurden. In dier zweiten Phase gestatteten 
die Rationalisierungserfolge, insbesondere im Fern-
meldewesen, und eine geringfügige Gebührenerhö-
hung mit einer falschen Grundkonzeption weiterzu-
wursteln. Die stark anwachsenden Kosten nach der 

 Korea-Krise und die unverständliche Verkehrspoli-
tik der Bundesregierung auch gegenüber der Bun-
despost nach dem Motto: gewinnbringende Dienste 
privatisieren und defizitäre verstaatlichen, haben in 
einzelnen Dienstzweigen die Ursachen für das heute 
noch bestehende Defizit geschaffen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist doch 
Ihre Devise bei dier Bundesbahn!) 

— Wollen Sie damit sagen, daß es eine Devise der 
Sozialdemokraten sei, gewinnbringende Teil von 
öffentlichen Unternehmungen zu privatisieren und 
defizitäre zu verstaatlichen? 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Zumindest das 
letzte!) 

— Genau umgekehrt, Herr Kollege. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Dann sprechen 
Sie mal mit Ihrem Kollegen Seibert!) 

— Ich darf Sie  in diesem Zusammenhang auf die 
jährlich erscheinenden Jahrbücher des Post- und 
Fernmeldewesens hinweisen, wo die verantwort-
lichen Männer der Deutschen Bundespost unablässig 
diese Dinge dargelegt und auf eine Änderung ge-
drängt haben; sehr lesenswert, Herr Kollege! Wenn 
Sie sie sich beschaffen wollen, dann darf ich Ihnen 
einen Hinweis geben: es sind die Jahrbücher 1955, 
1956, 1957, 1959 und 1960. 

Doch alles vergeblich: Solange die Melkkuh Bun-
despost noch etwas hergab, dachte der Finanzmini-
ster und mit 'ihm die Bundesregierung nicht daran, 
ihr Futter in Form von Kapitalzuführung oder Ab-
nahme systemwidriger Belastungen zu geben. Die 
Bundespost kam ins Gerede und hat inzwischen die 
Publicity eines Filmstars erreicht, über den jede 
Skandalgeschichte unbesehen weiterverbreitet wird. 
Fordert jemand die Verstärkung des Eigenkapitals 
aus Reprivatisierungserlösen des Bundes, wird eine 
daraus entstandene Falschmeldung — „Die Post soll 
privatisiert werden" — ohne Hemmung weiterver-
breitet und geglaubt, denn langsam erscheint bei 
der Bundespost nichts unmöglich. Mit der unbegrün-
deten Fernsprechgebührenerhöhung begann jenes 
Trauerspiel, das mein Freund Börner heute schon 
dargestellt hat. Nachdem die Bundesregierung in 
die Notlage kam, ein Jahr vor der Bundestagswahl 
— wenn nicht Dienstleistungen eingestellt werden 
sollten — entweder massiv die Gebühren zu er-
höhen oder, entgegen dem Postverwaltungsgesetz, 
Zuschüsse zu leisten, entschloß sie sich zu zaghaften 
Ansätzen einer Sanierung. 

Die 	sozialdemokratische Bundestragsfraktion 
zählt die Deutsche Bundespost neben den Einrich-
tungen für Bildung und Ausbildung, Verkehr, Ge-
sundheitsdienst und Hygiene usw. zu den Gemein-
schaftseinrichtungen. Die Deutsche Bundespost ist 
nach ihrer Meinung wichtiger Teilbereich der Infra-
struktur. Neben ihrer öffentlichen Funktion in die-
sem Bereich zeigt sie als Unterscheidungsmerkmal 
in der Wirtschaft das Fehlen einer Gewinnerzie-
lungsabsicht. Die Abgabepflicht, die der Gesetz-
geber im Jahre 1953 im § 21 festgelegt hat, entstand 
aus der  Vorstellung, daß die Post ein gewinnbrin-
gendes Unternehmen sei, und andererseits aus der 
Fehleinschätzung der Ertragsfähigkeit der Bundes-
post in der Zukunft. 

Bei der Beurteilung der Frage, welcher obere 
Grenzwert der Ertragsstärke der Deutschen Bundes-
post erreicht werden soll, gehen wir davon aus, daß 
bei der Deckung der Ausgaben durch die Einnahmen 
das investierte Kapital ohne Verlust verzinst und 
getilgt werden muß. Es ist strittig — auch die Son- 
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dersitzung des Deutschen Bundestags und die letzte 
Haushaltsdebatte haben hier keine Klärung ge-
bracht —, ob die Abführungen an den Bund nun als 
Monopolabgabe oder als Entgelt für nicht geleistete 
Steuern begründet sind. Im Hinblick auf unsere 
grundsätzliche Auffassung über die Aufgabe der 
Deutschen Bundespost als Teil der Infrastruktur sind 
sie systemwidrig, da sie nur über die als sinnvoll 
anzusehende obere Ertragsgrenze hinaus durch zu-
sätzliche Überschüsse erwirtschaftet werden könn-
ten. Selbst wenn man dieser Abgabe nicht den Cha-
rakter einer Ertragsteuer, sondern den einer Kosten-
steuer beilegen wollte, ist sie nicht gerechtfertigt, 
da die ihr zugrunde liegenden Produktionsleistun-
gen nicht vorhanden sind. 

Damit steht auch die Auffassung des Bundes-
finanzministers, die Lasten der Abführung mit Hilfe 
der Gebührenerhöhung auf den Postkunden abwäl-
zen zu können, zur Aufgabenstellung der Post als 
einer Gemeinschaftseinrichtung im Widerspruch. 
Wenn der monetäre Überschuß über Abschreibun-
gen und Zinsen hinausgehen sollte, so muß er un-
seres Erachtens zur Verbilligung der Gebühren die-
nen oder gegebenenfalls einem Rationalisierungs-
fonds zugeführt werden. Keinesfalls darf er als 
steuerähnliche Abgabe herausgezogen oder als 
thesaurierter Betrag in Eigenkapital umgewandelt 
werden. 

Eine Analyse der Ertragskraft der Deutschen 
Bundespost ergibt, daß dieses Unternehmen in den 
letzten Jahren tatsächlich in der Lage gewesen ist, 
die hier skizzierte wünschenswerte Ertragsfähigkeit 
eines Gemeinschaftsunternehmens zu erwirtschaf-
ten. Leider hat nun dieser Erfolg trotzdem zu einem 
Kapitalverzehr infolge der Abführung erwirtschafte-
ter liquider Mittel an den Bund geführt. 

Die Finanzstruktur der Deutschen Bundespost 
kann nicht unter erwerbswirtschaftlichen Rentabili-
tätsgesichtspunkten gesehen werden. Trotzdem müs-
sen sich Investitionsvolumen und Finanzierungs-
volumen jedoch im Gleichgewicht der Fristigkeiten 
von Ausgaben und Einnahmen halten. Der Teil-
bereich des Post- und Fernmeldewesens, der der 
Träger der wirtschaftlichen und finanziellen Risiken 
im Bereich der Deutschen Bundespost ist, würde 
demnach 95 v. H. langfristige Finanzierungsmittel 
benötigen; das bedeutet, daß rund 4 Milliarden DM 
an mittel- und kurzfristigen Schulden in langfristige 
Finanzierungsmittel umgewandelt werden müßten. 

Obwohl es angesicht der finanzwirtschaftlichen 
Aufgabe eines Gemeinschaftsunternehmens zunächst 
unerheblich ist, in welchem Maße die Kapitalstruk-
tur durch bundeseigene und bundesfremde Außen-
finanzierungsmittel gebildet wird, legt die Tatsache 
des Zurückbleibens der langfristigen Finanzierungs-
mittel die Überlegung nahe, den bundeseigenen 
Außenfinanzierungsanteil in Gestalt des Eigenkapi-
tals wesentlich aufzustocken. Dies könnte gesche-
hen durch Einbringung von Reprivatisierungsgewin-
nen und Übernahme von langfristigen Außenfinan-
zierungsmitteln durch -den Bund, so daß der Bundes-
post die Zinslast verbleibt und der Tilgungsdienst 
vom Bund übernommen wird. 

Für die Durchführung einer Umstrukturierung des 
Kapitals bedarf es eines Sanierungsplans, der mit 
der Investitionsplanung abgestimmt sein muß. Dabei 
ist im Hinblick auf technische Rationalisierungsmög-
lichkeiten und die Anforderungen der Wirtschaft da-
von auszugehen, daß der Kapitalkoeffizient weiter 
zunimmt. Dies stärkt den Gesichtspunkt, der Deut-
schen Bundespost gesetzlich einen konstanten Eigen-
kapitalanteil zu sichern, um den ansteigenden Zins-
lasten zu begegnen. 

Dieser Grundsatzauffassung über Stellung und Be-
deutung der Deutschen Bundespost widerspricht die 
jetzige Konstruktion des Postverwaltungsgesetzes. 
In Übereinstimmung mit allen sachverständigen 
Äußerungen der letzten zehn Jahre muß deshalb 
eine Änderung der Ablieferung an den Bund, die 
Wegnahme betriebsfremder Sonderlasten und die 
Aufstockung des Eigenkapitals gefordert werden. 
Dem trägt u. a. der von mir zu begründende Antrag 
— Drucksache IV/2782 — Rechnung. In eine ähn-
liche Richtung geht der von einer Gruppe von CSU-
Abgeordneten vorgelegte Antrag. 

Nach der Vorschau-Vermögensrechnung der 
Deutschen Bundespost wird der Investitionsbedarf 
für 1965 2,7 Milliarden DM betragen. Die Investi-
tionsplanung der Deutschen Bundespost muß jedoch 
unseres Erachtens auf die zukünftige wirtschaftliche 
Entwicklung abgestellt werden. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu wis-
sen, daß in den USA bis zum Jahre 2000 der Über-
gang von der Selbstwähltechnik zur elektronischen 
Vermittlung beendet sein wird. Auch aus der Ent-
wicklung und Einrichtung des Satelliten-Nachrich-
tensystems wird die Bundesrepublik Deutschland 
mit erheblichen Belastungen rechnen müssen. Dazu 
kommt der mit der Einführung des Farbfernsehens 
notwendig verbundene Aufbau. Die Fernsprech-
dichte in der Bundesrepublik im Zusammenhang mit 
den unerledigten Anträgen auf Einrichtung eines 
Hauptanschlusses macht zusammen mit den vor-
genannten Punkten deutlich, welche Anstrengungen 
seitens der Deutschen Bundespost erforderlich sind, 
um die mit der wirtschaftlichen Entwicklung einher-
gehenden zusätzlichen Ansprüche auf dem Fern-
meldesektor befriedigen zu können. 

Die derzeitige Beteiligung bei dieser Investitions-
plangestaltung des Postverwaltungsrates nach dem 
Postverwaltungsgesetz erscheint uns unbefriedi-
gend. Wir regen deshalb auch hier Ergänzungen an. 

Die Aufgabenstellung der Deutschen Bundespost 
und die hierfür zweckmäßige Organisation wurde 
anläßlich der Sondersitzung und bei den Haushalts-
beratungen von verschiedenen Sprechern gestreift. 
Im Hinblick auf die Arbeit der Sachverständigen-
kommission und die Tatsache, daß der Deutsche 
Bundestag ohne die notwendigen Unterlagen und 
Betriebsprüfungen überfordert ist, eine Meinungs-
bildung herbeizuführen, halte ich es für richtig, 
deren Ergebnisse in diesem Punkt abzuwarten und 
erst dann, wenn sich hieraus die Notwendigkeit zur 
Änderung oder Aufgabe bestehender Dienstzweige 
ergeben sollte, erneut hier darüber zu diskutieren. 
Das gleiche gilt auch für den Fragenkomplex Wirt-
schaftlichkeit in der Aufgabenerfüllung. 
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Obwohl bei der vorherigen Debatte über unsere 

Große Anfrage betreffend Wiederaussetzung der 
Gebührenerhöhungen bei der Deutschen Bundes-
post unsere grundsätzliche Auffassung zur Aus-
gabendeckung schon in etwa deutlich gemacht 
wurde, halte ich es für richtig, auch an dieser Stelle 
noch einmal darauf hinzuweisen, daß unseres Erach-
tens die notwendigen Ausgaben unter Berücksichti-
gung der für die Aufgabenerfüllung notwendigen 
Investitionen, aber ohne über die Kapitalerhaltung 
hinausgehende Gewinnabsichten abzudecken sind. 
Die Gebühren müssen in einem angemessenen Ver-
hältnis zu den leistungsbedingten Kosten stehen. 
Verbundgebühren sind damit nur in einem sehr 
beschränkten Umfange zulässig. Keinesfalls er-
scheint es uns vertretbar, die Defizite eines Dienst-
zweiges bei der Deutschen Bundespost durch über-
höhte Gebühren bei einem ohnedies gewinnbrin-
genden Dienstzweig abzudecken. 

Bei einer vernünftigen Betriebsführung hätte man 
nicht die Fernmeldegebühren erhöht, sondern alle 
Anstrengungen unternommen, das Investitionspro-
gramm weiter zu verstärken. Dabei hätte man da-
von ausgehen können, daß mit dem Bau neuer An-
schlüsse bei gleichem Gebührenniveau sich die 
Überschüsse im Fernsprechwesen noch wesentlich 
steigern ließen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei einer zusätzlichen Investition im Fernmeldewe-
sen von 1 Milliarde DM in den nächsten Jahren 
könnten die Steigerungsraten für die Umsätze ver-
doppelt werden. Die hierbei anfallenden Über-
schüsse würden ausreichen, um eine Ausgaben-
deckung einschließlich des Kapitaldienstes durch die 
Einnahmen sicherzustellen. Die Bundesregierung ist 
diesen Weg nicht gegangen. 

Die von ihr gegen jeden sachverständigen Rat 
vorgenommene Fernsprechgebührenerhöhung läßt 
den Schluß zu, daß sie sich auch über die Grundsätze 
einer Gebührenpolitik keine Gedanken gemacht hat. 

(Abg. Schulhoff: Das ist übertrieben!) 

— Aber, Herr Kollege, darf ich Ihnen in Ihrer Ei-
genschaft als stellvertretender Vorsitzender des 
Verwaltungsrats in Erinnerung rufen: die ganze 
Diskussion in diesem meines Erachtens sachver-
ständigen Gremium zu der Frage der Limitierung 
einer eventuellen Gebührenerhöhung im Fernsprech-
wesen — — 

(Zuruf von der Mitte: Aber Sie waren doch 
auch für eine Erhöhung von 16 auf 18 Pf!) 

— Da irren Sie sich gewaltig! Darf ich Ihnen noch 
einmal präzis die Haltung der Vertreter der SPD 
im Postverwaltungsrat darstellen. Die Vertreter der 
SPD-Bundestagsfraktion im Verwaltungsrat waren 
gegen jede Gebührenerhöhung, solange im Haushalt 
der Deutschen Bundespost Teile enthalten sind, die 
dort systemwidrig aufgeführt sind und nach ihrer 
Art in den Bundeshaushalt gehören. 

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch bei 
der CDU/CSU. — Abg. Dr. Besold: Sie sind 

völlig allein geblieben!) 

— Da kann ich nur sagen: leider. 

(Abg. Müller-Hermann: Ich bin nur neugie

-

rig, wie Sie sich verhalten würden, wenn 
Sie in der Verantwortung wären!) 

— Ich danke Ihnen wirklich auch für diesen Zwi-
schenruf. Wenn das keine richtige Haltung gewesen 
wäre, dann wäre zu beanstanden, daß der von 
Ihren Parteien gestellte Finanzminister dennoch 
erste Ansätze in dieser Richtung unternommen hat. 
Daß er nicht den großen Schritt getan hat, den wir 
für notwendig hielten, ist hier zu beklagen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wir kommen 
noch darauf zurück!) 

— Ja! 

Seit zehn Jahren sind sich alle Fachleute darüber 
einig, daß die wirtschaftliche, besonders die finanz-
wirtschaftliche Entwicklung der Deutschen Bundes-
post eine Änderung der wirtschafts- und finanzpoli-
tischen Grundsätze der Bundesregierung gegenüber 
der Bundespost notwendig macht. Es ist jedoch nichts 
geschehen. Der Bundesregierung fehlt es dabei nicht 
an sachverständigem Rat, sondern an dem Willen, 
auch ohne tagespolitisch bedingte Notwendigkeit zu 
handeln. Der Deutschen Bundespost fehlen auch für 
eine weitere technische Rationalisierung nicht die 
technischen Erkenntnisse und Erfolge, sondern die 
finanziellen Mittel, um diese Möglichkeiten zu nut-
zen. 

Es wäre in erster Linie Sache der Regierungspar-
teien gewesen, daraus Folgerungen zu ziehen und 
ihren Postminister durch geeignete Gesetzesinitia-
tiven zu unterstützen. Aus den in den letzten Jahren 
angekündigten Initiativen der CDU/CSU und der 
FDP kam inzwischen nur der Antrag auf Drucksache 
IV/2707 ans Licht, zu dem sich bislang — Herr 
Kollege Dr. Besold! — nur 39 Abgeordnete be-
kannt haben. 

(Abg. Börner: Hört! Hört!) 

Die Regierungsparteien schwiegen. Offenbar ist 
ihnen das Pulver verregnet. Die SPD-Bundestags-
fraktion hatte bereits mit der Drucksache IV/2420 
am 25. Juni 1964, also vor den Parlamentsferien, 
einen Antrag eingebracht, in dem die Bundesregie-
rung ersucht wird, im Sinne übereinstimmender Auf-
fassungen einen Entwurf zur Novellierung des 
Postverwaltungsgesetzes vorzulegen. Auch heute 
noch sind wir der Auffassung, daß dieses Verfahren 
im wohlverstandenen Interesse aller gelegen hätte. 
Die Bundesregierung und die Sprecher der Regie-
rungsparteien waren der Meinung, aus ihren eige-
nen Schwierigkeiten schließen zu können, daß die 
SPD-Bundestagsfraktion nicht in der Lage sei, einen 
Gesetzentwurf auszuarbeiten, mit dem eine gesunde 
Grundlage für die deutsche Bundespost geschaffen 
würde. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: So schwach 
schätzen wir Sie gar nicht ein!) 

— Das wurde hier ausgeführt. Ich bitte, das in den 
Ausführungen des Herrn Bundespostministers nach-
zulesen. 

Der Entwurf liegt Ihnen nunmehr mit der Druck-
sache IV/2782 vor. Ich darf — Ihr Einverständnis 
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vorausgesetzt — die Begründung zu den einzelnen 
Punkten zu Protokoll geben und darauf verzichten, 
sie hier vorzutragen. Sie erscheint mir für die Be-
ratung im Ausschuß zweckdienlich. Was aus dem 
Gesetzestext nicht erkennbar ist, kann dann der 
Begründung entnommen werden. 

Wir wollen keinen Irrtum aufkommen lassen. 
Auch wenn unser Gesetzentwurf Gesetz wird, sind 
zukünftig bei unserer derzeitigen wirtschaftlichen 
Entwicklung Gebührenerhöhungen auf Dauer nicht 
ausgeschlossen. 

(Abg. Schulhoff: Na also!) 

Aber sie werden selbst dann, wenn sie notwendig 
sind, im Gegensatz — und das ist jetzt entscheidend 
— zu der von Bundesregierung zu vertretenden 
Fernsprechgebührenerhöhung auf Grund dieser ge-
setzlichen Konzeption und unserer Vorstellungen 
zur Gebührenpolitik den Charakter einer Gebühr 
unangetastet lassen und nicht zu einer zusätzlichen 
Steuer führen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zeitpunkt, Art und Umfang einer Gebührenerhö-
hung würden dann beweisbar und damit nachprüfbar 
sein und nicht den falschen Kunden bei der Bundes-
post treffen. 

Ich darf Sie im Namen der SPD-Bundestagsfrak-
tion um Überweisung unseres Antrages an die zu-
ständigen Ausschüsse bitten und der Hoffnung Aus-
druck geben, daß eine schnelle und sorgfältige Be-
ratung im Interesse der Deutschen Bundespost, ihrer 
Kunden und der bei ihr Beschäftigten möglich sein 
wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Damit ist die Be-
gründung der beiden vorliegenden Gesetzentwürfe 
erfolgt. 

Zu Punkt 25 d — Antrag der  Fraktion der FDP — 
liegt der Schriftliche Bericht des Ausschusses für 
Verkehr, Post- und Fernmeldewesen vor. Möchte 
ihn der Berichterstatter noch ergänzen? 

(Abg. Cramer: Ich verweise auf den Schrift- 
lichen Bericht!) 

— Sie verweisen auf den Schriftlichen Bericht; ich 
danke Ihnen! 

Ich eröffne die Aussprache über die Punkte 25 a 
bis 25 d. Das Wort hat der Herr Bundesfinanzmini-
ster. 

Dr.  Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn je-
mand über Dinge redet, von denen er nichts ver-
steht, so tut er das auf eigene Rechnung und Ge-
fahr. Das heißt: wenn er sich blamiert, hat er sich 
das selbst zuzuschreiben. Wenn jemand aber durch 
gewisse Umstände gezwungen wird, über Dinge zu 
reden, von denen er nichts versteht, sollte ihm un-
ser Bedauern und unser Mitgefühl gehören. Ich be-
ziehe das auf unseren sehr netten jungen Kollegen 
Börner, der heute morgen in der unglücklichen Lage 
gewesen ist, hier über Steuerschätzungen und den 

Haushalt etwas zu sagen, und dokumentiert hat, 
daß er das nicht verstanden hat. 

(Zuruf von der SPD: Wie anmaßend!) 

Ich kann Herrn Kollegen Börner nur raten, das Mit-
gefühl, das er dem Bundespostminister zugedacht 
hat, auf seinem eigenen Konto zu verwenden. 

Ich will versuchen, die Situation darzustellen, wie 
sie seit Mai  dieses  Jahres bis in den Sommer hin-
ein, bis zur Sondersitzung des Deutschen Bundes-
tages am 29. Juli, bis in die Ferien hinein und da-
rüber hinaus bestanden hat. 

Ich habe damals in der Sondersitzung des Bundes-
tages zum Ausdruck gebracht, daß die Bundespost 
nach § 15 des Postverwaltungsgesetzes gezwungen 
ist, ein bei ihr entstandenes Defizit durch Einnahmen 
auszugleichen. 

Zweitens habe ich gesagt, daß der Bundeshaushalt 
nach ausdrücklicher Vorschrift des Postverwaltungs-
gesetzes nicht in der Lage ist, auf die Dauer zu hel-
fen. Auf die Dauer! Ich unterstelle einmal, dieses 
Hohe Haus hätte sich darauf geeinigt, die gesamte 
Postverwaltungsabgabe auf einen Schlag zu strei-
chen. Herr Kollege Gscheidle, Sie wissen ganz ge-
nau — Sie haben es aber nicht gesagt —, daß da-
mit der Bundespost in ihrer schwierigen Situation 
keineswegs auf die Dauer geholfen wäre. Es wäre 
nur ein Übergang gewesen. Jeder, der die Bilanzen 
der Post liest, wird erkennen, daß eine Streichung 
dieser Abgabe — ich komme darauf später noch zu-
rück — nur eine Frist geschaffen hätte. In Kürze 
wäre die Bundespost ohne einschneidende Maßnah-
men wieder im Defizit gewesen. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Minister? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Aber selbstverständlich. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Bundesminister, ist Ihnen 
bekannt, daß die, Abgaben der Deutschen Bundes-
post in Höhe von 1,6 Milliarden auf Grund von Sub-
stanzverzehr geleistet wurden und daß, wenn die 
Bundespost diese Abgaben nicht zu leisten gehabt 
hätte, der Anteil ihres Eigenkapitals heute noch 
über 35 % liegen würde? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Gscheidle, ich habe mir vorgenommen, 
gegen Schluß meiner Ausführungen etwas zu den 
Anträgen zu sagen, an der Monopolabgabe oder 
Postabgabe — wie Sie sie nennen, ist mir gleich-
gültig — zu manipulieren. Gestatten Sie mir des-
halb, daß ich Ihre Frage dann im Zusammenhang 
beantworte. 

Jedenfalls habe ich am 29. Juli darauf hingewie-
sen, daß andere Maßnahmen getroffen werden müß-
ten, um die Lage der Bundespost in Ordnung zu 
'bringen. Zur Erleichterung des Übergangs habe ich 
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verschiedene in Vorbereitung befindliche Maßnah-
men in Aussicht gestellt, die der Bundespost ermög-
lichen sollten, die Ergebnisse des Gutachtens der 
Sachverständigenkommission in Ruhe abzuwarten. 
Es scheint mir Überhaupt der wesentliche Kern der 
heutigen Debatte zu sein, daß wir uns darüber einig 
sind: diese Sachverständigenkommission muß zur 
Arbeit kommen. Sie wissen, daß ich zu Beginn den 
dringenden Appell an die Kommission gerichtet 
habe: Um Gottes willen, arbeitet schnell, kümmert 
euch um die Dinge, damit wir möglichst bald das 
Gutachten haben und dann auf Grund des Gutach-
tens die Entscheidung treffen können, mwie man die 
Post nachhaltig sanieren kann! 

Von allen Sprechern, die hier zur Begründung 
gesprochen haben, ist bereits erwähnt worden, wel-
che Maßnahmen der Bundesminister der Finanzen 
bzw. die Bundesregierung getroffen oder vorgeschla-
gen hat;  ein Teil der Maßnahmen ist noch gar nicht 
gesetzlich effektuiert worden, sondern muß erst im 
Nachtragshaushalt 1964 und im Haushaltsgesetz 
1965 beschlossen werden. Weitere Hilfen aus dem 
Bundeshaushalt erschienen damals, d. h. im späten 
Frühjahr, im Sommer und bis Ende Juli, Ibis zum 
29. Juli, der Sondersitzung des Bundestages, nicht 
möglich. 

Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die 
Große Anfrage über die seinerzeit in Aussicht ge-
stellten Maßnahmen hinaus einen teilweisen Ver-
zicht auf die Ablieferung der Bundespost an den 
Bund für 1964 und 1965 empfohlen. Und hier liegt 
die Erklärung: Die Einnahmenentwicklung hat sich 
besser und günstiger gestaltet, als das im Juli, als 
das im September angenommen werden konnte. Sie 
haben schon in der nächsten Woche — ich habe das 
zu meiner großen, ich muß sagen, freudigen Über-
raschung gesehen — den Nachtragshaushalt 1964 in 
zweiter und dritter Lesung auf der Tagesordnung, 
obwohl er erst am Mittwoch vom Hohen Hause an 
den Haushaltsausschuß überwiesen worden  ist.  Da 
wird Gelegenheit sein, über diese Dinge etwas zu 
sagen. Lassen Sie mich aber vorweg heute schon 
gegen einen gewissen Vorwurf, der von verschie-
denen Seiten gegen mich, gegen das Finanzmini-
sterium erhoben wurde, — „Warum habt ihr das 
nicht damals schon gemacht?" — sagen, daß noch 
Ende August über 700 Millionen DM Steuereinnah-
men  gefehlt haben. Erst der Steuertermin vom 
10. September 1964 hat einen Umschlag in eine gün-
stigere Richtung gebracht. Auch heute noch, wenn 
ich die Oktoberzahlen nehme, sind wir nicht über 
den Berg hinweg; aber nach der ganzen Berechnung 
haben wir im Nachtragshaushalt 1964 500 Millionen 
DM Steuereinnahmen veranschlagen können. Das 
war, wie gesagt, im Herbst, meine Damen und Her-
ren, und der Haushaltsausschuß und der Finanzaus-
schuß ides  Bundesrats und das Plenum des Bundes-
rats haben diese Schätzungen und diese Linie, die 
der Nachtragshaushalt 1964 zeichnet, offenbar an-
erkannt, der Bundesrat im ersten Durchgang sogar 
ausgesprochen anerkannt, und daran, daß der Haus-
haltsausschuß schon in der nächsten Woche in der 
Lage ist, den Nachtragshaushalt 1964 hier in zwei-
ter und dritter Lesung zu beraten, können Sie er-
kennen, daß das einwandfreie Zahlen waren. 

Und nun, Herr Kollege Börner: wie kommen diese 
einwandfreien Zahlen zustande? 500 Millionen DM 
Steuermehreinnahmen im Jahre 1964! Vor dieser 
Riesenzahl erschrickt man: eine halbe Milliarde! 
Wenn Sie ,das aber auf ein Haushaltsvolumen von 
60,3 Milliarden beziehen, das wir durch den Nach-
tragshaushalt 1964 in vollem Umfang ordnungs-
gemäß aufrechterhalten haben, werden Sie sehen, 
daß das Mehreinnahmen von weniger als 1 % sind. 
500 Millionen DM sind eine gewaltige Summe, das 
ist richtig. Wenn Sie sie aber auf das Gesamte be-
ziehen, ist es ein Verschätzen der Steuerexperten in 
einer Größenordnung von unter 1 %. Meiner Über-
zeugung nach eine hervorragende Leistung! Wie 
kommt die zustande, Herr Kollege Börner? Nicht der 
Bund allein stellt die Schätzung an, sondern seit 
anderthalb Jahren nehmen auf meine Veranlassung 
auch die deutschen Länder an der Steuerschätzung 
im Zusammenwirken mit den Instituten teil. Die 
Schätzung ist keine diktatorische Festlegung des 
Bundesministers der Finanzen, sondern hochspezia-
lisierte Fachleute schätzen. Es sieht nicht nur der 
Bund mit zwei Augen in die Dinge hinein, sondern 
11 Länder mit 22 Augen. Und die Länder sind schon 
sehr sorgfältig. Die Größenordnung kann am Ende 
von niemandem beanstandet werden. 

Ohne hellseherische Qualitäten — und ich sage 
Ihnen offen, daß ich an solche Qualitäten in dieser 
Welt nicht glaube — konnte das Ergebnis im Mai, 
Juni oder Juli und auch noch im August niemand 
voraussehen. Wir haben noch im August 1964 im 
Finanzministerium die Köpfe zusammengesteckt und 
waren außerordentlich besorgt, wie dieses Jahr 1964 
wohl laufen würde. Wie gesagt, ist es schließlich 
am 15. oder 19. September möglich geworden, die 
Schätzung zu verbessern. Wir haben das im Nach-
tragshaushalt sofort der Öffentlichkeit vorgelegt, 
und ich nehme an, daß da nichts beanstandet wird. 
Der ganze Verlauf des Haushalts 1964 war also im 
Herbst, im September/Oktober, besser zu übersehen, 
und daraus hat der „Arbeitskreis Gesamtwirtschaft-
liche Vorausschätzung" — so heißt er — am 15. Sep-
tember seine Schlüsse gezogen. 

Im übrigen sind — auch das gehört zur Abwehr 
des Vorwurfes, der uns völlig ungerechtfertigt ge-
macht wird — nach der Verabschiedung des Steuer-
änderungsgesetzes die damit verbundenen Ausfälle 
erkennbarer geworden; auch die Lage am Kapital-
markt war dann so weit geklärt, daß, von heute aus 
gesehen, auch im nächsten Rechnungsjahr mit einer 
Deckung des außerordentlichen Haushalts in der 
vorgesehenen Höhe gerechnet werden kann. Des-
halb konnten wir den Entscheidungen für die Post 
zustimmen, die hier als verspätet beanstandet wor-
den sind. 

Herr Kollege Börner hat gesagt: Das bedeutet eine 
Kapitulation des Bundeskanzlers. Ich finde: Das ist 
keine Kapitulation; davon kann gar keine Rede 
sein. Sie haben es so dargestellt, als ob die Oppo-
sition die Bundesregierung gezwungen hätte. Meine 
Damen und Herren, wenn diese Entwicklung da ist, 
wenn diese Schätzungen auf dem Tisch liegen und 
wenn dann eine Bundesregierung sagt: Ich bin in 
der Lage, etwas zu tun!, dann kapituliert sie nicht, 
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sondern handelt wirtschaftlich vernünftig, wie es 
sich gehört und wie es ihre Pflicht ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Selbstverständlich werden sich die Steuermehr-
einnahmen des Jahres 1964, die im Nachtragshaus-
halt 1964 finanzpolitisch einwandfrei — ich möchte 
bald sagen: klassisch einwandfrei — zur Minderung 
des außerordentlichen Haushalts verwendet worden 
sind — ich bin darüber sehr glücklich —, in das 
Jahr 1965 hinein fortsetzen. Es wäre vom Finanz-
minister aus unklug, zu sagen: Das weiß ich noch 
nicht. Selbstverständlich weiß ich das, das ist gar 
nicht zu bestreiten. Darüber sollten wir uns aber 
doch schließlich alle auch freuen. 

Der Haushaltsausschuß wird, wie das üblich ist, 
im Januar 1965 kurz vor Beendigung seiner Bera-
tungen zum Haushalt 1965 die Steuerschätzungs-
kommission — Bund, Länder, Institute — wieder 
zusammenholen und den Betrag feststellen, der nach 
dem Stand von Mitte Januar 1965 für das Jahr 1965 
zur Verfügung steht. Ich verrate Ihnen kein Ge-
heimnis, wenn ich sage, daß das Finanzministerium 
mit praeter propter 700 Millionen DM Mehreinnah-
men im Jahre 1965 rechnet. 

Aber, meine Damen und Herren, seien Sie ja vor-
sichtig! Glauben Sie nicht, daß diese Mehreinnahmen 
noch vorhanden sind! Die sind nämlich inzwischen 
durch Beschlüsse, die Sie gefaßt haben, längst ver-
zehrt, auch durch die 255 Millionen DM Postabgabe, 
die ich zu senken vorschlage. 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen, 
meine Damen und Herren, will ich abschließend zu 
diesem Punkt noch leinmal betonen, daß es die un-
veränderte Auffassung der Bundesregierung ist:  Die 
Ausgaben hat die Deutsche Bundespost einschließ-
lich der  Finanzierung ihrer Investitionen grundsätz-
lich aus ihren Einnahmen zu bestreiten. Es kann ein-
fach nicht verantwortet werden, den Steuerzahler 
mit einem Teil der Kosten zu belasten. 

Die Herren Kollegen Börner, Gscheidle und Besold 
haben von einem kaufmännischen Unternehmen ge-
sprochen. Das ist richtig; es handelt sich tatsächlich 
um ein Leistungsunternehmen. Wir wissen alle, daß 
die Kosten, insbesondere Löhne und Gehälter, ge-
stiegen sind. Bei einem Leistungsunternehmen ist es 
dann unvermeidlich, auch das  Entgelt für die zu er-
bringenden Leistungen zu erhöhen. Daran geht gar 
kein Weg vorbei. Ich bin Herrn Kollegen Gscheidle 
dankbar dafür, daß er das  so klar gesagt hat. 

Die Bundesregierung erwartet von der Sachver-
ständigenkommission Vorschläge, wie das bei der 
Bundespost verlorengegangene Gleichgewicht zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben auf die Dauer wie-
derhergestellt werden kann. Von dem gesunden 
wirtschaftlichen Grundsatz, daß der Empfänger einer 
Leistung die echten Kasten zu tragen hat, sollte — 
wie überall in der Wirtschaft — auch bei der Deut-
schen Bundespost nicht abgewichen werden. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Minister? — Bitte, Herr Abgeordneter 
Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Minister, würden Sie mir 
bei Ihrem Vergleich mit einem kaufmännisch geführ-
ten Betrieb zugeben, daß ein solcher Betrieb weder 
betriebsfremde Lasten noch systemwidrige, dem 
Haushalt zugehörige Belastungen für ein Gemein-
schaftsunternehmen —nämlich die 6 2/3  %, die nicht 
am Gewinn, sondern am Umsatz orientiert sind — zu 
tragen hat? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Gscheidle, ich will Ihre Frage jetzt im 
Zusammenhang mit der ersten von Ihnen gestellten 
Frage, nämlich der Frage nach der Struktur, der 
Qualität dieser Ablieferung der Bundespost an den 
Bundeshaushalt, beantworten. Ich bin der Meinung, 
daß eine solche Ablieferung aus den verschieden-
sten Gründen bisher gerechtfertigt war und mög-
licherweise auch für die Zukunft durch die Sachver-
ständigenkommission gerechtfertigt wird. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage des Herrn Abgeordneten Schmidt (Wupper-
tal) ? 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ist diese von dem Kollegen bezeichnete system-
widrige Leistung nicht in erster Linie auch der Ersatz 
für die  Befreiung der Post von der Umsatzsteuer, — 
wenn wir schon von einem kaufmännischen Unter-
nehmen reden? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Dr. Schmidt, darauf komme ich ja ge

-

rade. Auch wenn ich die Postabgabe als Gegenlei-
stung an den Staat für gewisse Monopolbereiche der 

 Post auffasse — Monopolbereiche, auf denen nie-
mand anders etwas zu suchen hat, wenn er nicht ins 
Gefängnis wandern will —, so zahlt die Post dafür 
meiner Ansicht nach durchaus systemgerecht eine 
Abgabe an den Staat, der ihr diesen Schutz zur Ver-
fügung stellt. 

Was die betriebsfremden Lasten betrifft, so ist die 
Postkommission selbstverständlich darauf aufmerk-
sam gemacht worden, daß sie sich auch mit diesem 
Problem zu beschäftigen hat. Ich verkenne keines-
wegs, Herr Kollege Gscheidle — so genau kenne 
ich die Materie auch —, daß die Post ebenso wie 
die Bahn eine ganze Menge betriebsfremder Lasten 
trägt. Ich darf Ihnen aber auch einmal folgendes 
sagen: Wenn ein kleiner Unternehmer, z. B. ein 
Handwerksmeister, einen Mann, den er früher be-
schäftigt hat, ohne rechtliche Verpflichtung im Alter 
weiter unterhält, so ist das auch eine betriebsfremde 
Last. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Solche Fälle — das liegt auf der Hand — sind be-
kannt. 

Es wurde von einer „Poststeuer" gesprochen. Ich 
darf hierbei an die völlige Befreiung der Post 
— Herr Dr. Schmidt, nun komme ich darauf — von 
der Umsatzsteuer erinnern. Während die Bahn fast 
in gleicher Höhe der Postabgabe Beförderungsteuer 
zahlt, zahlt die Post überhaupt keine Steuern. Dar-
über sollte sich die Postkommission äußern, und 
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man sollte das sorgfältig prüfen. Da es ohne Ände-
rung des Postverwaltungsgesetzes nicht geht, wer-
den wir alle hier in diesem Saale Gelegenheit ha-
ben, uns mit den Problemen sehr eingehend und 
sorgfältig zu beschäftigen. 

Nun zu Ihrer weiteren Frage, Herr Kollege 
Gscheidle. Es wird immer wieder — von der Post, 
vom Postverwaltungsrat, von Ihnen — gesagt, diese 
Abgabe werde unabhängig vom Ertrag gezahlt; sie 
sei unabhängig davon zu zahlen, ob die Post ein 
Defizit habe oder nicht. Wenn es eine Umsatzsteuer 
ist, Herr Kollege Gscheidle: Glauben Sie, das 
Finanzamt fragt den kleinen Mann, der Umsatz-
steuer zu zahlen hat, ob er in dem betreffenden Jahr 
einen Gewinn erwirtschaftet oder nicht? Umsatz-
steuer ist eine Steuer, die auch ohne Gewinn ge-
zahlt werden muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Minister? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte schön. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Minister, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß nach Ihrer Meinung ein Ge-
meinschaftsunternehmen steuerlich genauso zu be

-

handeln ist wie ein privater Betrieb? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Soweit es im Wettbewerb steht; und das tut die 
Post in erheblichem Umfang auch. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage. 

Gscheidle (SPD) : Halten Sie das eigentlich für 
richtig? Wo soll denn der Grund liegen für die Be-
tätigung des Staates auf Gebieten, wo er in Kon-
kurrenz steht? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Gscheidle, ich sage Ihnen dazu nur 
eines. Wir haben eine Postkommission eingesetzt, 
die uns wirklich handfestes Material liefern soll. 
Solange wir dieses Material nicht haben, stochern 
wir mit der Stange im Nebel herum und wissen 
alle nicht, wo wir hinlaufen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich bin deshalb durchaus damit einverstanden, 
daß die Anträge der Opposition und der Antrag 
der Gruppe aus der CSU in die Ausschüsse ver-
wiesen werden. Sie werden ein gutes Material bil-
den, wenn wir uns auf Grund des Gutachtens mit 
der Sache befassen. Der Bundestag wird das noch 
sehr eingehend prüfen müssen. Ich habe, wie gesagt, 
deshalb gar nichts dagegen, daß die Anträge an die 
Ausschüsse überwiesen werden, wobei ich der Mei-
nung bin, daß der Haushaltsausschuß bei diesen 
für den Bundeshaushalt entscheidenden Fragen an 
erster Stelle stehen sollte. 

Einer der wesentlichsten Gründe für die Berufung 
der Sachverständigenkommission — ich möchte 
noch einmal auf Ihre erste Frage kommen — war ge-
rade die Meinungsverschiedenheit über die Zweck-
mäßigkeit und die Berechtigung der Postablieferung. 
Das Problem der Postablieferung — das werden Sie 
mir nicht bestreiten, das haben auch Herr Kollege 
Börner, Sie selber und Herr Besold nicht getan — 
ist für die Bundespost für 1965 von geringerer Be-
deutung, weil der Bundesminister der Finanzen die 
Ablieferung für dieses Jahr auf weniger als die 
Hälfte zu beschränken vorschlägt. Ich kann das gar 
nicht anordnen, meine Damen und Herren. Der 
Haushaltsausschuß und nachher das Plenum werden 
beim Beschluß über das Haushaltsgesetz darüber zu 
befinden haben, was die Bundespost im Jahre 1965 
zu zahlen hat. Wenn nichts geschehen wäre, hätte 
sie, wie gesagt, das Doppelte von dem zu zahlen, 
was sie nach unseren Vorschlägen im Jahre 1965 
noch zahlen soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeornete Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich wäre geneigt, 
dem Kollegen Gscheidle dafür zu danken, daß er sich 
bemüht hat, die Diskussion nach den einführenden 
Worten seines Kollegen Börner wieder auf eine 
sachliche Basis zu stellen. Herr Kollege Gscheidle, 
man kann zu Ihren Ausführungen verschiedener  
Meinung sein. Ich danke gerade dem Herrn Bundes-
finanzminister, daß er zu einigem, was Sie vorge-
tragen haben, sehr klar seine Meinung gesagt hat. 
Was ich aber nicht ganz verstehe, ist, daß Sie hier 
Ihre Weisheiten vortragen, aber als langjähriges 
Mitglied des Rastverwaltungsrats, 

(Abg. Gscheidle: Erst seit 1962!) 

soviel mir bekannt ist, zu allen Wirtschaftsplänen 
der Bundespost in den vergangenen Jahren Ihre Zu-
stimmung gegeben haben. 

Ich betone aber das Bemühen um Sachlichkeit von 
Ihrer Seite, meine Damen und Herren, weil ich doch 
nicht daran vorbeikomme, die Art und Form mit 
aller Entschiedenheit zurückzuweisen, deren sich 
Herr Kollege Börner befleißigt hat. Meines Erach-
tens ist es kein sachlicher Beitrag zu dem doch sehr 
ernsten Problem, dem wir uns gegenübergestellt 
sehen, wenn man seine Ausführungen vor diesem 
Hause auch noch ausdrücklich und betont darauf ab-
stellt, andere Leute zu ärgern oder zu reizen. 

(Abg. Cramer: Haben Sie sich wenigstens 
geärgert?) 

— Nein, durchaus nicht. Von der Form können wir 
uns nicht beeindrucken lassen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien.) 

Wir haben überhaupt das ungute Gefühl, daß Sie, 
 meine Damen und Herren von .der Opposition, die-

ses Thema Bundespost und Telefongebühren in 
erster Linie dazu benutzt haben, eine, ich muß schon 
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beinahe sagen, primitive Popularitätshascherei zu 
betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das war ja seinerzeit auch .das Motiv dafür, daß Sie, 
obwohl Sie bei sehr viel ernsteren staatspolitischen 
Anlässen von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht haben, im Juli dieses Jahres eine Sander-
sitzung des Bundestages beantragt haben, 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Dem Druck 
der Bild-Zeitung folgend!) 

offensichtlich unter dem Eindruck oder, man muß 
beinahe sagen, dem „telefonischen" Eindruck, der 
Ihnen  von  der Bild-Zeitung eingeredet worden ist. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Kollege Müller-Hermann? 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Gern. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Müller-Hermann, wenn Sie uns schon Zensuren er-
teilen, erlaube ich mir die Frage, wie Sie die Aus-
führungen ,des Vorsitzenden der CSU in  der Frage 
der Telefongebühren benoten. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Die haben 
sich durchaus auf einem sehr sachlichen Boden be-
wegt. Darüber, daß man über  das  Problem an sich 
und seine Lösungen, Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, verschiedene Auffassungen haben kann und 
sie diskutieren muß, gibt es in diesem Hohen Hause 
doch keine Meinungsverschiedenheiten! 

(Zuruf von der SPD: Das stand aber doch 
auch in der Bild-Zeitung! — Abg. Schmitt

-

Vockenhausen: Diese Angriffe haben Sie 
wohl vergessen?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach 
dem, was der Herr Bundesfinanzminister und der 
Herr Bundespostminister vorgetragen haben, kann 
ich mich ganz kurz fassen. Wir haben ja selbst die 
Anregung zur Einsetzung einer Sachverständigen-
Komission gegeben und mit unserem Antrag Einzel-
heiten darüber vorgetragen, was wir geklärt wis-
sen wollen. Uns geht es entschieden darum, eine 
langfristige Gesundung der Bundespost zu erreichen, 
ebenso wie wir uns darum bemühen müssen, eine 
langfristige Gesundung der Bundesbahn zu errei-
chen.  

Die im Bundesbesitz befindlichen großen Dienst-
leistungsunternehmen Bundesbahn und Bundespost 
werden uns in diesem Hohen Hause in der nächsten 
Zeit noch wiederholt beschäftigen. Bei den Proble-
men, denen diese beiden Dienstleistungsunterneh-
men ausgesetzt sind, gibt es viele Parallelen. Aber 
die Probleme liegen nicht völlig gleich. Das möchte 
ich auch zu dem sagen, was Herr Kollege Gscheidle 
ausgeführt hat. 

Bei der Bundespost handelt es sich — zumindest 
in den meisten Bereichen — um ein Dienstleistungs-
unternehmen mit einer Monopolstellung auf dem 
Markt, während sich die Bundesbahn in fast allen 
Bereichen einem außerordentlich starken Wettbe

-

werb ausgesetzt sieht. Das ist auch ein Gesichts

-

punkt, den man bei der Abnahme der sogenannten 
betriebsfremden oder politischen Lasten berücksich-
tigen muß. Aber wir müssen von der Siebenerkom-
mission konkrete Vorstellungen darüber erwarten, 
wie optimal die Kapitalstruktur der Bundespost 
beschaffen sein müßte. Wir müssen natürlich auch 
Klarheit darüber haben — das ist das Kardinalpro-
blem, meine Damen und Herren —, ob ein Dienst-
leistungsunternehmen, auch wenn es im Besitz des 
Bundes ist, nicht in  seiner  Ertragsrechnung und 
seiner Preisbestimmung davon ausgehen muß, daß 
die Dienstleistungen ihre Kosten über den Preis 
decken. 

Die Frage, die in diesem Zusammenhang von der 
Siebenerkommission ganz besonders geprüft werden 
muß, ist: Muß dieser Ausgleich global erreicht wer-
den, oder ist es zweckmäßig und notwendig, die 
einzelnen Dienstleistungsbereiche nach Möglichkeit 
so zu gestalten, daß sie ihre Kosten über den Preis 
decken, und nur da, wo das aus volkswirtschaftlichen 
oder betriebswirtschaftlichen Gründen nicht möglich 
ist, eben einen Ausgleich anderer Art vorzunehmen. 

Aber wenn wir davon ausgehen — und da bin ich 
sogar dem Kollegen Gscheidle dankbar, daß er zuge-
stimmt hat —, daß bei Dienstleistungen die Kosten 
über den Preis gedeckt werden müssen, kommen wir 
auch nicht an der Tatsache vorbei, daß angesichts 
des fast automatischen Anstiegs der Kosten durch 
wachsende Lohn- und Gehaltsaufwendungen auch 
Preiserhöhungen notwendig werden, wenn es nicht 
gelingt, durch Investitionen für Rationalisierung und 
Automatisierung die wachsenden Kosten einzu-
sparen. 

Vor diesem Problem steht die Bundesbahn, vor 
diesem Problem steht die Bundespost, vor diesem 
Problem, meine Damen und Herren, stehen nicht 
nur wir in der Bundesrepublik, vor ihm stehen alle 
Staaten, auch die mit sozialistischen Regierungen. 
Ich denke dabei an Schweden und auch an die 
Labour-Regierung, die als eine ihrer ersten Maß-
nahmen durch ihren Postminister Wedgewood-
Benn die Erhöhung der Postgebühren für das Jahr 
1965 ankündigen mußte. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Die tun das doch nicht etwa — das müssen doch 
auch Sie von der Opposition einsehen —, um sich 
bei der Bevölkerung unpopulär oder unbeliebt zu 
machen, sondern weil sie durch den Zwang der 
Tatsachen vor diese harte Notwendigkeit gestellt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sollten also hier nicht so tun, als ob es auf 
den Mangel an gutem Willen auf seiten der Bun-
desregierung und auf seiten der Koalitionsparteien 
zurückzuführen ist, wenn die Post sich vor die Not-
wendigkeit gestellt sieht, in bestimmten Bereichen 
ebenfalls zu Gebührenerhöhungen überzugehen. 

Ich würde nur meinen, meine Damen und Herren, 
man sollte nicht allzu große Hoffnungen ausschließ-
lich auf die Telefongebühren richten, darauf, daß 
man mit Überschüssen auf die Dauer defi-
zitäre Bereiche subventionieren könne. Man sollte 
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vielmehr darangehen, die einzelnen Dienstleistungs-
bereiche der Post, -die defizitär sind, sehr genau zu 
überprüfen, und überlegen, ob nicht durch eine 
verstärkte Rationalisierung speziell in den Berei-
chen, die besonders lohnintensiv sind, entweder 
Kostensenkungen erreicht oder die Preise variiert 
werden können. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Oder 
stillegen!) 

Aber es hat keinen Zweck, darüber zum jetzigen 
Zeitpunkt zu diskutieren, sondern dafür sollten wir 
die Ergebnisse der Untersuchungskommission ab-
warten. Ich hoffe, daß die Bundesregierung alles 
tun wird, um die Arbeiten dieser Siebenerkommis-
sion mit Material zu unterstützen, damit wir mög-
lichst bald klare Unterlagen für unsere Entscheidun-
gen zur Verfügung haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Aschoff. 

Dr. Aschoff (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Namens der Fraktion der FDP 
habe ich folgendes zu erklären. Wir glauben nicht, 
daß eine ausführliche Fortsetzung dieser Debatte zu 
einer besonders fruchtbaren letzten Klarheit führt, 
zumal wir eigentlich seit 10 Uhr wissen, daß das 
Ergebnis der Beratung über die beiden Gesetzes-
vorlagen sachlich nur das sein kann, daß sie in die 
Ausschüsse überwiesen werden. Damit erklären wir 
uns einverstanden. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Dr. Besold: Dann müssen 
wir das Parlament abschaffen!) 

— Ich komme darauf und auch auf Ihre Ausführun-
gen, wenn Sie es wünschen, ausführlicher zurück. 

Es liegt zunächst der Antrag eines Ausschusses 
vor, wonach ein Antrag meiner Fraktion, den wir in 
der spektakulären Feriensitzung hier gestellt hat-
ten, als erledigt erklärt werden soll. Wir sind damit 
einverstanden. Wir glauben nachträglich festzustel-
len zu sollen, daß man klug beraten gewesen wäre, 
wenn man unseren damaligen Antrag, die Gebüh-
renerhöhung auszusetzen, als Empfehlung an die 
Bundesregierung weitergegeben hätte. Ohne daß 
auch wir den Versuch mitmachen wollen, uns Fe-
dern an den Hut zu stecken, stellen wir fest, daß in 
einem Teilbereich die Erhöhung immerhin rückgän-
gig gemacht worden ist. 

Wir meinen aber  — um auf die Große Anfrage 
der Opposition einzugehen — nun umgekehrt, daß 
wir rein sachlich überlegen sollten, ob im Augen-
blick überhaupt die Möglichkeit besteht, nun, wäh-
rend die Untersuchung der Kommission läuft, noch 
einmal die Situation zu verändern. Das würde im 
Gegensatz zu dem von uns allen gewünschten Ziel 
nur neue Unsicherheitsfaktoren für Bevölkerung und 
Wirtschaft bringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich komme damit zu 
den beiden Gesetzesvorlagen. 

Wir beabsichtigen nicht, uns über die einzelnen 
Vorschläge hier in dieser Debatte nochmals mit 
Ihnen auseinanderzusetzen. 

Herr Kollege Besold, Sie haben mich völlig miß-
verstanden. Ich gehöre — wenn Sie mich näher 
kennten, würden Sie das wissen — zu denen, die 
das Vorrecht des Parlaments auf das allerschärfste 
verteidigen und der Auffassung sind, daß dieses 
Parlament ernstlich Überlegungen anstellen sollte 
mit dem Ziel, sein Ansehen — dessen Schwinden 
in der  Presse  und überhaupt der Öffentlichkeit seit 
Jahr und Tag erörtert wird — durch geeignete Maß-
nahmen zu heben. 

Daran liegt es nicht. Ich bin nur der Meinung, daß 
wir mit einem Problem nicht zu Ende kommen, das 
man wie folgt umschreiben kann. Wir alle in die-
sem Hause sind uns darüber einig, daß es  sich bei 
der Bundespost darum handelt, die Frage zu beant-
worten: „Wie kommt Butter bei die Fische." Herr 
Gscheidle, Herr Besold, wir alle sind einer Meinung: 
daß in einem solchen Betriebe der Versuch gemacht 
werden muß, kostendeckend zu arbeiten. 

Es hat auch keinen Zweck, eine historische Unter-
suchung über Unterlassungen oder über Vorschläge 
zu machen. Ich gehöre zu denen, die der Meinung 
sind ,. daß es gilt voranzuschreiten. Es ist ja doch 
nur eine Unterhaltung in einem Ausschuß möglich, 
um die sehr differenzierten Probleme der Betriebs-
wirtschaft, der Kapitalausstattung zu erörtern. Es 
geht nicht nur um betriebswirtschaftliche Methoden, 
sondern um ganz andere Fragen. Es geht letzten 
Endes auch um die große steuerpolitische Ausein-
andersetzung, inwieweit ein derartiger Betrieb 
unter Umständen aus politischen Gründen gezwun-
gen werden muß, bei gewissen Sparten zu verzich-
ten, und wieweit dann Relationen zwischen dem 
Haushalt und diesem Unternehmen hergestellt wer-
den müssen. Das alles wird sehr sachlich zu unter-
suchen sein. Das kann man sehr eindeutig darstellen. 
Im übrigen sind in dieser Debatte so wenig kon-
krete Lösungsvorschläge gemacht worden, daß man 
nicht sagen könnte, wir sind bereits über den Berg. 

Über Sachverständige ist hier gesprochen worden. 
Die einen beschweren sich, daß zu wenige, die ande-
ren, daß zuviele Sachverständige gehört würden. 
Sie haben sich beschwert, daß es so lange gedauert 
hat. Jetzt sagen Sie, die Regierung hätte auch ohne 
Sachverständige handeln können. Meine Herren, 
wie wollen wir denn nun verhandeln? Augenblick-
lich haben wir die Kommission. Das, was meine 
Parteifreunde dabei interessiert, ist, daß die Kom-
missionsarbeit nicht zu einer Verschleppung der 
Lösung des Problems führt. 

(Zuruf von der SPD: Eben! Eben! — Sagen 
Sie das an die Regierungsbank!) 

— Ja, das kommt; es kommt eine positive Frage an 
den Herrn Postminister. 

Ich bin sehr glücklich, daß wir durch diese beiden 
Vorlagen die Möglichkeit haben, durch Ausschuß-
beratungen, ich möchte einmal sagen, das Tempo 
dieser Kommission vielleicht etwas zu beschleu-
nigen. 
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Meine Fraktion hat den dringenden Wunsch, daß 
zwei Fragen beantwortet werden. 

Die eine Frage ist, wie sich die Erhöhung der 
Telefongebühren wirtschaftlich ausgewirkt hat. Dar-
über müßten, ganz unabhängig von der Arbeit der 
Kommission, zum Ende des Jahres authentische Zah-
len für den zurückliegenden Zeitraum gegeben wer-
den können. Nur danach kann man die Wirksam-
keit und Zweckmäßigkeit der Maßnahme zunächst 
einmal beurteilen. 

Das zweite ist die Bitte, Vorsorge zu treffen — ich 
weiß, daß es schwierig sein wird,  aber  bei gutem 
Willen ist es  möglich —, daß uns bis Mitte Februar 
eine gewisse Vorschau — wenn Sie das Wort „Teil-
bericht" ablehnen — über das gegeben wird, was in 
den grundsätzlichen Fragen an Erkenntnis gewon-
nen ist. Das wird sich zum mindesten auf die Kapi-
talausstattung und auf gewisse steuerliche Belastun-
gen oder Entlastungen von fremden Aufgaben be-
ziehen können, auch ohne daß man bereits in die 
Einzelheiten des Auseinandersetzens zwischen den 
verschiedenen Sparten eingedrungen ist. 

Wir bitten sehr, uns die Möglichkeit zu geben, 
das alles wenigstens im Grundsatz vorab zu klären. 
Wenn wir diese Möglichkeit nicht bekommen, wird 
zwangsläufig auch die Beratung in den Ausschüssen 
über die Gesetzesvorlagen verzögert werden. 

Das war unsererseits zu der Sache zu sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich weiß, daß wir Ihre Geduld sehr in 
Anspruch nehmen. Deswegen haben wir uns ge-
einigt, daß meine Ausführungen gleichzeitig das 
Schlußwort für heute sein sollen, es sei denn, daß 
nach mir noch mehr Redner kommen. 

(Abg. Schulhoff: Es kommt darauf an, was 
Sie  sagen!) 

— Sie werden gleich hören, was ich zu sagen habe. 

Zunächst möchte ich 'bedauern, daß diese Sitzung 
heute nicht in Anwesenheit des Bundeskanzlers 
stattfindet. Der Bundeskanzler 'hat nämlich bei der 
letzten Debatte gesagt: Ich werde mich der Öffent-
lichkeit stellen. 

(Zuruf von der Mitte: Das hat er ja getan!) 

— Das tut er nicht. Wenn er es getan hätte, hätte er 
heute hier sein müssen und nicht nur die Herren 
Postminister und Finanzminister vorschicken dürfen. 

(Zuruf von der Mitte: Zur Sache!) 

Er hätte den letzten Entschluß, den er gefaßt hat, 
und den vorhergehenden noch einmal zu vertreten 
gehabt. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte: Zwei Minister genügen doch! — Sie 

 wollten doch als letzter sprechen, Herr 
Cramer!) 

Es ist hier bedauernd gesagt worden — auch von 
Ihnen, Herr Kollege Müller-Hermann —, daß un-
sachlich gesprochen worden sei. Sie haben gesagt, 
daß der Kollege Börner unsachlich gesprochen habe. 
Vielleicht sagen Sie auch von mir, ich spreche un-
sachlich, 

(Zuruf von der Mitte:  Bis  jetzt ja!) 

weil ich sagte, daß ich den Bundeskanzler vermisse. 
Was  der  Kollege Börner gesagt hat, war durchaus 
sachlich. Wenn er Sie dadurch geärgert hat, dann 
kann er dafür nichts. In dieser Sache liegen wir so 
verschieden, daß es gar nicht ausbleiben kann, daß 
die Meinungen aufeinanderplatzen. 

(Abg. Schulhoff: Es sieht nur so  aus!) 

 — Das wäre schön, Herr Kollege Schulhoff. 

Herr Bundesminister Dahlgrün ist auch nicht sach-
lich 'geblieben. Er hat seine Bemerkungen damit er-
öffnet, 'daß er dem Kollegen Börner seine Jugend 
vorgehalten und ihm den Sachverstand abgespro-
chen hat. Wir haben im Laufe dieser Zeit — Herr 
Kollege Börner ist auch Mitglied des Verwaltungs-
rates der Bundespost — soviel über diese Dinge 
gesprochen, daß diejenigen, die sich heute zu Wort 
gemeldet haben, durchaus das Recht haben, mitzu-
reden, weil sie von der Sache etwas verstehen. 

Es war aber schon in den vergangenen Jahren 
so, daß, wenn der Postetat zur Debatte stand, alle 
unsere Einwendungen nicht ernst genommen wur-
den. Wie oft haben wir hier drüben ein Lächeln ge-
sehen oder die Bemerkung gehört, das sei alles 
nicht so wichtig. Wir haben von diesem Platze aus 
rechtzeitig gewarnt und entsprechende Maßnahmen 
verlangt; Sie haben sie aber nicht durchgeführt. 

Herr Kollege Müller-Hermann, Sie sprachen von 
der Monopolstellung. Diese Monopolstellung be-
steht nur für den Brief- und Zeitungsddenst und für 
das Fernsprechwesen. Auf allen anderen Gebieten 
hat die Post keine Monopolstellung, sondern ist sie 
Wettbewerber; da muß sie ihre Tarife an 'den Ta-
rifen der Wettbewerber ausrichten. 

Nun zu dem, was Herr Minister Dahlgrün gesagt 
hat! Mir ist soeben zugeflüstert worden: 20 Minuten 
gesprochen und nichts gesagt! Zum Schluß brachte 
er die Feststellung: Wir stochern alle im Nebel 
herum. Es ist bedauerlich, daß der Finanzminister in 
diesem Augenblick noch nicht genau weiß, wie man 
der Bundespost helfen muß. Auch er wartet auf das 
Sachverständigengutachten, das wahrscheinlich auch 
nichts anderes bringt als das, was die Oppositions-
vertreter seit Jahr und Tag gesagt haben und was 
heute allgemeine Auffassung im Postverwaltungsrat 
ist: Man muß der Bundespost helfen, man muß ihre 
Finanzstruktur ändern. Man muß diese nicht mehr 
gerechtfertigte Ablieferung nach dem Umsatz von 
ihr wegnehmen; man kann ihr etwas anderes aufer-
legen. Aber das, was jetzt ist, ist sinnwidrig. 

Wir haben uns damals, als im Ausschuß und hier 
im Bundestag der Beschluß gefaßt wurde, an dieser 
Sachverständigenkommission nicht so interessiert 
gezeigt, weil wir der Meinung waren, es sei genug 
Sachverstand vorhanden. Da sitzt ein Minister, da 
sitzen Staatssekretäre, da sitzen hohe Beamte, die 
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sich ihr Leben lang mit diesem Problem beschäftigt 
haben. Da ist ein Verwaltungsrat, bestehend aus 
Sachverständigen. Die alle zusammen sollen nicht 
wissen, wo der Bundespost der Schuh drückt? So 
etwas gibt es nicht. 

Meine Damen und Herren, überlegen Sie einmal, 
wann das Gutachten herauskommen soll. Man hat 
uns gesagt: Vor Mai, Juni nicht. Das heißt: bevor 
dieser Bundestag auseinandergeht, bekommen wir 
das Gutachten nicht mehr zu sehen. 

(Abg. Schulhoff: Doch!) 

— Nein, Herr Schulhoff. Wir kriegen es nicht, ich 
nicht, Sie nicht und wir alle nicht. Vielleicht be-
kommt es der Minister noch rechtzeitig. Aber wir 
haben keine Zeit mehr, nach den Sommerferien dazu 
Stellung zu nehmen. Und das bedeutet doch, daß 
die Bundespost noch ein ganzes Jahr, sagen wir es 
einmal ganz deutlich, so hinwursteln muß. Ich bin 
überzeugt, die Bundespost wird liquid bleiben, und 
was hier geunkt wird, nämlich die Post könnte eines 
Tages die Löhne und Gehälter nicht mehr zahlen, 
stimmt nicht. Was eintreten kann, meine Damen 
und Herren, und was sehr bedauerlich wäre, ist, 
daß die Post ihre Investitionen nicht in dem Umfang 
Weiterbetreiben kann, wie es notwendig ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

360 000 Personen stehen auf der Warteliste derje-
nigen, die einen Hauptanschluß haben wollen. Sie 
können ihn nicht bekommen, weil einmal die Mittel 
fehlen und weil auf der anderen Seite die Industrie 
gar nicht so schnell nachkommen kann. 

(Widerspruch und Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Lachen Sie nicht zu früh! — Ich habe den Minister 
einmal gefragt, ob er sich nicht erinnert, daß wir 
schon Zeiten gehabt haben, wo die Industrie in der 
Lage gewesen wäre, zu liefern, aber der Bund das 
Geld nicht zur Verfügung gestellt hat. Das haben 
wir versäumt; es wäre sonst niemals zu einer so 
langen Liste von Wartenden gekommen, wie wir 
sie heute haben. Diese Liste wird in acht, neun 
oder zehn Jahren auch noch vorhanden sein, hoffent-
lich aber nicht mehr ganz so lang. 

(Dr. Müller-Hermann: Damals mußten wir 
erst einmal Wohnungen bauen! Wenn wir 
das nicht gemacht hätten, hätten Sie auch 

geschimpft!) 
In einer Sache stehen wir an der Spitze, bei den 

Gebühren. Ich habe hier eine Aufstellung; ich weiß 
nicht, ob sie schon einmal verlesen worden ist: Ein 
Telefongespräch von drei Minuten über 100 km 
kostet in der Schweiz 55 Pfennig, in Holland 66 
Pfennig, in Frankreich 81 Pfennig, in Belgien 84 
Pfennig, in Österreich 1,30 DM, in England 1,68 DM, 
in Italien 2,09 DM. In der Bundesrepublik hat das 
gleiche Telefongespräch bis zum 1. Juli 1964 1,92 DM 
gekostet und seit der Gebührenerhöhung kostet es 
2,40 DM. Hier marschieren wir an der Spitze! 

(Abg. Schulhoff: Nee!) 

— Aber leider nur mit den Preisen, Herr Schulhoff. 
(Abg. Schulhoff: Sie haben nur die Länder 
vorgelesen, wo das Telefonieren billiger 

ist!) 

Herr Minister Stücklen, wir sind sehr enttäuscht 
von Ihrer Regierungserklärung. Was haben Sie uns 
gesagt? Sie haben uns gar nichts gesagt. Sie haben 
lediglich auf die Tatsache hingewiesen, 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Klassischer 
Fall einer Regierungserklärung! — Heiter

-

keit bei der SPD) 

daß die Bundesregierung ja gewisse Konsequenzen 
gezogen habe. Und jetzt frage ich Sie, Herr Minister: 
Was ist der Grund dafür gewesen, die Gebühren-
erhöhung wieder rückgängig zu machen? Sosehr wir 
uns. darüber freuen, möchten wir doch den Grund 
mal wissen. Wir haben gefragt, was der Grund ge-
wesen ist, die Gebührenerhöhung rückgängig zu 
machen. Sie haben uns hier nachzuweisen versucht, 
daß gegenüber 1963 Mehreinnahmen zu verzeichnen 
sind. Frage: Was haben Sie erwartet? Sind es die 
Mehreinnahmen, haben Sie entsprechende Mehrein-
nahmen erwartet, oder war es etwas anderes, war 
es der Druck der Öffentlichkeit, der Presse und auch 
der Opposition, der sie veranlaßt hat, hier einen 
Rückzieher zu machen, oder war es — was viel 
wahrscheinlicher ist, weil es zeitlich damit zusam-
menfiel — der Ausgang der Kommunalwahlen in 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen? 

(Abg. Schulhoff: Das können wir doch nicht 
mehr ändern!) 

Das war nach meiner Auffassung der Grund, weil 
die Entscheidung des Bundeskanzlers so schnell im 
Anschluß an diese Kommunalwahlen fiel. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Bedanken Sie 
sich doch wenigstens einmal!) 

Bevor die nächsten Kommunalwahlen in Hessen, im 
Saarland und in Rheinland-Pfalz stattfinden konn-
ten, mußte die Gebührenstaffel wieder gesenkt 
werden. 

(Zuruf von der SPD: Es hat nichts genützt!) 

— Es hat nichts genützt; es wird auch nichts mehr 
nützen. Es wird auch bis zur Bundestagswahl nichts 
mehr nützen. Dieses Hick-Hack der Bundesregierung 
— das hat ein Kollege von Ihnen, Herr Schulhoff, 
im Verwaltungsrat gesagt —, dieses Hick-Hack der 
Bundesregierung und des Bundeskanzlers wird die 
Bevölkerung nicht vergessen. 

Herr Minister Stücklen, Sie tun uns manchmal 
wirklich leid — ich muß das ganz offen sagen —, 
wie Sie zum Befehlsempfang hinbestellt werden, Sie 
und der Bundesfinanzminister, und Ihnen nichts an-
deres übrigbleibt, als auf den Befehl hin die Ge-
bühren zu senken und zu sagen: Jawohl, Herr 
Bundeskanzler, 

(Abg. Schulhoff: Keine falschen Tränen! Die 
weinen Sie gar nicht!) 

um hinterher die Begründung zu finden, daß die 
Gebühren deshalb gesenkt werden konnten, weil 
der Weihnachtsmann vor der Tür steht und uns der 
Weihnachtsmann mehr Steuern bringt. 

Herr Bundesfinanzminister, dieses Weihnachts-
märchen ist zu schön, um wahr zu sein. Wir glauben 
nicht daran, daß es nur die  gefüllte Kasse gewesen 
ist, die Sie ausnutzen konnten, sondern wir glauben, 
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daß es politische Entscheidungen sind,  politische Ent-
scheidungen, die der Bundeskanzler von sich aus ge-
faßt hat, fassen mußte, weil sonst noch mehr Unheil 
im Volke angerichtet worden wäre. Vielleicht hat 
dazu auch die Äußerung des Herrn Zoglmann beige-
tragen, der bei der Besprechung im Kanzleramt ge-
sagt hat,  die  FDP wolle den Fehlschlag der Gebüh-
renerhöhung nicht mehr decken und notfalls in  der 
Telefonfrage mit der SPD stimmen. So wird berich-
tet, und ich habe keinen Anlaß, daran zu zweifeln. 

(Abg. Schulhoff: Vorher war es die Wahl, 
jetzt ist es Herr Zoglmann. Was ist denn 

nun wahr?) 

Die Finanzmisere der Deutschen Bundespost ist 
nicht über Nacht entstanden, das ist heute schon 
mehrmals zum Ausdruck gebracht worden. Die Fi-
nanzmisere war seit Jahren ersichtlich. Sie mußte 
kommen, und .die verantwortlichen Leute haben das 
auch erkannt. Nur hat niemand darauf reagiert. Hier 
ist auch gesagt worden, daß wir vier  Minister  ver-
braucht haben und daß alle vier Minister ihrem 
Kanzler idas vorgetragen, aber niemals Gehör gefun-
den haben. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Deshalb haben 
Sie schon in Ihrem Kabinett den Postmini

-

ster eingespart?!) 

— Herr Kollege Müller-Hermann, das lassen Sie 
unsere Sorge sein. Ich glaube, daß wir schneller han-
deln werden als Sie. 

Sie bringen mich aber auf einen Gedanken, den 
hätte ich sonst vergessen. Sie haben noch keinen 
Entwurf fertiggebracht, Herr Müller-Hermann, Sie 
nicht. Eine Gruppe von der CSU — ich weiß nicht, ob 
überhaupt CDU-Leute dabei waren — hat einen Ent-
wurf eingebracht. Er hat nicht die Zustimmung Ihrer 
Fraktion gefunden, Herr Dr. Besold. Ich habe es bis-
her  noch in keiner Zeitung gelesen. Soviel ich weiß, 
stehen nur Sie und eine Anzahl Ihrer Kollegen hin-
ter dem Entwurf. Bei uns steht die Fraktion dahinter. 
Herr Müller-Hermann, Sie können das glauben, Sie 
können es ruhig hinnehmen: wir würden schnell 
handeln, wir hätten schnell gehandelt. Wir wären 
in die Misere,  in  der wir heute sind, nicht hineinge-
kommen. 

(Abg. Schulhoff: Herr Kollege, wir haben 
keinen Fraktionszwang!) 

— Das ist sehr nett, das ist sehr schön. 

Wir alle wissen, daß die heutige Debatte nur den 
einen Zweck haben konnte, noch einmal auf den 
Ernst der Situation hinzuweisen. Wir sollten auch 
nicht warten, bis das Sachverständigengutachten 
vorliegt. Dann geht es uns wie bei der Bundesbahn 
mit dem Brand-Gutachten. Es hat Jahre gedauert, bis 
wir es bekommen haben, und — na schön, geben wir 
zu: einige Dinge sind vielleicht verwirklicht, aber 
das ganze Knzept der Brand-Kommission lagert und 
ruht noch irgendwo in den Schränken und wird nicht 
verwirklicht. 

Vizepräsident Schoettle : Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Cramer (SPD) : Bitte! 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Verehrter 
Herr Kollege Cramer, können Sie mir verraten, 
welche einzige Schlußfolgerung etwa die SPD-Frak-
tion bisher aus dem Brand-Gutachten gezogen hat? 

(Zuruf von der SPD: Herr Kollege Müller

-

Hermann, wir sind leider noch nicht an der 
Regierung! — Abg. Schulhoff: Trotzdem 

macht ihr soviel Lärm!) 

Cramer (SPD) : Sie wissen doch, Sie und ich und 
alle Kollegen, die hier sitzen: die meisten sind nicht 
nur 'für Postfragen zuständig, sondern auch für den 
Verkehr. Sie wissen, wie oft wir auf Hilfe für die 
Bundesbahn gedrängt haben. Aber die Bundes-
regierung verhält sich gegenüber der Bundesbahn 
anders als gegenüber der Bundespost. Vielleicht war 
es auch nicht so nötig. Aber der Zeitpunkt ist ge-
kommen, wo die Bundesregierung sich Gedanken 
machen muß, wie sie dieses ihrer Kinder besser be-
handeln kann. Die Bundespost ist nicht schlecht. Sie 
wird nur schlecht behandelt, und zwar von ihren 
Eigentümern. 

Was  es  hier zu verteidigen gibt, meine Damen 
und Herren, ist das Vertrauen, das die Bundespost 
heute noch besitzt. Viele Tausende und aber Tau-
sende Menschen vertrauen ihr Kapital der Bundes-
post an. Sie sind bisher nicht getäuscht worden, und 
wir hoffen, daß dieser Tag auch nicht eintreten 
möge. Das Vertrauen zu verteidigen ist aber Auf-
gabe der Bundesregierung, und da die Bundesregie-
rung diese Aufgabe nicht erfüllt hat, haben wir die 
Initiative ergriffen. Wir haben unser Verwaltungs-
gesetz eingebracht, und wir werden abwarten, wie 
Sie sich diesem Gesetz gegenüber verhalten werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle : Das Wort hat der 
Herr Bundespostminister. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte wegen der vorgeschrittenen Zeit 
die Tapferen, die hier noch ausgehalten haben, nicht 
über Gebühr beanspruchen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Schon wieder 
das Wort Gebühr!) 

Aber zu einigen Ausführungen möchte ich doch kurz 
etwas bemerken. 

Herr Kollege Aschoff, die Ergebnisse auf dem 
Fernmeldesektor — die Einnahmeentwicklung — 
werden selbstverständlich, soweit sie vorliegen, 
immer dem Bundestag und auch der Öffentlichkeit 
bekanntgegeben. Ich habe das heute getan, soweit 
ich dazu in der Lage war, und werde das auch in 
Zukunft so halten. Für einen Vorausbericht der 
Kommission, den Sie gewünscht haben, kann ich 
selbstverständlich keine bindende Zusage machen. 
Es wäre aber durchaus denkbar, daß die Kommission 
einen Vorausbericht über einige grundsätzliche 
Schwerpunktfragen, die zur Beratung anstehen, gibt. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 150. Sitzung. Bonn, Freitag, den 4. Dezember 1964 	7409 

Bundesminister Stücklen 
Herr Kollege Cramer, Sie haben moniert, daß 

der Herr Bundeskanzler nicht anwesend ist. Ich 
weiß, daß er heute an einer anderen Stelle drin-
gend gebraucht wird. Er hat den Postminister und 
den Finanzminister hierhergeschickt, und ich glaube, 
wir sind Ihnen keine Antwort schuldig geblieben. 
Sollte noch eine Frage offengeblieben sein, bin ich 
jederzeit bereit, sie auch im Sinne des Bundes-
kanzlers zu beantworten. 

Wenn der Herr Bundesfinanzminister gesagt hat, 
daß er zur Zeit wie mit einer Stange im Nebel 
herumstochern müsse, so bezog sich das, Herr Kol-
lege Cramer, auf die Arbeit der Kommission. Wir 
wissen nicht, zu welchem Endergebnis die Kom-
mission kommen wird. 

Nun darf ich noch eines sagen. Wir können die 
Kommission, nachdem sie nun einmal da ist und 
nach meinem Eindruck gewissenhaft, sehr gut und 
sehr schnell arbeitet, nicht ohne weiteres einfach 
außer acht lassen, denn dieser Bundestag hat mit 
Mehrheit diese Kommission gewünscht, die von der 
Bundesregierung berufen worden ist. Nach meiner 
Meinung müssen wir dieser Kommission auch das 
nötige Gewicht geben. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Cramer — Sie sind 
etwas sprunghaft —, unsere Fernmeldegebühren 
mit denen anderer Länder verglichen. Wie ja Ver-
gleiche im allgemeinen überhaupt hinken, so tun 
sie das in ganz besonderem Maße auf dem Fern-
meldesektor. In der Schweiz finden Sie 100 %ige 
Automatisierung vor. Aber es gibt in der Schweiz 
keine Zeiteinheitszählung, das heißt, Sie müssen 
heute noch ungefähr zu 90% in ,der Schweiz das 
Drei-Minuten-Mindest-Gespräch bezahlen. Das ist 
doch ein wesentlicher Unterschied. Das war nur ein 
einziges Beispiel; Sie könnten hundert andere fin-
den, die ebenso hinken. Sie wissen aber, daß die 
Zeiteinheitszählung, die Impulszählung, das Mo-
dernste ist, was es überhaupt auf diesem Gebiet auf 
der Welt gibt. Wir können stolz darauf sein, daß 
wir bei uns in Deutschland über diese Zeiteinheits-
impulszählung verfügen. 

Weiter fragen Sie, warum wir die Gebühren von 
20 auf 18 Pf wieder gesenkt haben. Herr Kollege 
Cramer! Der Postminister hat den Antrag beim 
Verwaltungsrat gestellt, weil der Bundesfinanz-
minister in der Lage war, über das bereits im Früh-
jahr dieses Jahres — ungefähr im Mai des Jahres 
1964 — Konkretisierte hinaus noch 255 Millionen 
DM zur Verfügung zu stellen. Sie können doch 
nicht vom Postminister erwarten, daß er, wenn der 
Finanzminister diese 255 Millionen DM aus Haus-
haltsmitteln zur Verfügung stellt, sagt: Nein, ich 
bleibe bei der bisherigen Gebührenerhöhung; wir 
werden die Senkung nicht durchführen. 

Ich hätte gedacht, Sie würden das begrüßen. Man 
hat aber manchmal beinahe den Eindruck, als ob 
Sie sich darüber ärgerten, weil Sie vielleicht nicht 
mehr genügend polemische Argumente auf diesem 
Gebiet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Cramer: 
Gestatten Sie eine Frage, Herr Minister?) 

— Ich würde gern eine Frage gestatten Aber, Herr 
Cramer — — 

(Abg. Cramer: Eine ganz einfache Frage, 
Herr Minister! Kam dieses Angebot vom 
Herrn Bundesfinanzminister von sich aus?) 

— Der Bundesfinanzminister bietet von sich aus nie 
etwas an! 

,(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Abg. Cramer: Und wer hat das angeregt?) 

— Herr Kollege Cramer, sollten Sie selbst einmal in 
die Verlegenheit kommen, zur Regierungskoalition 
oder vielleicht zu einer Regierungspartei allein zu 
gehören, dann würden Sie merken, daß auch der 
Finanzminister, der von Ihnen gestellt würde, von 
sich aus nichts anbieten würde. Die Finanzminister 
werden, sobald sie den Eid vor dem Bundestag ab-
gelegt haben, andere Menschen. Die Gutmütigsten 
werden zu den  Hartnäckigsten, und von Freizügig-
keit und Freigebigkeit kann nicht mehr die Rede 
sein. Wir haben unsere eigenen Beispiele mit unse-
rem unvergeßlichen und hochverdienten Finanzmi-
nister Schäffer. Er hätte sich mir gegenüber in dieser 
Frage genauso verhalten wie der Finanzminister 
Dahlgrün. 

(Heiterkeit.) 

Nun noch eine kleine Berichtigung. Herr Kollege 
Gscheidle, Sie wissen, daß ich darauf besonders bei 
Ihnen Wert lege. Sie haben erklärt, ich hätte ge-
sagt, daß die SPD nicht in der Lage gewesen wäre, 
einen Gesetzentwurf einzureichen. Genau das Ge-
genteil habe ich gesagt. Ich habe gesagt: „Nun darf 
ich Ihnen ein Weiteres sagen.  Sie haben in Ihrer 
Fraktion ganz hervorragende Juristen. Darüber gibt 
es doch gar keinen Zweifel. Diese Juristen waren 
nicht in der Lage, einen Initiativgesetzentwurf für 
eine Novelle zum Postverwaltungsgesetz vorzule-
gen, sondern sie haben die Bundesregierung aufge-
fordert." 

(Zurufe von der SPD.) 

— Herr Kollege Gscheidle, ich darf darauf hinwei-
sen, daß die SPD nur deshalb keinen Gesetzentwurf 
vorgelegt hat,  weil  sie nicht gleichzeitig die 
Deckungsvorlage machen wollte, und ich habe ge-
rade in  dem zitierten Satz ja gesagt, daß ich durch-
aus der .Überzeugung bin, daß Sie in der SPD her-
vorragende Juristen haben, die selbstverständlich 
einen solchen Gesetzentwurf auf die Beine stellen 
können. Das hat sich nun auch erwiesen; der Ge-
setzentwurf liegt ja vor. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe nur moniert, und davon nehme ich gar 
nichts zurück. Die Funktion einer Opposition ist, die 
Regierung zu kontrollieren, und wenn Sie der Re-
gierung den Vorwurf machen, sie habe versagt, sie 
habe keine Initiative zur Änderung des Postver-
waltungsgesetzes ergriffen, so stelle ich nach wie 
vor fest, daß Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, nach der Geschäftsordnung jede Möglichkeit 
gehabt haben, wie jetzt im Jahre 1964 einen Ge-
setzentwurf zur Änderung des Postverwaltungsge-
setzes vorzulegen. 
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Herr Kollege Cramer, Sie haben meist bei den 

Haushaltsberatungen, wenn mein bescheidenes Ge-
halt behandelt worden ist, die Streichung beantragt. 
Stellen Sie sich einmal vor, was meine Frau und 
meine Kinder zu Hause gemacht hätten, wenn dieser 
Antrag durchgegangen wäre! 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Herr Kollege Cramer, Sie haben hier immer da-
gegen polemisiert. Sie haben gesagt, es müsse 
etwas geschehen. Wenige Tage danach kam immer 
das Haushaltsgesetz zur Verabschiedung. Stellen Sie 
sich einmal vor, wie eindrucksvoll es gewesen wäre, 
wenn Sie bei der Abstimmung über das Haushalts-
gesetz wenigstens in  bezug auf § 19 des Postver-
waltungsgesetzes den Versuch gemacht hätten, die 
Abgabe der Post an den Bund zu streichen. Sie 
haben das nicht getan. Ich weiß, daß die Haushalts-
experten in Ihrer Fraktion nicht die Schwächsten 
sind, und ich glaube, wenn  der  Herr Präsident, der 
hier oben sitzt, dort unten säße, würde er — — 

Vizepräsident Schoettle: Dann würde ich Ihnen 
noch etwas anderes sagen. 

(Heiterkeit.) 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Ich glaube, Herr Präsident, Sie würden 
mir nicht widersprechen, wenn ich feststellte, daß 
bis zum heutigen Zeitpunkt vielleicht nicht die ge-
nügenden Erkenntnisse in der Breite des Parlaments 
vorhanden waren, obwohl wir uns immer bemüht 
haben. Aber die Post ist kompliziert, sie ist umfang-
reich. Warum sollen Sie sich damit abgeben und ini-
tiativ werden? Es ist ein Verwaltungsrat da, der die 
Kompetenzen des Parlaments in gewissem Umfang 
übernommen hat. 

(Zuruf von der SPD: Und ein Minister ist 
da!) 

Selbstverständlich. 

Lassen Sie mich nun zu den Initiativanträgen ein 
paar kurze Bemerkungen machen. Ich freue mich, 
daß die Grundkonzeption des Postverwaltungs-
gesetzes in bezug auf den Postverwaltungsrat in 
allen Initiativgesetzentwürfen, die mir bekannt 
sind, erhalten geblieben ist.  Ich halte das für richtig, 
nicht nur deshalb, weil ein so traditionsreiches Land 
wie Großbritannien, das Jahrhunderte hindurch den 
Posthaushalt im allgemeinen Budget hatte, ihn. seit 
1961 herausgenommen und zu einem eigenen Son-
dervermögen gemacht hat, ähnlich der Konstruktion, 
wie wir sie in Deutschland haben, sondern auch des-
halb, weil ich von meinen Kollegen in den übrigen 
europäischen und außereuropäischen Ländern weiß, 
daß sie alle die deutsche Konstruktion mit einem 
eigenen Postverwaltungsrat als eine glückliche Lö-
sung ansehen. 

Ich möchte ausdrücklich sagen, daß der Verwal-
tungsrat sich in der Vergangenheit immer seiner 
Verantwortung bewußt gewesen ist und daß in die-
sem Verwaltungsrat immer eine sachlich fundierte 
Arbeit geleistet worden ist, eine Arbeit, die, ich 
möchte beinahe sagen, uneingeschränkt frei war von 

parteipolitischen Aspekten, die nur von der Zweck-
mäßigkeit, von der Notwendigkeit und von .der Ver-
antwortung getragen war. Es ist auch gar kein Wun-
der, daß dieser Verwaltungsrat so gearbeitet hat. 
Ihm gehören doch ganz hervorragende Persönlich-
keiten an. Sie selbst haben 5 Damen und Herren 
vom Bundestag entsandt. Ihm gehören 5 Minister 
bzw. Staatssekretäre und Senatoren, erfahrene Ver-
treter der Wirtschaft und sehr sachverständige An-
gehörige des Personals an. Ich bin also glücklich 
darüber, daß diese Grundlage erhalten bleibt. 

Nun geht es um die Zuständigkeit des Verwal-
tungsrates, darum, die Zuständigkeit des Verwal-
tungsrates so zu erweitern, daß der Verwaltungsrat 
auch Initiative entfalten kann oder gar die Möglich-
keit hat, in die Organisationsgewalt des Ministers 
oder der Bundesregierung einzugreifen. Das geht zu 
weit und ist meiner Meinung nach nicht möglich. 
Das ist die Verantwortung des Ministers, das ist die 
Verantwortung der Bundesregierung. Es geht um 
das Zusammenwirken zwischen Bundesregierung 
und Verwaltungsrat, damit, wenn der Bundespost-
minister mit einer Maßnahme nicht einverstanden 
ist und die Bundesregierung zur Entscheidung 
anruft, eine bessere Harmonie, ja eine bessere 
Respektierung des Beschlusses des Verwaltungs-
rates erreicht wird. Einverstanden, ganz besonders 
von mir aus einverstanden! Ich glaube, da werden 
Sie von seiten der Regierung keinerlei Widerstände 
haben. 

Ein ganz wichtiger Komplex, meine Damen und 
Herren, ist natürlich die Haushaltsführung; dieser 
§ 15, der der Post heute auferlegt, die Ausgaben 
aus den Einnahmen zu bestreiten. Dieses Prinzip 
wird auch in den vereinigten beiden Initiativgesetz-
entwürfen in vollem Umfang aufrechterhalten, aller-
dings mit gewissen Ergänzungen. Diese Ergänzungen 
sind auf einem Sektor unbestritten richtig: Es muß 
dann, wenn die Deutsche Bundespost oder der Ver-
waltungsrat der Deutschen Bundespost zur Deckung 
des Haushalts einen entsprechenden Vorschlag 
macht, und dieser Vorschlag — ganz gleich, aus 
welchen Gründen — auf Grund der im Gesetz vor-
gesehenen Zuständigkeit von der Bundesregierung 
abgelehnt wird, für die Bundespost eine Ersatzlei-
stung eintreten; denn sonst ist sie nicht in der Lage, 
in eigener Verantwortung diese Aufgaben zu erfül-
len. 

Die Aufstockung des Eigenkapitals ist ja nicht so 
sehr eine Frage der Liquidität der Deutschen Bun-
despost, sondern ist vielmehr eine Frage der Konti-
nuität der Deutschen Bundespost, der Investitionen 
der Deutschen Bundespost, weil es einfach gänzlich 
unmöglich ist, daß ein Unternehmen wie die Post, 
das auf mindestens 18 Monate voraus disponieren 
muß, d. h. immer die Vorausermächtigung braucht, 
so unsicher in ein Haushaltsjahr hineingeht. Seitdem 
ich mit der Post zu tun habe, nicht nur als Minister, 
sondern schon als Mitglied des Verwaltungsrates, 
haben wir immer die Bange gehabt: Wird der Kapi-
talmarkt uns die Investitionen ermöglichen? Die 
Bestellungen für 1965 sind schon jetzt im laufenden 
Haushaltsjahr beinahe abgeschlossen, weil wir 
Durchlaufzeiten von 18 Monaten haben: Also die 
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Eigenkapitalausstattung erfolgt nicht aus der Sorge 
um Liquidität, sondern wegen der Kontinuität. 

Allerdings ist hier im SPD-Entwurf eine sehr 
beachtliche Auflage gemacht worden, daß auch das 
Eigenkapital marktgerecht verzinst werden muß. 
Marktgerecht würde heute heißen: 6 %. Das Fremd-
kapital muß sowieso mit 6 % verzinst werden. Und 
nun auch das gesamte Eigenkapital, das 45 bis 50 % 
des Gesamtkapitals ausmachen soll? Das würde bei 
einem Kapitalvermögen von 15 Milliarden der 
Deutschen Bundespost 900 Millionen DM Zinsen 
kosten. 

(Abg. Gscheidle: Nein, das Eigenkapital des 
Bundes, Herr Minister, das sind 320 Millio

-

nen DM, doch keine 900 Millionen!) 

— Herr Kollege Gscheidle, ich habe gesagt, das Ge-
samtkapital sind 15 Milliarden DM. 

(Abg. Gscheidle: Nein, das wird von uns 
hier nicht gefordert!) 

Das Fremdkapital muß sich sowieso verzinsen. 

(Zuruf von der SPD: Na also!) 

Jetzt kommt auch das Eigenkapital hinzu. Bei dem 
jetzigen Eigenkapital von 1,3 Milliarden DM spielt 
das keine Rolle. Wir müssen sehen, daß das ein 
Kostenfaktor ist, der durchaus betriebswirtschaftlich 
anerkannt werden muß. Wir dürfen uns nur nicht 
täuschen, wir dürfen nicht annehmen, daß, selbst 
wenn der § 21 ersatzlos gestrichen würde, damit 
die Situation der Deutschen Bundespost auf Jahre 
hinaus auf jeden Fall gesichert wäre. 

Die politischen und die betriebsfremden Lasten 
brauche ich nicht weiter anzusprechen. Rücklagen, — 
das ist auch eine Sache, über die man diskutieren 
kann. Die Abgabe an den Bund. Ich wundere mich 
immer über die Freude an der akademischen Dis-
kussion darüber, was diese Abgabe ist. Ist sie eine 
Monopolabgabe, ist sie ein Ersatz für Steuern, für 
welche Steuern und ohne Rücksicht? Das ist von 
mir aus gesehen nicht einmal das Entscheidende. 
Solange dieser Kostenfaktor einer Ablieferung an 
den Bund abgewälzt werden kann über die Tarife, 
konnten wir auch von der Deutschen Bundespost 
aus dem Finanzhaushalt diesen Betrag zuführen. 
Wenn sich aber die Tarifgestaltung so entwickelt, 
daß der Betrieb der Bundespost leidet oder der 
Kunde der Deutschen Bundespost ungerechtfertigt 
belastet wird, müssen eben diese Kostenfaktoren 
streng unter die Lupe genommen werden. 

(Abg. Gscheidle: Das war doch der Fall in 
den letzten Jahren!) 

— Natürlich, Herr Kollege Gscheidle. Ich möchte nur 
sagen, daß man heute eben die Tarifgestaltung einer 
nationalen Post nicht mehr nur unter dem nationalen 
Gesichtspunkt betrachten darf, sondern gerade die 

Tarife der Post Deutschlands als eines Mitglieds 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auch im 
Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
sehen muß. Die Postminister der EWG-Länder haben 
sich bereits in der letzten Sitzung bemüht, einen 
Termin festzusetzen, zu dem eine Harmonisierung 
der Tarife im EWG-Raum erfolgen soll. 

Eine Harmonisierung der Endpreise bedeutet aber 
auch eine Harmonisierung oder eine ungefähr 
gleiche Gestaltung der Kosten bei der Deutschen 
Bundespost. Und da fällt dieser § 21 eben völlig aus 
dem Rahmen, weil es keine Postverwaltung der 
Welt gibt, die eine solche Bestimmung hat, wie sie 
bisher nach dem Postverwaltungsgesetz praktiziert 
werden mußte. 

Ich darf damit meine Bemerkungen abschließen 
und mich bedanken für die konstruktiven Beiträge, 
die heute geleistet worden sind. Ich bin der 
Meinung, daß die beiden Gesetzesinitiativen, die 
Novellen zu dem geltenden Postverwaltungsgesetz, 
eine wertvolle Grundlage sein können für die wei-
tere Arbeit, die noch ergänzt werden wird durch den 
Bericht der Kommission. 

Sie dürfen sicher sein, daß all unser Bestreben 
darauf gerichtet ist, daß Deutschland als ein hoch

-

entwickeltes Industrieland im Herzen Europas in der 
Lage ist, seine Aufgabe in bezug auf die Deutsche 
Bundespost im nationalen und internationalen Be-
reich zu erfüllen. Die Aufgabe besteht darin, die 
Gegenwart zu meistern und die Zukunft zu er-
kennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Damit ist die Aus-
sprache geschlossen. 

Die beiden Anträge, die hier zur Diskussion 
standen, nämlich der Antrag der Abgeordneten 
Dr. Besold, Strauß usw. und der Antrag der Fraktion 
der SPD, sollen an den Ausschuß für Verkehr, Post-
und Fernmeldewesen und an den Haushaltsausschuß 
— gemäß § 96 der Geschäftsordnung — überwiesen 
werden. Das Haus ist mit dieser Überweisung ein-
verstanden. — Es ist so beschlossen. 

Zu dem Antrag der Fraktion der FDP liegen der 
Schriftliche Bericht des Ausschusses und ein Antrag 
vor; sie finden ihn auf der Rückseite. Der Ausschuß 
beantragt, den Antrag der Fraktion der FDP und die 
zu dem Antrag eingegangenen Eingaben für erledigt 
zu erklären. Es wird nicht widersprochen. — Es ist 
so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung ange-
langt. Ich berufe die nächste Sitzung des Bundes-
tages auf Mittwoch, den 9. Dezember, 9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.04 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

148. Sitzung Seite 7342 C Zeile 13 statt „Vollweisen": 
Vollwaisen. 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt  bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Frau Albertz 	 4. 12. 
Dr. Atzenroth 	 31. 12. 
Bauer (Wasserburg) 	 4. 12. 
Bauer (Würzburg) * 	 5. 12. 
Bazille 	 15. 12. 
Berkhan * 	 5. 12. 
Biegler 	 4. 12. 
Dr. Bieringer 	 4. 12. 
Dr. Birrenbach 	 4. 12. 
Fürst von Bismarck * 	 5. 12. 
Blachstein 	 31. 12. 
Blöcker 	 4. 12. 
Dr. h. c. Brauer * 	 5. 12. 
Corterier * 	 5. 12. 
Dr. Dehler 	 4. 12. 
Deringer ** 	 4. 12. 
Dr. Dittrich 	 19. 12. 
Dopatka 	 5. 12. 
Dr. Dörinkel 	 4. 12. 
Dr. Dr. h. c. Dresbach 	 4. 12. 
Dr. Eckhardt 	 4. 12. 
Dr. Effertz 	 4. 12. 
Eisenmann 	 4. 12. 
Dr. Eppler 	 4. 12. 
Erler * 	 5. 12. 
Etzel 	 4. 12. 
Figgen 	 4. 12. 
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) * 5. 12. 
Dr. Franz 	 4. 12. 
Dr. Fritz 	 4. 12. 
Dr. Furler * 	 5. 12. 
Gaßmann 	 31. 12. 
Gedat 	 15. 12. 
Dr. Gossel 	 19. 12. 
Dr. Gradl 	 4. 12. 
Frau Griesinger 	 4. 12. 
Haage (München) 	 4. 12. 
Hahn (Bielefeld) 	 31. 12. 
Hammersen 	 30. 1. 
Dr. von Haniel-Niethammer 	4. 12. 
Dr. Dr. Heinemann 	 4. 12. 
Dr. Hellige 	 4. 12. 
Herold 	 4. 12. 
Dr. Hesberg 	 4. 12. 
Höhne 	 4. 12. 
Frau Dr. Hubert * 	 5. 12. 
Dr. Imle 	 4. 12. 
Iven (Düren) 	 4. 12. 
Jacobi (Köln) 	 4. 12. 
Frau Jacobi (Marl) 	 4. 12. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

** Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Jacobs * 	 5. 12. 
Dr. Jaeger * 	 5. 12. 
Dr. h. c. Jaksch 	 4. 12. 
Kahn-Ackermann * 	 5. 12. 
Frau Kalinke 	 4. 12. 
Klein (Saarbrücken) 	 4. 12. 
Dr. Kliesing (Honnef) * 	5. 12. 
Klinker ** 	 4. 12. 
Dr. Kopf * 	 5. 12. 
Kriedemann ** 	 4. 12. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 15. 1. 
Kurtz 	 4. 12. 
Leber 	 4. 12. 
Lenze (Attendorn) * 	 5. 12. 
Dr. Lohmar 	 4. 12. 
Dr. Löhr 	 4. 12. 
Logemann 	 4. 12. 
Maier (Mannheim) 	 4. 12. 
Majonica 	 4. 12. 
Dr. Mälzig 	 4. 12. 
Mattick 	 4. 12. 
Mauk ** 	 4. 12. 
Frau Dr. Maxsein * 	 5. 12. 
Memmel * 	 5. 12. 
Dr. von Merkatz * 	 5. 12. 
Dr. Meyer (Frankfurt) * 	5. 12. 
Freiherr von Mühlen * 	5. 12. 
Murr 	 4. 12. 
Paul * 	 5. 12. 
Peters (Poppenbüll) 	 19. 12. 
Pöhler 	 4. 12. 
Dr. Preiß 	 31. 12. 
Priebe 	 4. 12. 
Frau Dr. Probst 	 4. 12. 
Reichhardt 	 11. 12. 
Frau Renger * 	 5. 12. 
Richarts ** 	 4. 12. 
Ritzel 	 4. 12. 
Dr. Rutschke * 	 5. 12. 
Dr. Schmid (Frankfurt) * 	5. 12. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 	4. 12. 
Frau Schroeder (Detmold) 	4. 12. 
Dr. Seffrin * 	 5. 12. 
Seidl (München) * 	 5. 12. 
Dr. Serres * 	 5. 12. 
Seuffert 	 4. 12. 
Dr. Starke 	 4. 12. 
Dr. Stoltenberg 	 4. 12. 
Stooß 	 4. 12. 
Frau Strobel ** 	 13. 12. 
Dr. Süsterhenn * 	 5. 12. 
Dr. Wahl * 	 5. 12. 
Welke 	 5. 12. 
Frau Welter (Aachen) 	4. 12. 
Wienand* 	 5. 12. 
Werner 	 4. 12. 
Dr. Zimmer * 	 5. 12. 

b) Urlaubsanträge 

Metzger 	 11. 12. 
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Anlage 2 
Schriftliche Antwort 

des 'Bundesministers Dr. Dahlgrün vom 4. Dezember 
1964 .auf die Mündlichen Anfragen des  Abgeordne-
ten Dr. Sinn (Drucksache IV/2776, Fragen VIII/8, 
VIII/9 und VIII/10) : 

Welche Stellen außerhalb der Bundesverwaltung, die in erheb-
lichem Maße Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt erhalten, 
gewähren ihren Mitarbeitern eine Zulage analog der Zulage 
oberster Bundesbehörden? 

Warum begünstigt die Bundesregierung eine sozial ungerecht-
fertigte Differenzierung der Zuwendungsempfänger im Hinblick 
auf die Zulagengewährung? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu unternehmen, um den 
in Frage VIII/9 gekennzeichneten, dem Grundsatz einer gleichen 
Behandlung zuwiderlaufenden Zustand zu ändern? 

In dem großen Bereich von Zuwendungsempfän-
gern gibt es sechs Zuwendungsempfänger, die ihren 
Beschäftigten eine Zulage ähnlich der Ministerial-
zulage gewähren, wie sie die Bediensteten der ober-
sten Bundesbehörden erhalten. Es  sind das folgende 
Organisationen: 

1. Inter Nationes e. V., Bonn 

2. Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V., 
Bad Godesberg 

3. Deutsches Studentenwerk e. V., Bonn 

4. Geschäftsstelle des  Wissenschaftsrates, Köln 

5. Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., Bad  Go-
desberg 

6. Max-Planck-Gesellschaft e. V., Göttingen. 

Die  Zulagen werden teils aus eigenen Mitteln der 
B) Zuwendungsempfänger, teils aus Zuwendungsmit-

teln des Bundes gedeckt. Darüber hinaus werden in 
13 weiteren Fällen von Zuwendungsempfängern ge-
wisse Zulagen gezahlt, die allerdings mit den  Mini-
sterialzulagen nicht ganz ,vergleichbar sind. 

Von der Gewährung der Zulagen erhält der Haus-
haltsausschuß durch Vorlage der Wirtschaftspläne 
gelegentlich der  Beratung  des Bundeshaushalts 
Kenntnis. 

Bei diesem Sachverhalt kann von der Begünsti-
gung einer „sozial ungerechtfertigten Differenzie-
rung der Zuwendungsempfänger im Hinblick auf 
die Zulagengewährung" durch die Bundesregierung 
nicht die Rede sein. Die Bundesregierung ist jedoch 
der Ansicht, daß eine der  Ministerialzulage ähnliche 
Zulage für die  Beschäftigten der Zuwendungsemp-
fänger in der  Riegel  nicht gerechtfertigt ist.  In diesem 
Sinne hat sich auch der  Vertreter meines Hauses 
gegenüber dem Haushaltsausschuß in der 150. Sit-
zung am 12. Januar 1961 (vgl. Protokoll Seite 31) ge-
äußert. Desgleichen hat der Bundesminister der 
Finanzen in der Vorlage an den Haushaltsausschuß 
Nr. 4/63 vom 22. Januar 1963 — II A/3 — Bu 4314 —
1/63 — Bedenken hinsichtlich der Zubilligung von 
Zulagen an Beschäftigte von Zuwendungsempfän-
gern geltend gemacht. 

Die 'Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
sie bisher Maßnahmen eingeleitet oder zugelassen 
hat, die dem Grundsatz .der Gleichbehandlung der 
Zuwendungsempfänger zuwiderlaufen. 

Entsprechend der Anregung .des Haushaltsaus-
schusses bei der Beratung 'des Wirtschaftsplanes von 

Inter Nationes in der 54. Sitzung des Haushaltsaus-
schusses am 6. Februar 1963 (vgl. Protokoll Seite 28) 
wird die 'Bundesregierung die Frage der Zulagen an 
die Beschäftigten von Zuwendungsempfängern all-
gemein überprüfen und .darüber berichten. Die not-
wendigen Ermittlungen konnten noch nicht zum Ab-
schluß gebracht werden. Der Bericht wird dem Haus-
haltsausschuß in Kürze zugehen. 

Anlage 3 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dahlgrün vom 4. Dezem-
ber 1964 auf die Mündlichen Anfragen des Abge-
ordneten Flämig (Drucksache IV/2776, Fragen VIII/11 
und VIII/12) : 

Besteht angesichts der immer wiederkehrenden Belästigungen 
und Gefahren für die Bewohner der an drei Seiten unmittelbar 
an den Exerzierplatz Groflauheim-Wolfgang des US-Standortes 
Hanau angrenzenden Wohngebiete die Möglichkeit, diesen  Pan-
zer-  und Pionierübungsplatz an eine besser geeignete Stelle zu 
verlegen? 

Was wurde bisher unternommen, um die Verlegung des in 
Frage VIII/11 genannten Exerzierplatzes in die Wege zu leiten? 

Zu Frage VIII/11: 

Die Verlegung des Panzerübungsplatzes Großau

-

heim-Wolfgang ist in den Jahren 1962/63 seitens der 
Hessischen Landesregierung im Zusammenhang mit 
Planungen für eine Verbesserung der Verkehrsver-
hältnisse im Raume südöstlich von Hanau erwogen 
worden. 

Nachdem der Vorentwurf für die Südostumgehung 
von Hanau fertiggestellt ist und die amerikanischen 
Streitkräfte sich mit der Trassenführung durch den 
Übungsplatz grundsätzlich einverstanden erklärt 
haben, ist die angestrebte Verlegung entfallen. 

Zu Frage VIII/12: 

Die militärischen Anlagen im Raume Hanau, Wolf-
gang und Großauheim mit dem Panzerübungsge-
lände sind standortbedingt. Sofern die Hessischen 
Landesbehörden unter Berücksichtigung der Vertei-
digungsaufgabe der amerikanischen Streitkräfte 
keine eindeutig überwiegenden deutschen Interes-
sen darlegen, sehe ich keine Möglichkeit, die gänz-
liche Verlegung des Übungsgeländes zu erwirken. 

Anlage 4 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dahlgrün vom 4. Dezember 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeord-
neten Schmidt (Kempten) (Drucksache IV/2776, Frage 
VIII/13) : 

Welche Ergebnisse haben die im Februar 1963 seitens des 
Staatssekretärs im Bundesfinanzministerium angekündigten Ver-
handlungen über eine Revision der mit zahlreichen Ländern ab-
geschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen im Hinblick auf eine 
Eindämmung der durch diese bisher möglichen Steuerflucht er-
bracht? 

Wie Staatssekretär Grund am 6. Februar 1963 in 
seiner Antwort auf Ihre Frage, Herr Abgeordneter, 
ankündigte, hat die Bundesregierung die sachdien-
lichen Schritte unternommen, um zu verhindern, 
daß die von dem teilweise bestehenden internatio-
nalen Steuergefälle ausgehenden Anreize zur 
Steuerflucht durch Doppelbesteuerungsabkommen 
noch verstärkt werden. Die Bundesregierung hat 
ihre Entschlossenheit, die in Frage kommenden Ab-
kommen zu revidieren, in ihrem Bericht über die 
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Wettbewerbsverzerrungen aus Sitzverlagerungen in 
das Ausland und aus dem internationalen Steuer-
gefälle bekräftigt. Dabei ist allerdings zu betonen, 
daß die Abkommensrevisionen das Steuergefälle 
selbst nicht beseitigen können. Es kann lediglich 
erreicht werden, daß keine Verstärkung der Aus-
wirkungen des Steuergefälles durch die Abkommens-
regelungen eintritt. 

Für eine Revision kommt nur das Abkommen mit 
der Schweiz in Betracht, nachdem die Abkommen 
mit den anderen hier in Betracht kommenden Staa-
ten — wie Luxemburg — bereits die notwendigen 
Ausschlußregelungen enthalten. Im Rahmen von 
Verständigungsgesprächen wurden die schweize-
rischen Behörden eingehend von den aufgetretenen 
Problemen und den deutscherseits vorzutragenden 
Bedenken unterrichtet. Nachdem die Untersuchungen 
durch den Bericht der Bundesregierung über die 
Wettbewerbsverzerrungen aus dem internationalen 
Steuergefälle zu einem gewissen Abschluß gebracht 
worden sind, ist nunmehr eine formelle Einladung 
an die Schweizer Regierung zur Aufnahme von Ver-
handlungen über die Revision des deutschschwei-
zerischen Doppelbesteuerungsabkommens unter-
wegs. Es steht zu hoffen, daß die Revisionsverhand-
lungen in Kürze durchgeführt werden können. 

Die Bundesregierung hat auch mit Erfolg ihre Be-
mühungen fortgesetzt, für die wesentlichen Aus-
landsbeteiligungen die deutsche Kapitalertragsteuer, 
die in den Abkommen regelmäßig auf 15 v. H. ge-
senkt wird, zum Normalsatz von 25 v. H. voll auf

-

rechtzuerhalten, soweit dies notwendig ist, um mög-
lichen Wettbewerbsverzerrungen aufgrund der Aus-
wirkungen des gespaltenen Körperschaftsteuersatzes 
entgegenzuwirken. So wurde vor wenigen Tagen 
ein Revisionsabkommen mit Großbritannien unter-
zeichnet, das dem deutschen Anliegen voll Rechnung 
trägt. Außerdem ist es nach überaus langwierigen 
und schwierigen Verhandlungen gelungen, auch mit 
den USA zu einer befriedigenden Lösung zu ge-
langen. Dieser Verhandlungserfolg ist um so mehr 
zu begrüßen, weil es trotz mehrfacher Verhandlun-
gen, die sich auf Jahre hin erstrecken, bis dahin 
nicht gelungen war, die deutschen Vorstellungen 
gegenüber. dem Land, das die weitaus größten Inve-
stitionen in der Bundesrepublik hat, durchzusetzen. 

Anlage 5 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 4. De

-

zember 1964 auf die  Mündliche Anfrage ides  Abge

-

ordneten Ritzel (Drucksache IV/2776, Frage XII/1): 
An wie vielen Verkehrsunfällen waren im Jahre 1963 in der 

Bundesrepublik Deutschland Lastkraftwagen beteiligt? 

Im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
waren  rim  Jahre 1963 beteiligt 

an Unfällen mit nur Sachschaden 	227 332 Lkw, 
an Unfällen mit Personenschaden 	48 845 Lkw, 

davon 

bei Unfällen mit Getöteten 	2 775 Lkw, 
bei Unfällen mit Schwerverletzten 	14 784 Lkw, 
bei Unfällen mit Leichtverletzten 	31 286 Lkw. 

Anlage 6 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 4. De-
zember 1964 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Ritzel (Drucksache IV/2776 Frage XII/2) : 

Wie viele Verkehrstote waren im Jahre 1963 in USA, Frank-
reich, England, Italien, Belgien, Holland und in der Bundes-
republik Deutschland im prozentualen Verhältnis zu den zuge-
lassenen Kraftfahrzeugen zu verzeichnen? 

Es entfielen von den bei Verkehrsunfällen getöte-
ten Verkehrsteilnehmern auf je 1000 Kraftfahrzeuge 
1,5 in der Bundesrepublik Deutschland, 

0,9 in Frankreich, 
1,4 in Italien, 
0,5 in den USA, 
0,9 in Belgien, 
1,9 in den Niederlanden, 
0,7 in Großbritannien. 

Bei den Ländern Belgien, Niederlande, Großbritan-
nien handelt es sich dabei um Zahlen aus dem Jahre 
1962, im übrigen um Zahlen aus dem Jahre 1963. 

Diese Zahlen für die Beurteilung der Unfall-
situation sind nur bedingt geeignet, und zwar des-
halb, weil die Voraussetzungen, nach denen die 
Statistiken aufgestellt werden, verschieden sind. 

In unserer Statistik wird als „getötet" geführt, 
wer beim Unfall selbst oder innerhalb von 30 Tagen 
nach dem Unfall verstirbt, während die Statistiken in 
Belgien und Italien nur die an der Unfallstelle Ver-
storbenen als „getötet" ausweisen und die Statistik 
in Frankreich nur diejenigen, die bis zum 3. Tage 
nach dem Unfall sterben. Ferner ist zu bedenken, 
daß die richtige Bezugsgröße für die Beurteilung der 
Unfallsituation nicht die Zahl der Kraftfahrzeuge, 
sondern die Verkehrsdichte, d. h. das Produkt aus 
Kraftfahrzeugzahl und Kilometerleistung ist. Geht 
man davon aus, so ergibt sich folgendes Bild: 

Es entfielen z. B. auf 100 Millionen Pkw-Kilometer 
in der Bundesrepublik Deutschland 

12,08 getötete Verkehrsteilnehmer, 

in Frankreich 14,6 getötete Verkehrsteilnehmer, 

in Großbritannien 
7,35 getötete Verkehrsteilnehmer. 

Für die übrigen Länder liegen Angaben über die 
Kilometerleistung leider nicht vor. 

Anlage 7 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 4. De-
zember 1964 auf die Mündlichen Anfragen der Ab-
geordneten Frau Renger (Drucksache IV/2776, Fra-
gen XII/3, XII/4 und XII/5) : 

Hat die Bundesregierung die Absicht, den Vorschlägen des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn zu folgen und die Zug-
verbindungen drastisch zu kürzen, so daß z. B. in Schleswig-
Holstein nur noch der Personenverkehr zwischen Städten von 
über 20 000 Einwohnern bestehen bliebe, was bedeuten würde, 
daß nur noch in 14 Städten Schleswig-Holsteins Zugverbindungen 
vorhanden wären, wodurch praktisch der Berufsverkehr zum Er-
liegen kommen würde? 

Ist die Bundesregierung bereit zu erklären, daß sie keinen 
Maßnahmen zustimmen wird, die die Wirtschaft und Landwirt-
schaft Schleswig-Holsteins, die durch die Randlage in der EWG 
schon besonders ungünstigen Bedingungen unterworfen sind, 
durch die Einschränkung des Schienen-Güterverkehrs noch weiter 
benachteiligen? 
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Ist die Bundesregierung bereit, erneut zu erklären, daß sie den 
Ausbau der Schienenwege und ihre Elektrifizierung vorantreiben 
und besonders in den Randbezirken Hamburgs wegen des star-
ken Berufsverkehrs den beschleunigten Ausbau der S-Bahn vor-
nehmen wird? 

Globale Einschränkungen des Bundesbahnbetrie-
bes, wie sie nach dem Bericht des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn vielfach befürchtet werden, 
werden von der Bundesregierung nach den gegebe-
nen gesetzlichen Vorschriften abgelehnt. Das gilt für 
den Personen- wie für den Güterverkehr und gilt 
für alle Teile der Bundesrepublik. 

Einschränkungen durch Stillegung von Strecken 
oder von einzelnen Dienststellen erfolgen nur nach 
sorgfältiger Prüfung der Auswirkungen auf die 
Wirtschaft einschließlich der Landwirtschaft des  be-
troffenen Gebietes. Dazu werden vorher in den ein-
zelnen Fällen die Landesverkehrsbehörden und die 
örtlichen Stellen gehört. Es ist damit sichergestellt, 
daß die Deutsche Bundesbahn bei ihren Entschei-
dungen oder Vorschlägen die Interessen aller Be-
teiligten berücksichtigt. 

Die Elektrifizierung und die Verdieselung wichti-
ger Eisenbahnstrecken wird fortgesetzt. Die Reihen-
folge für die Elektrifizierung hängt allein von dem 
Verkehrsbedürfnis und der Wirtschaftlichkeit dieser 
Investition ab. Die Frage des weiteren Ausbaues 
von Eisenbahnstrecken für den Nahverkehr in den 
Ballungsräumen ist von besonderer Bedeutung; sie 
steht in engem Zusammenhang mit dem Bericht der 
Sachverständigenkommission zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden und wird 
mit dessen Auswertung behandelt. 

Anlage 8 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Stücklen vom 2. Dezember 1964 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Offenbach) (Drucksache IV/2776, Fra-
gen XIII/7 und XIII/8) : 

Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bundespost bisher die 
Fernsprechteilnehmer der Stadt Mühlheim (Main) nicht wieder an 
den Ortsnetzbereich Frankfurt/Offenbach angeschlossen, wie dies 
früher der Fall war? 

Ist die Deutsche Bundespost bereit, die Fernsprechteilnehmer 
der Stadt Mühlheim (Main) wieder an den Ortsnetzberefdi Frank-
furt/Offenbach  anzuschließen und damit die für die Fernsprech-
teilnehmer entstandenen Benachteiligungen zu beseitigen? 

Zu Frage XIII/7: 

Die Stadt Mühlheim und ihr östlich gelegener, 
etwa 3 km von Mühlheim entfernter Ortsteil Dietes-
heim waren bis 1960 dem Fernsprechortsnetz Frank-
furt am Main/Offenbach zugeordnet. Diese Zuord-
nung widersprach, da Mühlheim/Dietesheim weit 
außerhalb des 5-km-Kreises um die Vermittlungs-
stelle Offenbach liegt, den Bestimmungen der Fern-
sprechordnung. Eine Änderungsmöglichkeit ergab 
sich erst, als in Mühlheim eine neue Vermittlungs-
stelle eingerichtet wurde, die aus technischen Grün

-

den notwendig geworden war und durch deren 
Einrichtung die zahlreichen Anträge auf neue An-
schlüsse in Mühlheim erledigt werden konnten. Mit 
der Inbetriebnahme dieser Vermittlungsstelle am 
28. Mai 1960 wurde ein neues Ortsnetz Mühlheim 
errichtet, dem Mühlheim/Dietesheim und der Ort 
Lämmerspiel angehören. Die Vermittlungsstelle 
Mühlheim ist eine Endvermittlungsstelle zu Frank-
furt am Main. Die Teilnehmer in Mühlheim können 
daher die Teilnehmer in Frankfurt am Main und 
Offenbach zwar nicht mehr zur Ortsgesprächsgebühr, 
aber im Selbstwählferndienst zu der ebenfalls sehr 
günstigen Gebühr des Knotenamtsbereichs (eine 
Ortsgesprächsgebühreneinheit für je eineinhalb 
Minuten Sprechdauer) erreichen. 

Zu der Frage, aus welchen Gründen die Deutsche 
Bundespost die Teilnehmer von Mühlheim nicht wie-
der an das Ortsnetz Frankfurt am Main/Offenbach 
angeschlossen hat, ist festzustellen, daß es sich bei 
der Errichtung des Ortsnetzes Mühlheim nicht um 
eine vorübergehende Maßnahme, sondern um die 
endgültige Bereinigung der Netzeinteilung im Raum 
östlich von Frankfurt am Main/Offenbach handelte. 
Da die jetzige Einteilung den für das gesamte Bun-
desgebiet geltenden Richtlinien für die Abgrenzung 
der Ortsnetze entspricht, bestand bisher und besteht 
auch weiterhin keine Veranlassung, das Ortsnetz 
Mühlheim wieder aufzuheben und die Teilnehmer 
wieder an Frankfurt am Main/Offenbach anzu-
schließen. 

Zu Frage XIII/8: 

Die Frage, ob die Deutsche Bundespost bereit ist, 
die Teilnehmer der Stadt Mühlheim wieder an das 
Ortsnetz Frankfurt am Main/Offenbach anzuschlie-
ßen, ist zu verneinen. Abgesehen davon, daß diese 
Maßnahme — wie zu XIII/7 schon erwähnt — mit 
den allgemein gültigen Vorschriften der Fernsprech-
ordnung nicht zu vereinbaren wäre, würde eine Aus-
nahme zugunsten der Stadt Mühlheim eine Vielzahl 
berechtigter Berufungen nach sich ziehen. 

Im übrigen können die zu XIII/7 erwähnten Ge-
bührenfolgen, die sich aus der Bildung des Orts-
netzes Mühlheim für die Teilnehmer ergeben haben, 
nicht als Benachteiligung bezeichnet werden. Es han-
delt sich vielmehr um die Beseitigung eines lange 
gewährten Gebührenvorteils, der den Teilnehmern 
in Anbetracht der Entfernungsverhältnisse und der 
von der Deutschen Bundespost zu erbringenden Lei-
stungen nicht zustand und der daher schon aus 
Gründen der Gleichbehandlung aller Fernsprechteil-
nehmer nicht länger zu vertreten war. Der Fall, daß 
eine Gemeinde, obwohl sie im Einzugsbereich einer 
Großstadt liegt und zu dieser sehr enge wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Bindungen hat, dennoch 
nicht dem Großstadtortsnetz, sondern einem Nach-
barortsnetz zugeordnet ist oder ein eigenes Ortsnetz 
bildet, steht keineswegs vereinzelt da. 
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